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Editorial 

Angesichts des Stellenwertes, den politische Bildung sowie analytische 
Begleitung gesellschaftlicher Prozesse in den Aufgabenbeschreibungen der 
politischen Stiftungen einnehmen, war zunächst anzunehmen: Sie würden 
im Zuge ihrer Erschließung des ostdeutschen Siedlungsgebietes die Hoch­
schulen als ideales Betätigungsfeld innerhalb der infrastrukturell reichlich 

versteppten Landschaft entdecken. Als dann auch gleich die Konrad­
Adenauer-Stiftung 1991 ein umfangreiches Gastdozentenprogramm für die 
der DDR nachgefolgten Länder auflegte, weckte das durchaus - wahlwei­
se - Befürchtungen oder rief Häme hervor: Jetzt sei(en) die führende(n) 

Partei(en) nicht mehr selbst an der Hochschule, sondern schickte(n) -
plump durch deren Unabhängigkeitsbeteuerungen getarnt - ihre Stif­

tung( en). - Wir haben diejenigen politischen Stiftungen um Selbstdarstel-
lungen ihres Engagements an ostdeutschen Hochschulen gebeten, die uns 
durch ebensolches aufgefallen sind. Die Beiträge, das sei gesagt, spiegeln 

zwar nicht den ganzen Umfang der hier in Rede stehenden jeweiligen 
Stiftungsaktivitä ten (was bei der Hans-Böckler-Stiftung der von uns vorgege­
benen Seitenbegrenzung geschuldet ist). Doch kann trotzdem festgehalten 

werden: Einen besonderen Schwerpunkt stellen die ostdeutschen Hochschu­
len insbesondere für die parteinahen Stiftungen nicht dar. Während die 

Hans-Böckler-Stiftung als "Mitbestimmungs-, Forschungs- und Studienförde­
rungswerk des Deutschen Gewerkschaftsbundes" ihr Engagement in Ost­

deutschland auch sehr betont auf die Hochschulen bezieht, scheinen diesbe­
zügliche Aktivitäten bei den parteinahen Stiftungen eher eine Sache unter 

vielen anderen zu sein. Was man - gewiß - nicht nur negativ sehen kann. 

Mit vorliegendem Heft schließt der zweite Jahrgang von hochschule ost ab. 
Seit Oktober 1991 sind vierundzwanzig Hefte und zwei specials erschienen. 
Mit Beginn des dritten Jahrgangs wechseln wir auf zweimona tliche E rschei-

nungsweise, bei erweitertem Heftumfang. 
p.p. 
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THEMA 1: Sozial- und Geisteswissenschaften 
Ost: Zwischenbilanzen des Umbaus - Teil 2 

Wolfgang Schluchter (Heidelberg) 1: 

Der Um- und Neubau der Hochschulen in Ostdeutschland 
Ein Erfahrungsbericht am Beispiel der Universität Leipzig 

Teil 2 * 

III. Der Neubau der Fächer Politikwissenschaft und Soziologie an der 
Universität Leipzig 

Die Warteschleifenregelung in Verbindung 
mit der Zusage an die Studenten. an ihrer 
bisherigen Einrichtung weiterstudieren zu 
können, erzwang sofortige Evaluierung aller 
lehrenden. Wohl konnte man die Regi­
meträger identifizieren und abberufen -
was zu diesem Zeitpunkt teilweise schon 
geschehen war. Aber was tat man mit dem 
mehr oder weniger regimenahen Rest? 
Um während der nun angebrochenen 
Übergangszeit wenigstens die Lehre eini­
germaßen differenziert bestreiten zu kön­
nen, genügte es ja nicht, Gastprofessoren 
und Gastdozenten aus dem Westen zu 
gewinnen. Es mußten auch, sofern ge­
rechtfertigt, Lehrkräfte aus der Wartesch lei­
te herausgeholt werden. Dies also war der 
erste Schrit12. 

Die Evaluierungskomm1ss1onen, nicht iden­
tisch mit den späteren Grundungskomm1s­
sionen. die zunächst die Professoren und 
Dozenten. dann den Mittelbau zu bewer­
ten hatten, bestanden aus ernannten west­
deutschen Professoren und gewählten 
Leipziger StudentP.n 11nrl As.s1stP.ntP.n. A11r.h 

ein bereits überprüfter Le1pz1ger Professor 
bzw. Dozent w1rk1e mit3. Die fachhche Kom­
petenz wurde In erster L1n1e von den West-
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deutschen. die persönliche Integrität von 
den Ostdeutschen beurteilt. Am Ende stand 
die Entscheidung darüber. ob man emp­
fehle, den Beurteilten weiter lehren zu las­
sen. Wurde dies bejaht, bekam er einen 
Zeitvenrag für ein Jahr. Das war nicht viel. 
aber damit konnte man wenigstens die 
Hürde des 30. Juni bzw. des 30. Septem­
ber 1991, des Endes der Warteschleife, 
nehmen. Wie es dann weiterginge, blieb 
freilich offen, was natürlich die Arbeitsmoti­
vation der Betroffenen nicht gerade positiv 
beeinflußte. 

Damit war zugleich eine erste Konfliktfront 
eröffnet: Der Kampf um die Verlängerung 
der Arbeitsverträge des positiv evaluierten 
wissenschaftlichen Personals. Die vom 
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst 
sukzessive ernannten Gründungsdekane 
bzw. Gründungsdirektoren mußten ja die 
Erneuerung betreiben und den Lehr- und 
Verwaltungsbetrieb sichern. Sie sahen sich 
aber einer Universitätsleitung gegenüber, 
deren Handlungsspielraum In allen Perso­
na !angelegen heiten deut!:ch e:nge„ 
schränkt war. und einem Min1stenum. das 

• Teil 1 siehe hso 8/93, S. 29 - 45 
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zu diesem Zeitpunkt Festlegungen auf die­
sem Gebiet vermeiden und möglichst viel 
offenhalten wollte. Die allgemeine Verun­
sicherung stieg dadurch noch. In dieser 
Phase kehrte eine nicht unbeträchtliche 
Zahl positiv Evaluierter insbesondere aus 
dem Mittelbau der Universität freiwillig den 
Rücken. Ein Jahr nach der Evaluierung 
hatten von· den 13 positiv evaluierten wis­
senschaftlichen Mitarbeitern, die der Poli­
tikwissenschaft zugeordnet waren, 7, von 
den 4 positiv evaluierten wissenschaftli­
chen Mitarbeitern, die der Soziologie zu­
geordnet waren, 3 aus eigenem Antrieb 
die Universität verlassen. Obwohl sich die 
Chancen der Gebliebenen auf Weiterver­
wendung dadurch objektiv besserten, 
wuchs deren Demoralisierung. Sie muß­
ten sich praktisch täglich die Frage vorle­
gen. ob sie gehen oder bleiben sollten. 
Dies zerrte an den Nerven. zumal die Ver­
tragsgestaltung nicht einmal eine mittelfri­
stige Lebensplanung erlaubte. 

Die Politik der kurzen Verträge war natür­
lich aus institutionenpolitischer Sicht ver­
ständlich. Man wollte sich die Erneuerung 
unter keinen Umständen personell ver­
bauen. Zudem hatten die positiven Evaluie­
rungen nur vorläufigen Charakter. Es wür­
de eine zweite Runde geben, in der dann 
über das Schicksal des verbliebenen Lehr­
körpers endgültig zu entscheiden war4. 
Hinzu kam, daß alle Akteure zwar nicht 1n 
einem rechtsfre1en. wohl aber in einem 
rechtlich noch nicht hinreichend durchge­
stalteten Raum operierten. Die Hochschu­
lerneuerungsgesetze waren noch nicht 
erlassen - der Sächsische Landtag be­
schloß das Sächsische Hochschulerneue­
rungsgesetz erst am 21. Juni 1991, das 
dann am 25. Juli 1991 in Kraft trat, also nacn 
dem Ende des Sommersemesters und ein 
h:alhi:>c: . l:ahr n:ar-h rl,:,m Ahw1r-l<l11ngc:hi:>-

schluß. Vor diesem Datum aber wurden in 
Le1pz1g die Weichen für die Erneuerung 
der Fächer Politikwissenschaft und Soz10-
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logie gestellt. Die Aufbauarbeit ähnelte also 
zunächst einem Tanz auf dem Seil ohne 
engmaschiges (rechtliches) Netz. 

Damit ist schon die zweite Konfliktfront an­
gedeutet: Die faktische und die rechtliche 
Erneuerung erfolgten gewissermaßen zeit­
lich versetzt. Um die faktische Erneuerung 
ohne allzu großen Schaden für die Leipzi­
ger Studenten _und das Leipziger Lehrper­
sonal zu vollziehen, konnte man nicht auf 
den Gesetzgeber warten. So wurde der 
rechtlich normierte Ablauf der Erneuerung 
der abgewicKelten Fächer, wie ihn dann 
das Erneuerungsgesetz vorschrieb, im 
Falle von Politikwissenschaft und Soziolo­
gie in gewissemSinne auf den Kopf ge­
stellt. Nach der späteren rechtlichen Nor­
mierung sollten die Gründungskommis­
sionen, die der Staatsminister in der vorher 
beschriebenen Zusammensetzung auf­
grund von Vorschlägen der Universität ein­
setzte. zunächst einen Strukturplan für ihre 
jeweiligen Fächer entwickeln, nach Ge­
nehmigung dieses Strukturplans prüfen, 
"ob und welche der bis zum 31. 12. 1990 
an der Hochschule 1n einem unbefristeten 
Dienstverhältnis stehenden Hochschulleh­
rer und wissenschaftlichen und künstleri­
schen Mitarbeiter dem Staatsminister für 
Wissenschaft und Kunst zur Berufung als 
Hochschullehrer bzw. für ein unbefristetes 
Dienstverhältnis in der zu errichtenden 
Fakultät bzw. Fachbereich oder dem Insti­
tut vorgeschlagen werden sollen"S. und 
nach erfolgten Berufungen bzw. Ernen­
nungen die restlichen Stellen mit Zustim­
mung des Senats der Hochschule aus­
schreiben. Dieses Ablaufschema hatte ei­
niges für sich. Nur berücksichtigte es die 
faktischen Handlungszwänge nicht. Hätte 
man sich vorab danach gerichtet - und es 
gab Ja Vorentwurfe zum Hochschulemeue­
ri 1ngc::.g,:1c:::,:::,,t7t rl1,::. rl11rrh:::111«: h&lik~nnt w:::1r,:::,,n 

-, so hätte die erste Berufung von außen 
frühestens in der zweiten Hälfte des Jahres 
1992 erfolgen können. Das hätte vielleicht 

Protest oder Abwanderung, aber gewiß 
nicht Loyalität bei den Studenten zur Folge 
gehabt6. Deshalb legten die Gründungs­
kommissionen Soziologie und Politikwis­
senschaft, die seit Beginn des Sommerse­
mesters 1991 arbeiteten, bereits im Sep­
tember 1991, also ein Jahr früher, dem 
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst 
des Freistaats Sachsen erste Berufungsli­
sten für die Besetzung von C4-Positionen 
vor, zu einem Zeitpunkt also. als es weder 
einen genehmigten Strukturplan noch eine 
Entscheidung über die weitere Verwen­
dung des verbliebenen Leipziger Lehrper­
sonals gab. 

Dieses Vorgehen mag manchen Juristen 
erschüttern?. Für Soziologen gehört es zu 
den Eigenschaften des sozialen Lebens, 
daß es nicht nur durch Recht geformt wird, 
sondern daß das Recht ihm auch nachfolgt 
und daß Umbruch und Übergangssituatio­
nen kein Fall für rechtsdogmatische Dis­
kurse sind. Wo Regeln fehlen oder unzu­
reichend spezifiziert bleiben, vergrößern 
sich Handlungsspielraum und Definitions­
macht der Akteure. Die Frage ist dann: Wer 
füllt das Vakuum wie? Da die Ministerialver­
waltung noch nicht voll funktionsfähig, die 
Universität trotz Erneuerung ihrer Spitze 
und von Teilen ihrer Gliederungen noch 
nicht autonom war, hatten Gründungsde­
kane und ihre Kommissionen zunächst 
einen relativ großen Handlungsspielraum. 
Außerdem operierten sie mit dem Prestige 
und den Selbstverständlichkeiten des 
Westens. und dies wiederum erleichterte 
den Zugang zur und die Verständigung 
mit einer Ministenalverwaltung, deren Spit­
zen überwiegend aus dem Westen ka­
men. Diese Konstellation barg freilich auch 
die Gefahr. daß sich Gründungsdekane 1m 
Außenverhältnis an der Universität vorbei 
mit dem Ministerrum direkt verständigten. 
Sie barg aber ferner die Gefahr, daß sie im 
Innenverhältnis weniger den kooperativen 
Dialog pflegten als das autoritäre Dekret. 

hoch~chulc OSI scpl. 1993 

Daran läßt sich eine dritte Konfliktfront er­
kennen: Die Beziehungen zwischen Grün­
dungsdekanen einerseits und den sich 
erst ausbildenden Selbstverwaltungsorga­
nen der Universität sowie den Studenten 
und dem verbliebenen Lehrkörper ande­
rerseits. 

Und noch eine vierte Konfliktfront gilt es zu 
erwähnen, die sich allerdings nicht von 
Beginn an abzeichnete: die zwischen Grün­
dungskommissionen und Hochschulkom­
mission. Wie vom Wissenschaftsrat emp­
fohlen, hatten alle neuen Länder Hoch­
schulstrukturkommissionen eingerichtet8. 
so auch der Freistaat Sachsen. Im Unter­
schied etwa zur Hochschulstrukturkommis­
sion Sachsen-Anhalt war der Auftrag der 
Hochschulkommission Sachsen extensiv 
angelegt. Sie beschränkte sich bei ihren 
Empfehlungen nicht auf Strukturen bis hin­
unter auf die Ebene der Fächer. Sie griff 
auch, wie sich später herausstellte, in Per­
sonalfragen ein9, Das Hochschulemeue­
rungsgesetz gab ihr dafür freilich im § 128 
einen Rechtstitel. Ich komme auf diesen 
interessanten Punkt noch zurück. 

Wo Regeln fehlen oder nicht hinreichend 
spezifiziert sind, gewinnen Netzwerke an 
Bedeutung. Sie aufzubauen. um eine ten­
denziell anomische Situation zu strukturie­
ren, braucht Zert und erfordert vor allem 
Anwesenheit. Soziales Kaprtal bildet sich 
am besten in relativ geschlossenen Bezie­
hungen 10, die über Zeit stabil bleiben. Nur 
dann kommt es zu genügend gemeinsam 
erlebten und bewälligten kritischen Situa­
tionen, die Vertrautheit und Vertrauen stif­
ten. Es gehörte zu den glücklichen Um­
ständen der Leipziger Konstellation. daß 
ein solches Netzwerk relativ schnell ent­
stand11 _ Es verknüpfte den Gründungsde­
kan m!t '.-vicht,gen Vertretern der Un!versi­
tät, insbesondere mit der Universitätsspit­
ze, später auch mit dem Ministerium. vor 
allem aber mrt dem verbliebenen Lehrper-
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sonal und Vertretern der Studenten. Dem­
gegenüber traten die eher sporadischen 
Beziehungen zu den übrigen Gründungs­
dekanen in ihrer Bedeutung zurück. Ent­
scheidend aber war die Einsatzfreudigkeit 
und Konsensfähigkeit der Gründungskom­
missionen einschließlich ihrer Leipziger 
Teile. Hier galt der Grundsatz, so lange zu 
diskutieren, bis Übereinstimmung erzielt 
war. So gab es gewöhnlich Abstimmungs­
ergebnisse wie zu Zeiten der SED! 

Die Spannungen, die sich an den vier 
beschriebenen Konfliktfronten bildeten, 
konnten so über eine lange Phase immer 
wieder ausgeglichen werden. Über die 
Maximen des Um- und Neubaus der bei­
den Fächer erzielten zudem die Grün­
dungskommissionen schnell Einigkeit. Sie 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Politikwissenschaft und Soziologie sind 
heute voll ausdifferenzierte eigenständige 
Disziplinen, die trotz ähnlicher Probleme, 
Theorien und Methoden getrennt zu lei­
stungsfähigen Einheiten auf- und ausge­
baut werden sollten. Dies bedeutete die 
Forderung nach Gründung eines Instituts 
für Politikwissenschaft und eines Instituts 
für Soziologie. 

2. Beide Fächer sollten in die Lage versetzt 
werden, einen Diplomstudiengang anzu­
bieten und sich am Magisterstudiengang 
1m Haupt- und Nebenfach zu beteiligen. 
Da über die Zukunft des Faches Gemein­
schaftskunde bzw. Politische Bildung kei­
ne Klarheit bestand. trat die Lehrerbildung 
zunächst zurück. 

3. Der 1eweil1ge Diplomstudiengang sollte. 
an bewährte DDR-Muster anknüpfend, an­
wendungsbezogene und berufsprakl1sche 
Komponenten enthalten und lokale Gege­
benheiten bert.icks1cht1gen. Dies führte 
dazu. den Diplomstudiengang Politikwis­
senschaft auf Internationale Beziehungen 
unter besonderer Berücksichtigung Ost-

8 

europas auszurichten, den Diplomstudi­
engang Soziologie auf Sozialpolitik. 

4. Beide Institute sollten so ausgestattet 
werden, daß sie mit Instituten im Westen 
konkurrieren und ihre Aufgaben in For­
schung und Lehre differenziert erfüllen 
konnten. Dies bedeutete die Forderung 
nach 6 - 7 Professorenstellen pro Fach. 
Hinzu sollten 12-14 Stellen für Hochschul­
assistenten und Wissenschaftliche Mitar­
beiter kommen, um insbesondere Anpas­
sungselastizitäten für den durch den Um­
bau strukturell besonders benachteiligten 
ostdeutschen Mittelbau zu schaffen. Dazu 
gehörte auch der Vorschlag. für eine Über­
gangszeit zusätzliche Stellen zur Verfü­
gung zu halten, die künftig wegfallen wür­
den. 

5. Der Empfehlung des Wissenschaftsrats, 
den neu zu bildenden Lehrkörper zu 
'durchmischen', sowohl seine totale Ver­
westlichung wie seine totale Vermännli­
chung zu verhindern. sollte möglichst ent­
sprochen werden. 

6. Die Studenten sollten die Möglichkeit 
haben. sich unabhängig von der bereits 
verbrachten Studienzeit bisher vorenthal­
tene Lehrinhalte anzueignen und Examen 
nach westlichen Standards abzulegen. was 
insbesondere bei der Politikwissenschaft 
komplizierte Sonder- und Übergangsre­
gelungen erforderlich machte. Ein eige­
nes Problem stellten dabei die nicht nach 
Leistungsfähigkeit. sondern nach zwi­
schen staatlichen 'F reu ndschaftsbeziehun­
gen' ausgewählten ausländischen Studen­
ten dar. 

Um es vorweg zu sagen: Die Forderun­
gen. die sich mit den sechs Punkten ver­
binden, konnten wertgehend durchgesetzt 
werden, die Punkte 1-3 und 6 ohne Abstri­
che. der Punkl 4 rn,t Absirienen. die aber zu 
verkraften sind. Beide Institute haben heu­
te 1e 6 Professorenstellen und 9 bis 10 
Mittelbaustellen. also eine personelle Aus-
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stattung, die besser ist als die vieler west­
deutscher Institute. Punkt 5 aber blieb weit­
gehend unerfüllt. Allerdings weicht hier 
Leipzig trotz ungünstiger Ausgangslage im­
mer noch positiv von der allgemeinen Ent­
wicklung ab. 

Machen wir uns die Ausgangslage noch 
einmal deutlich. Sie nahm sich, wie ge­
zeigt, für Politikwissenschaft und Soziolo­
gie sehr verschieden aus. Die Evaluations­
kommiss1on Politikwissenschaft, die nach 
dem Abw1cklungsbeschluß und vor Bil­
dung der Gründungskommission Politik­
wissenschaft tätig wurde, bestritt mit guten 
Gründen jede Kontinuität zwischen Wis­
senschaftlichem Kommunismus und Poli­
tikwissenschaft. Ihre harsche Haltung hatte 
dabei sicherlich auch einen professions­
politischen Hintergrund. Die westdeutsche 
Politikwissenschaft ist ja, wie übrigens auch 
die westdeutsche Soziologie, im Außen­
verhältnis keineswegs unumstritten. Vor 
allem aber ist ihr interner Streit. im Unter­
schied zu dem der Soziologie, stärker 'ideo­
logisiert'. Nicht zufällig hat sie zwei Fach­
verbände und besitzt erstaunlich viele par­
te,nahe Richtungen. Jede Kontamination 
mit dem .Wissenschaftlichen Kommunis­
mus hätte vermutlich zu einer Legitimati­
onskrise geführt. 

Dieser hier vermutete Kontext hinderte die 
Evaluationskommiss1on freilich nicht dar­
an, Ihre Bewertungen sehr differenziert vor­
zunehmen. Zwar 'überlebten· von den 
Hochschullehrern nur zwei Dozenten. die 
zudem eher auf Randgebieten arbeiten. 
doch von den 26 Mitarbertem, die sich der 
Bewertung noch stellten, wurden immer­
hin 13 als förderungswürd1g bzw. sehr för­
derungswürdig e1ngestuft1'2. Unter dem 
Dach des Wissenschaftlichen Kommunis­
mus hatte sich sert Beginn der Perestroika 
eben doch manche Abweichung vom 
Dogma entwickelt. Dennoch· die Zahl de­
rer. denen man einen nicht bloß aufgesetz· 
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ten Übergang zum Wissenschaftsverstän­
dis der Politikwissenschaft zutrauen durfte, 
blieb doch relativ gering. 

In der Soziologie dagegen schafften dieje­
nigen, die dem Fach tatsächlich zugehör­
ten, diese Hürde. Hier wirkte sich positiv 
aus, daß alle ohne Ausnahme empirisch 
geforscht hatten. Allerdings war der Lehr­
körper durch Abberufungen und Pensio­
nierungen vor der Evaluation bereits er­
heblich reduziert. Wichtig aber ist: Das Wis­
senschaftsprofil der Leipziger Soziologie 
wich von dem des Leipziger Wissenschaft­
lichen Kommunismus deutlich ab. 

Dennoch ist es auch bei den Soziologen 
am Ende nicht gelungen, den Lehrkörper 
so zu 'durchmischen', wie es die Grün­
dungskommission Soziologie nach gründ­
licher Prüfung der verbliebenen Leipziger 
Hochschullehrer wollte. Hier wirkten sich 
auch Veränderungen in der Gesamtkon­
stellation aus. Der Handlungsspielraum, 
der am Beginn auf der Fachebene be­
stand und den die Universitätsleitung so­
wert als möglich schützte. verengte sich mit 
dem Fortgang der Erneuerung und dem 
Ablauf der Zeit zusehends. Der Spielraum 
blieb nur so lange relativ groß. w,e die 
Handlungen der Akteure auf den verschie­
denen Ebenen noch unverbunden ne­
beneinander herliefen und auch noch nicht 
koord,nien werden mußten. Dies ändene 
sich, als es um die Durchsetzung von Struk­
turplänen und Personalvorschlägen ging. 
Nun zeigten sich restriktive Bedingungen 
an Stellen. wo man sie zu Beginn des 
Erneuerungsprozesses am wenigsten ver­
mutet hatte: im Ministerium und in der Hoch­
schulkommission. Dies führt uns auf die 
Landesebene zurück. 

Doch vorher noch ein Wort zur Lehre. Sie 
mußte ,n der Politikwissenschaft fast aus­
schließlich. 1n der Soz1olog1e zu einem 
nicht geringen Teil von Gastprofessoren 
und Gastdozenten aus dem Westen be-
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stritten werden. Sie zu gewinnen, fiel über­
raschend leicht. Obgleich das Unterrich­
ten in Leipzig für fast alle eine zusätzliche 
Belastung bedeutete, gab es eine ganz 
erstaunliche Bereitschaft, hier mitzuwirken 
- und eine gleiche Bereitschaft westlicher 
Stiftungen und Einrichtungen, diese Mit­
wirkung zu entgelten, wenn man sich nicht 
gar entschloß, auf Entgelt überhaupt zu 

verzichten. weil man sich die Erfüllung 
einer patriotischen Pflicht nicht bezahlen 
lassen wollte 13_ Die Bereitschaft westdeut­
scher Hochschullehrer, die Hochschuler­
neuerung im Osten tatkräftig zu unterstüt­
zen, gehört sicherlich zu den erfreulichen 
Kapiteln des deutschen Einigungsprozes­
ses, von denen es ja so viele noch nicht 
gibt. 

IV. Die Interventionen von oben: Personal- und Strukturpolitik 

Wie bereits ausgeführt, erarbeiteten die 
Gründungskommissionen, von denen hier 
die Rede ist, schon im September 1991 
Berufungsvorschläge, noch bevor ein ge­
nehmigter Strukturplan vorlag, und zwar 
drei in Soziologie und einen in Politikwis­
senschaft. Im Oktober folgten zwei weitere 
politikwissenschaftliche Listen. Alle Vor­
schläge wurden der Universitätsspitze und 
dem Minister sofort angezeigt. Es dauerte 
aber noch einige Zeit, bis die vom inzwi­
schen verabschiedeten Hochschulerneue­
rungsgesetz geforderten Unterlagen und 
Gutachten (drei pro Vorgeschlagenem) 
vorlagen. Auf ihrer Grundlage beschloß 
der Senat der Universität. Damit rückte das 
wichtigste Ziel in greifbare Nähe. das sich 
der Gründungsdekan gesetzt hatte: Je drei 
C4-Professuren zum Sommersemester 
1992 besetzt zu haben. Dann würden die 
Fächer ungefähr ein Jahr nach der Ab­
wicklung im Kern konsolidiert sein. 

Die Universitätsleitung hatte in einem recht­
lich strittigen Akt. einem Akt der Ursurpation 
sozusagen. durch den sie die ihr noch 
nicht gewährte Autonomie vorwegnahm. 
die frühe Ausschreibung der sechs Stellen 
ermöglicht14_ Sie handelte sich dafür die 
Mißbilligung des Ministeriums ein. Dort 
scheint man eine Zeit lang ernsthaft erwo­
gen zu haben. die Ausschreibungen rück­
g~ngig zu machen, obgleich es doch auf 
der Hand lag. daß Je drei C4-Professuren 
für die Kernbereiche das unerläßliche 'Start­
kapital' sein mußte (in Soziologie die Kern-
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bereiche Theorie. Methodologie und Me­
thoden sowie Sozialpolitik. in Politikwissen­
schaft die Kernbereiche Theorie. Politi• 
sches System sowie Internationale Bezie­
hungen). Die Rückrufaktion unterblieb 
denn auch klugerweise. Sie hätte natürlich 
zum Rücktritt der beiden Gründungskom­
missionen geführt. 

Anlaß zum Rücktritt der Gründungskom­
mission Politikwissenschaft hätte dann al­
lerdings ein anderer erstaunlicher Vorgang 
geben können: Bei einer von Gründungs­
kommission und Senat einstimmig verab­
schiedeten Berufungsliste wich der Mini­
ster bei der Ruferteilung von der vorge­
schlagenen Reihenfolge ab. Nun ist nach 
bundesdeutschem Hochschulrecht natür­
lich ein Minister an die in einem Berufungs­
vorschlag gesetzte Reihenfolge der Na­
men nicht gebunden. Und dies ist auch in 
§ 52. Abs. 3. Satz 3 des Sächsischen Hoch­
schulerneuerungsgesetzes so formuliert 
Rechtlich konnte man also das Handeln 
des Ministers nicht beanstanden. Doch wie­
derum zeigt sich, daß Recht und soziale 
Wirklichkeit zwei verschiedene Dinge sind. 
Wenn eine GründungskommIssIon, der 
renommierte Fachvertreter angehören, 
sich in tagelangen Beratungen - natürlich 
unentgeltlich bemüht hat, die unter 
fachlichen und organisatorischen Gesichts-
""'' u._Lo-t,u, ho~to I AC'.11nn -,, , fin~on m11n: t1or 
~u11"u:;;11 uc;~u;;; L..VVUII~ LU ,u, ........ ,,. ,,, .... ., """"""' 

Minister, der die Kommission einsetzte, 
schon sehr gute Gründe haben. von sei­
ner Prarogat1ve Gebrauch zu machen. Die-

hn,:h.,chulc o,t ,cpl. 199.1 

se Gründe hatte er nicht. Es gibt keinen 
Zweifel, daß bei seiner die Kommission 
desavouierenden Entscheidung nicht fach­
liche, sondern außerfachliche Gesichts­
punkte, die politische Neigung der Vorge­
schlagenen, die entscheidende Rolle spiel­
ten. Daß die Gründungskommission poli­
tisch sehr verschieden kolorierte Fachver­
treter vorschlagen hatte, zeigt übrigens, 
daß dieser Gesichtspunkt für ihre Entschei­
dung ohne jede Bedeutung war. Der Fall -
zugleich wohl ein Fall des Einflusses von 
Seilschaften - zog weite Kreise. Auch der 
'3undestagsausschuß für Bildung und Wis­
senschaft beschäftigte sich damit 15. Es 
gereicht dem Minister immerhin zur Ehre, 
daß er, nachdem ihn der ihm politisch Na­
hestehende an der Nase herum geführt 
hatte, sich doch noch entschloß, den Erst­
plazierten zu berufen. Die Gründungskom­
mission, die um der Sache willen nicht zu­
rückgetreten war, vermerkte dies mit Ge­
nugtuung. 

Man mag diesen Vorgang im Nachhinein 
eher als eine Arabeske werten, der außer 
mit Seilschaften auch mit nicht eingelebten 
Praktiken zu tun hat. Dies ist bei der zweiten 
personalpolltischen Intervention von oben 
anders. Sie beleuchtet eher einen struktu­
rellen Zusammenhang. An ihr kann man 
lernen, weshalb es in den abgewickelten 
Bereichen praktisch zu keiner 'Durchmi­
schung' kommen konnte. Dafür waren zu 
viele Blockaden in den Rekrutierungspro­
zeß eingebaut. Über die Schwierigkeiten. 
auf der Fachebene geeignete Kandidaten 
zu finden. wurde bereits gesprochen. Wa­
ren sie gefunden, so scheiterten Vorschlä­
ge entweder schon Im Senat oder an einer 
außeruniversitären Vetokoalition. Letztere 
wurden von westdeutschen Hochschul­
lehrern gebildet. die die ostdeutsche Hoch­
schulwirklichkeit nur von Ferne kannten. 
und jenen ostdeutschen Hochschulpol1ti­
kem. denen Jeder DDR-Hochschullehrer 
eines abgewickelten Bereichs allein schon 

hochschulc 0,1 scpt. 199; 

wegen dessen vormaliger 'Regimenähe' 
verdächtig blieb. 

Die Gründungskommission Soziologie 
schlug vor, zwei Leipziger Dozenten auf 
C3-Professuren zu berufen, für die sie nach 
einhelliger Auffassung, unter Einrechnung 
eines Ostbonus, hinreichend qualifiziert wa­
ren. Sie setzte also fachlich und wissen­
schaftspolltisch außer auf Erneuerung auch 
auf ein gewisses Maß an Kontinuität. Die 
externen Gutachter und der Senat unter­
stützten diesen Vorschlag. Dann wurde 
die Sächsische Hochschulkommission ein­
geschaltet, wie im Hochschulemeuerungs­
gesetz für solche Fälle vorgesehen(§ 128). 
Die endgültige Entscheidung lag beim Mi­
nister. Obgleich dieser die Hochschulkom­
mission nur anzuhören hatte, kann man 
vermuten, daß er in solch politisch sensiti­
ven Fällen auch angesichts der Konstella­
tion im Landtag und in seiner eigenen 
Fraktion nicht gegen die Empfehlung der 
Hochschulkommission entscheiden woll­
te. Diese hatte hier also eine besondere 
Verantwonung. Die Hochschulkommissi­
on gab, ohne die Betroffenen oder auch 
nur den Gründungsdekan anzuhören. die 
Empfehlung, einen der Vorgeschlagenen 
gar nicht und den anderen für ein anderes 
Gebiet zu berufen. Es ist völlig schleierhaft. 
wie sie, entgegen dem Urteil der Fachver­
treter. das auf gründlicher Lektüre der Schrit­
ten und persönlicher Kenntnis der Vorge­
schlagenen beruhte, zu ihrer Empfehlung 
kam. Vermutlich orientierte sie sich, wie in 
solch abgehobenen Gremien üblich, an 
den Titeln in den Schriftenverzeichnissen. 
Ein Ostdeutscher aber besitzt nun einmal 
kein einem gleichaltrigen Westdeutschen 
vergleichbares Schriftenverzeichnis. Der 
Minister folgte der Empfehlung. Eine Chan­
ce für bessere 'Durchmischung' war ver­
ta'l. 

Auch dies ist sicherlich zum Teil Arabeske. 
Einer In der Hochschulkommission spielte 
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sich eben auf. Doch geht es hier nicht um 
Menschlich-Allzumenschliches. Wichtiger 
ist der dabei zum Vorschein kommende 
strukturelle Zusammenhang. Die abstrak­
ten Wissenschaftsstandards mancher west­
licher Professoren l 6 und das Mißtrauen 
mancher ostdeutscher Erneuerer gegen 
alle, die bereits in der DDR Hochschulleh­
rer waren, wirkten häufig zusammen, um 
passable Ostkandidaten zu Fall zu brin­
gen. 'Durchmischung' blieb angesichts 
dieser Konstellation ein schwieriges Pro­
jekt. Inzwischen scheinen in den abgewik­
kelten Fächern insbesondere ostdeutsche 
Studenten und Wissenschaftliche Mitarbei­
ter dieser Vetokoalition beizutreten. Die 
westlichen Standards sind akzeptiert, und 
man will von einem Ostbonus nichts mehr 
wissen. Dieser wird geradezu als diskrimi­
nierend empfunden - ähnlich wie ja auch 
der Philosemitismus von manchen Juden 
zu Recht als Diskriminierung empfunden 
w1rd17. 

Trotz der ungünstigen Ausgangslage und 
trotz dieser personalpolitischen Interven­
tionen von oben gelang es dennoch, In 
der Leipziger Politikwissenschaft und So­
ziologie wenigstens ein Mindestmaß an 
'Durchmischung' zu erreichen. Sollte sich 
die zweite Runde der Berufungen im Sin­
ne der Gründungskommissionen realisie­
ren. so waren unter den 12 Professoren ein 
Ostdeutscher, eine Osteuropäerin. ein Ost­
europäer und zwei westdeutsche Frauen. 
Dies 1st wenig genug. aber weit besser als 

der Durchschnitt. Denn für die abgewickel­
ten Bereiche läßt sich allgemein sagen, 
daß bei der personellen Erneuerung der 
Lehrkörper verwestlicht und vermännlicht 
wurde. 

Aber auch in Strukturfragen verengten sich 
die Spielräume. Gewiß, die Grundstruktur 
beider Fächer ist akzeptiert und trotz der 
Abstriche vorerst gesichert. Aber der Druck 
zu weiterer Schrumpfung, der auf der Uni­
versität insgesamt seit langem lastet, nimmt 
weiter zu. Er kann nicht ohne Folgen auch 
für die von Grund auf erneuerten Fächer 
bleiben. Es erhebt sich deshalb jetzt schon 
die Frage, ob sich diese Struktur an der 
unteren Grenze auch mittel- und langfristig 
halten läßt. Hier wirkt sich aus, daß man in 
Sachsen, wie in allen Ostländern, eine 
regionalpolitisch geprägte Hochschulstruk­
turpolitik betreibt. die Dispersion statt Kon­
zentration favorisiert und sich um zeitliche 
Prioritäten herumdrückt. Von Beginn an 
wurde zuviel auf einmal gewollt. Insbeson­
dere der rasche Ausbau der TU Dresden 
zur Volluniversität - zur Hofuniversität mit 
ihren Hofschranzen, wie manche spöttisch 
meinen - hatte und hat negative Auswir­
kungen auf Le1pz1g. Leipzig, die zweitälte­
ste deutsche, freilich auch die vormals rote 
Universität, scheint außertialb der Stadt nie­
mandes Favorit. Dabei bietet Leipzig in 
Jeder Hinsicht den besten Hochschulstand­
ort In den Ostländern 18. Doch Kulturfö­
deralismus. als Regionalpolitik verwirklicht. 
nivelliert. 

V. Rückblick und Ausblick 

Blicken wir zurucK und stellen zum Ab­
schluß die Frage, die wieder über Leipzig 
hinausführt: Wer verlor. wer gewann bei 
diesem strukturellen Anpassungsprozeß? 
Verloren haben dieJerngen Sozialkategori­
en In den Hochschulen, die auch außer­
halb der Hochschule zu den Verlierern 
des Einigungsprozesses gehören: Die Al-
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teren (schon ab 45), die Frauen und dIeJe· 
nigen, deren 'Betrieb' geschlossen. In un­
serem Falle: abgewickelt wurde. weil er 
entweder 1nhalll1ch 'belastet' oder In erster 
Linie auf die Verwertungsinteressen um­
liegender Kombinate ausgenchtet war. 
Verloren aber hat auch der Mittelbau. ne­
ben Teilen der Studenten der eigentliche 

Träger der Reformen von unten 19. Ge­
wonnen dagegen haben Im großen und 
ganzen die Studenten, deren Möglichkei­
ten sich entscheidend erweiterten. Freilich 
werden sie bald die negativen Seiten der 
verwestlichten Strukturen erleben20, ins­
besondere dann. wenn auch die ostdeut­
schen Universitäten Massenuniversitäten 
geworden sind21. Gewonnen haben fer­
ner - erstaunlicherweise - die abgewickel­
ten Bereiche, sofern sie von Gründungs­
dekanen und Gründungskommissionen 
wieder aufgebaut werden durften. Diese 
Fächer sind heute Im Osten meist besser 
ausgestattet als Im Westen, wo sie an vie­
len Universitäten unter dem strukturellen 
Minimum liegen. Dies gilt auch für die Leip­
ziger Politikwissenschaft und Soziologie22. 

Die Erneuerung veränderte dabei den Lehr­
körper von Grund auf. Er wurde, vergli­
chen mit der DDR-Zeit. ertieblich reduziert, 
verwestlicht und vermännlicht. Eine wirkli­
che 'Durchmischung' mißlang. Einige erst­
klassige ältere Wissenschaftler fanden den 
Weg nach Osten, auch einige vielverspre­
chende junge. Aber aufs Ganze gesehen 
rückte doch eher die zweite Garnitur des 
Westens In die ostdeutschen Positionen 
ein. 

Blicken wir voraus und stellen zum Ab­
schluß die Frage, wie es weitergehen Könn­
te. Deuten sich bereits Jetzt gewisse Ent­
wicklungstendenzen an? Der Um- und 
Neubau ist ja noch In vollem Gange. Und 
über allem schwebt das Damoklesschwert 
der Nichtfinanzierbarkeit! 

Mit Verabschiedung der Hochschulgeset­
ze wird den Hochschulen des Ostens eine 
Autonomie ähnlich der des Westens über­
tragen werden. Dies 1st ein w1chtIger und 
überfälliger Schritt. Die Sondergremien. die 
die Übergangsphase gestalteten. werden 
Schritt für Schritt verschwinden. der Einfluß 
der Westberater zurückgehen. Viel wird 
davon abhängen. ob die M1n1stenen. die 

sich inzwischen an direkte Eingriffe ge­
wöhnt haben, die nun gebotene Zurück­
haltung üben, ob sie die Hochschulen 
gewissermaßen zu sich selbst kommen, 
sie eine korporative Identität ausbilden las­
sen, ihnen also hinreichenden, auch fi­
nanziellen Gestaltungsspielraum einräu­
men, der für Innovationen genutzt werden 
kann. Man muß immer wieder daran erin­
nern: Akademische Selbstverwaltung in 
der Gruppenuniversität ist für die ostdeut­
schen Hochschulen etwas Neues. Sie muß 
erst eingeübt werden. und dies braucht 
Zeit. 

Eine wichtige Rolle müssen dabei die aus 
dem Westen Berufenen übernehmen. 
Werden sie sich integrieren oder segre­
gieren? Verstehen sie ihre Berufung als 
Verpflichtung oder als Zwischenstufe auf 
dem Weg nach oben, der zurück in den 
Westen führt? Man muß leider befürchten. 
daß jeweils die zweite Alternative wahr­
scheinlicher ist als die erste. Zeichnen wlf 
also das worst case Scenario. 

Die aus dem Westen Berufenen sind der­
zeit überwiegend Spagatprofessoren. Sie 
wohnen im Westen und arbeiten im Osten. 
Die ostdeutsche Hochschule ist der Ort 
ihrer Lehrveranstaltungen - sehr viel mehr 
ist sie (noch) nicht. Spagatprotessoren sind 
bereits Im Westen ein Ärgernis. Im Osten 
müssen sie zum Skandal werden. zumal 
sie auch noch besser bezahlt sind als ihre 
Kollegen aus dem Osten. Studenten ver­
langen zu Recht Anwesenheit und rebel­
lieren bereits gegen zu häufige Abwesen­
heit. Gewiß, es gibt Gründe, den Lebens­
mittelpunkt derzeit nicht nach Ostdeutsch­
land zu verlegen: den Wohnungsmarkt, 
die Schulen, die Infrastruktur ... , Aber diese 
sollten für Keinen, der sich um eine Beru­
fung an eine ostdeutsche Hochschule 
bemuhte, als unüberwindlich gelten Lei· 
der fehlen die Sanktionen, die Betroffenen 
zum Umzug zu zwingen. Die Residenz-
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pflicht mit Fristen in die Verträge hineinzu­
schreiben wurde versäumt. 

Absentismus der Westprofessoren als kol­
lektives Muster müßte zur Segregation füh­
ren. Die innere Spaltung, die das Land 
derzeit durchzieht, würde verstärkt. Ver­
stärkt würde auch die Bereitschaft, nach 
Ablauf der dreijährigen Sperrfrist wieder in 
den Westen zu wechseln. Die Rückwan­
derung in zwei bis drei Jahren ist aber 
unabhängig davon auch deshalb wahr­
scheinlich, weil im Westen eine Emerltie-­
rungswelle beginnt. Gerade auf den aka­
demischen Märkten der abgewickelten und 
neu aufgebauten Bereiche gibt es heute 
schon eine 'Angebotslücke'. Sie brachte 
den Berufenen starke Verhandlungsposi­
tionen, zumal - Stichwort Entsolidarisierung 
der Ostländer - die verdeckte Berufungs­
verhandlung wieder Schule macht. Man­
che hangeln sich von einer Berufung zur 
nächsten, immer schon wissend, womit 
sie bei Ablehnung des einen Rufs beim 
nächsten sicher rechnen können, ein idea­
les Feld für rationale eigenützige Akteure, 
denen Kollektivorientierung sowieso nur 
eine verkappte Variante von Egoorientie­
rung ist. Damit wurde übrigens der ver­
nünftige Beschluß, daß die Westländer mit 
in den Osten Wegberufenen keine Bleibe­
verhandlungen führen, von den Ostlän­
dern im Grunde selbst unterlaufen. Leider 
ist nicht auszuschließen, daß mitunter auch 
Im Westen auf Universitätsebene trotz die­
ses Beschlusses Bleibeverhandlungen 
geführt worden sind. 

Die Rückwanderung. die natürlich nur ei­
nen Teil der Westler beträfe. könnte freilich 
einen großen Vorteil bringen: Das Feld 
wurde für die Berufung von Ostdeutschen 
fre1. Was ,n der ersten Runde nicht gelang, 
könnte wenigstens ,n der zweiten gelin­
gen: e!n qualifizierter Lehrkörper. gemischt 
aus Ost und West. Dies setzte freilich vor­
aus. daß die Stellen emalten bleiben und 
ostdeutsche Wissenschaftler sich bis da-
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hin zusätzlich Qualifiziert haben. Beides 
scheint eher unwahrscheinlich. 

Lassen wir die Stellenfrage beiseite. Wie 
aber steht es um den ostdeutschen 'Nach­
wuchs' mit der Sozialerfahrung der DDR­
Zeit und der Übergangszeit? Wird er für 
Berufungen bald hinreichend qualifiziert 
sein? Die Befürchtung ist: Es wird länger 
dauern. Wiederum interessieren die struk­
turellen Zusammenhänge, nicht die indivi­
duelle 'Abweichung'. Zunächst muß man 
daran erinnern: Die Auflösung oder Um­
wandlung der Forschungsinstitute und son­
stigen Einrichtungen der Akademie der 
Wissenschaften der DDR (Art. 38 Eini­
gungsvertrag) in Verbindung mit der Re­
duktion des Mittelbaus in den Hochschu­
len auf fast ein Drittel ließ den Kreis derer, 
die Wissenschaft weiterhin zu ihrem Beruf 
machen konnten und wollten, erheblich 
schrumpfen23_ Die Auffangnetze, die die 
Betroffenen selbst in Gestalt von eingetra­
genen Vereinen und mit Hilfe von Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen knüpften. erwie­
sen sich als zu dünn. Sodann: Die Schub­
laden waren weitgehend leer, es gab kei­
nen Stau von nicht publizierten Manuskrip­
ten. Derjenige. der In einer DDR-Hoch­
schule Karriere machen wollte, konnte es 
häufig dabei belassen, die A- und die B­
Promot1on und noch einige kurze Artikel. 
meist für 'Hauszertschnften', zu schreiben. 
Das publish or perish des Westens gab es 
in der DDR nicht. Der Akzent lag weniger 
auf Forschungs- als auf Lehrorientierung. 
Hinzu kam ein gewisser Lokalismus. der Ja 
für die DDR-Gesellschaft insgesamt cha­
rakteristisch war. So wie der Aufbau dieser 
Gesellschaft dazu bertrug. die Horizonte zu 
verengen, so auch der Aufbau ihrer Hoch­
schulen. Der Aufstieg vom Studenten zum 
Hochschullehrer an ein und derselben Ein-
r1,...ht1 u'\t"I ,......,,. ~. j,-,..h...,, ,..,. ..... 1,.. .,..,...._...,....,1 \AJ,..,.. 
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noch die oft aus dem Großbürgertum stam­
menden und von Em1grat1onserfahrung ge­
prägten Gesinnungskommunisten der er-

h11ch,,hulc (!SI \C'fll. 1991 

sten Stunde als Hochschullehrer auszeich­
nete, eine kosmopolitische Orientierung, 
war im laufe der Jahre aus dem sozialisti­
schen Gehäuse der Hörigkeit, dem auch 
die Hochschulen zugehörten, nahezu 
gänzlich verschwunden. Die kleinbürger­
lich-lokalistischen Prägungen, die Gene­
rationen statt dessen erfuhren, verschwin­
den nicht über Nacht. 

Vergleicht man die "Einpassung von Wis­
senschaft und Forschung" Ostdeutsch­
lands in die gemeinsame Wissenschafts­
-und Forschungsstruktur der Bundesrepu­
blik Deutschland, wie es im Einigungsver­
trag heißt, mit der 'Erneuerung' der deut­
schen Hochschulen nach dem Fall des 
Nationalsozialismus, so stechen zwei Un­
terschiede ins Auge: Die während des 
Nationalsozialismus deformierte Universi­
tät des 19. Jahrhunderts stieg 1945 im 
Westen als. wie es später hieß: im Kern 
gesund gebliebene Einrichtung wie Phö­
nix aus der Asche24, und für ihre personel­
le Erneuerung stand kein ausgebildetes 
und zugleich unversorgtes Personal be­
reit. Der 'unwissenschaftliche' Nationalso­
zialismus versuchte ja trotz ideologischer 
Vereinnahmung der Universität und ihrer 
Entblößung von kritischen, insbesondere 
jüdischen Gelehrten nicht, deren überkom­
mene Struktur von Grund auf umzustül­
pen, und die unter Ihm exilierten und emi­
grierten Wissenschaftler fanden nach sei­
nem Zusammenbruch eher selten den 
Weg nach Deutschland zurück. Im Unter­
schied dazu formte der 'wissenschaftliche' 

Anmerkungen 

Sozialismus nach einer Übergangsphase 
das Hochschulwesen im Osten strukturell 
um, und zwar von Grund auf, und nach der 
äußeren Einigung 40 Jahre später stand für 
die Ablösung dieses Modells nicht nur ein 
alternatives westliches, sondern auch das 
dazugehörige Personal bereit. So erklärt 
sich, weshalb nach 1945 das alte Personal 
(im Westen) weitgehend blieb25, während 
es nach 1990 (im Osten) in weit höherem 
Maße ausgetauscht wurde. Ob man dabei 
allerdings das richtige Maß insbesondere 
auch im Verhältnis von abgewick.elten zu 
nichtabgewickelten Bereichen fand, kann 
bezweifelt werden. Das eine Mal scheint 
man eher zu weit, das andere Mal eher zu 
kurz gesprungen, mit der Folge, daß die 
abgewickelten Bereiche zu sehr, die nicht­
abgewickelten aber nicht genug verwest­
licht werden. 

Der Einigungsprozeß vertiefte bisher die 
Distanz. die die Mauer zwischen beiden 
Teilen des Landes schuf. Die Art und Wei­
se, wie er sich im Hochschulbereich voll­
zog, kehrte diese Tendenz bisher nicht 
um. Immerhin ist die erneuerte ostdeut­
sche Hochschule eine jener wenigen In­
stitutionen, in denen West- und Ostdeut­
sche sich im gemeinsamen Dienst an ei­
ner Sache begegnen und verstehen ler­
nen können. Dies ist bei aller Ungerechtig­
keit, von der der Um- und Neubau der 
Hochschulen in Ostdeutschland auch be­
gleitet war. eine große Chance. Hoffen w,r. 
daß sie von denen. die in ihren Ämtern 
bestätigt oder neu dahin berufen wurden, 
erkannt und genutzt wird. 

1 Der Autor war Grundungsdekan für die Fächer Soz1olog1e und Politikwissenschaft an der 
Universität Le1pzIg, die aus der 'Erbmasse· der Sektion W1ssenschafthcher Kommunismus neu 
aufgebaut werden mußten. Mitglied der Hochschulstrukturkomm1ss1on des Landes Sachsen-Anhalt. 
die dem Lande:nen P!an zur NeugliederJng der Hochschulen untertxe1tete, ~.1itg!ied der außeror­
dentlichen Berufungskomm1ss1on Geisteswissenschaften an der Universität Halle-Wittenberg, de­
ren Aufgabe es war, Vorschläge furd1e Besetzung von 21 Eckprofessuren zu erarbeiten. und Mitglied 
der8erufungskomm1ss1on Soz1alw1ssenschaften an der neu gegrundeten Universitat Frankfurv 
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Oder. die insbesondere durch ihre Kultul'Wlssenschaftliche Fakultät, der die SoziaIwissenscnaften 
zugeordnet sind, neue Wege bei derGestaltungvon Forschung, Lehre und Studium beschreiten will. 
Er war also am Um-und Neubau in drei verschiedenen Ländern und auf verschiedenen Ebenen 
beteiligt und hatte es sowohl mit abgewickelten, nichtabgewickelten wie mit neugegründeten 
Bereichen zu tun. Der Erfahrungsbericht bezieht sich aber in erster Linie auf seine Leipziger 
Tätigkeit. Erfahrungsbericht soll heißen, daß die Te1lnehmerperspektivevomerrscht. Eswirdaber 
versucht, diese mittels soziologischer Analyse zu objektivieren. 
2 Zuvor waren die Verträge teilweise bis Ende Februar 1991 verlängert worden, um das Winterse­
mester abschließen zu können. Das änderte freilich nichts daran, daß dieses Semester für alle 
Beteiligten chaotisch vertief. 
3 Die Einsetzung solcher Evaluierungskommissionen hatte sich die bereits erneuerte Universitäts­
leitung erstritten. 
4 In Übereinstimmung mit dem Sächsischen Hochschulemeuerungsgesetz wurden Personalkom­
mi.ss1onen und, für die nichtabgewickelten Fächer, auch Fachkommissionen eingerichtet, die zu 
prufen hatten, "welche Hochschullehrer und Mitarbeiternicht über die erforderlichen Voraussetzun­
gen verfügen, well sie 1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit z.B. 
durch eine Tätigkeitfürdas Ministerium für Staatssicherheit Oder das Amt für Nationale SichemeIt 
verstoßen naben. insbesondere gegen die im internationalen Pakt über bürgerliche und politische 
Rectite vom 19. Dezember 1966 gewährleisteten Menschenrechte oder gegen die in der Allgemeinen 
ErklarungderMenschenrechtevom 10. Oktober 1948enthaltenen Grundsätze oder 2. nichtüberdie 
für ihre Aufgabe zum gegenwärtigen Zeitpunkt erforderliche fachliche Kompetenz und persönliche 
Eignung verfügen". so§ 75, Abs. 1. Die Prüfung von 1 oblag den Personalkommissionen die von 2 
den Fachkommissionen. Im Falle der abgewickelten Fächer den Gründungskommissionen. Was in 
der ersten Evaluation noch in einer Hand war, wurde also institutionell getrennt und zugleich stärker 
objektiviert. 
5 Sächs1scnes Hochschulemeuerungsgesetz, § 127, Abs 2. 
6 Über die Bedingyngen. unter denen die Wahl einer der drei Handlungsaltemat1ven warsche1nlich 
ist, sofern sich die wahrgenommene Qualität der Ware oder der Dienst-bzw. Sozialleistung einer 
EInnchtung verschlechtert. die berühmte Studie von Albert O. Hirschman, Exil. Vo1ce and Loyalty. 
Responses to Dechne In F1rms. Organizations, and States, Cambridge, Mass.: Harvard University 
Press 1970. Angesichts der Interferenz. die während der friedlichen Revolullon zwischen 'exit' und 
·vo1ce· auftrat. sahs1ch H1rschman zu einer Modifikation seinerursprunglichen Thesen gezwungen. 
Vgl. seinen Artikel 'Wir weinen ihnen keine Trane nach. Zum Zusammenspiel von Abwanderung und 
Widerspruch beim Untergang der DDR", in: FAZ, Nr .. 195, 22.8.1992 (Bilder und Zeiten). Den Anstoß 
furd1ese Rev1s1on gab der Artikel von Detlef Pollack. "Das Ende eInerOrganisationsgesellschaft. 
Systemtheoret1sche Uberlegungen zum gesellschaftlichen Umbruch In der DDR". In: Zeitschrift für 
Soz1olog1e. 19 (1990), S. 292 tt. 
7 Vgl. etwadIe JunstIsche Argumentation von Georg Nolle, "Die Uberprufungderfachlichen Eignung 
nach dem Sachs1schen Hochschulemeuerungsgesetz", In: hochschule ost. Nov, 1991, s. 1 o. Nolte 
erwarb sich ubngens große Verdienste um den 'inneren Frieden· der Junstenfakultat (Attäre 
Krause). Vgl. auch seinen Bericht "Staats-und Europarecht In Le1pz1g", In: Wissenschaftstransfer, 
S. 235 tt. Zur Attäre Krause siehe LeIpzIgerVolksze1tungvom 15.4.1991. S. 9. 
8 Dazu "Empfehlungen zur Bddung von Hochschuls1ruktur1<ommiSSionen und zui Beruiungspöiitik 
an den Hochschulen In den neuen Ländern und In Ber11n", In: Wissenschaftsrat (Hrsg.), Empfehlun­
gen zurkunft1gen Struktur der Hochschullandschaft In den neuen Landem und1mOstte1lvon Berlin, 
Te1II, Koln 1992, S. 13tt. 
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9 Der Unterschied scheint sich bereits in den Bezeichnungen zu reflektieren: Hier Hochschulkom­
mission, dort Hochschulstrukturkommission. 

1 O Der Begriff soziales Kapital wurde von Pierre Bourdieu in die Soziologie eingeführt. Jüngst 
analysierte ihn umfassend James Coleman, Foundation of Social Theory, Cambridge: Harvard 
UniversityPress 1990, chap. 12, für den hierdisKutierten Zusammenhang bes. S. 31 Bff. 

11 Da die Universitätsleitung bereits erneuert war, kam es nicht, wie in anderen Fällen, zu 
überraschenden Abberufungen. 

12 Man muß daran erinnern, daß sich nicht alle der Evaluierung stellten. Die Grunde dafürwar~n 
vielfältig. Sie reichen von der stolzen Weigerung, sich einem demütigenden Verfahren zu unterzie­
hen, bis zu dem Wissen um die eigene politische Verstrickung oderfachhche Inkompetenz. 

13 Auch dafür gibt es aus LeIpzIg ein Beispiel. den Bonneremeritierte,n Politologen __ Schweitzer., der 
mehrere Semesteronne Honorierung unternchtete und bei einem Prufungsterm1n uber 150 Prufun­
gen abnahm! Ansonsten leistete die Adenauer-Stiftung die wirksamste Aufbauhilfe 1n diesem 

Bereich. 

14 Der Grad der Autonomie. der den verschiedenen Hochschulen im Übergang vom Landesgesetz­
geber und dem zuständigen Ministenum zugestanden wurde, vanierte nicht unbeträchtlich von Land 
zu Land. Er war aber, verglichen mit westdeutschen Hochschulen, insgesamt gering, ~nd zwar 
unabhängig davon. wie weit die Ablösung der alten Kader bereits fortgeschritten war. Uber den 
generellen Zusammenhang von Usurpation, nichllegit1merHerrschaft und lnn°.v~t1on Max Weber, 
Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soz1olog1e, 4. Aufl., TubIngen 1956. Kap. 
IX,8. 

15 Anhörung desBundestagsausschusses für Bildung und Wissenschaft zu "Die Hochs~huls1tua­
tion in den neuen Bundesländern, insbesondere in Sachsen (Le1pz1g) und Brandenburg • Le1pz1g, 
19.2.1992. In hochschule ost. April 1992. S. 571. 

16 Abstrakt soll hier heißen, daß ein RationalitätsKntenum verabsoluliert und gleichsam kontextfrei 
angewandt wird. Dies erleichtert 'begründete' Entscheidung, bnngt aber Ungerecht1ke1t mit sich. 
Statt dessen sind ein multikritenales Vorgehen und Güterabwägung gefordert. 

17 Die Schlimmsten sind nicht mehr die Wessis, sondern die Woss1sI 

18 Sowie In Sachsen Leipzig und Dresden In eine eher ruinöse KonKurrenz gebracht wurden. so in 
Sacnsen-Anhalt Halle-Wittenberg und Magdeburg. Alle Versuche der Hochschulstrukturkomm1ss1-
on. die Politiker hier zu bremsen, schlugen fehl 1 

19 Der Mittelbau war freilich wegen seiner Heterogenität nie ein kollektiver Akteur von wirklicher 
Durchschlagkraft. Aberd1e wichtigsten reformonentIerten Kräfte rekrutierten sich aus ihm. Vgl. die 
Analyse von Matthias M1ddell, "Ostdeutsche Hochschulen zwischen Abwicklung und Integration in 
die gesamtdeutsche W1ssenschaftsIandschaft -Einige Erfahrungen und Vermutungen eines Le1p­
zIger H1stonkers". In: Wissenschaftstransfer. S. 11 tt. 

20 Sieer1eben bereits 1etzt EntsolldansIerung, die mit der Auflösung der 'Klassenverbande'. der 
größeren Entsche1dungsfre1heIt, der gewachsenen Konkurrenz untereinander und der Entkoppe­
lung von Bildungs-und Beschäftigungssystem zusammenhangl. 

21 n;,,., ,.,, ,n o,n?<>ln<>n ~:arh<>m wIP RPr.htsw1ssenschaft und W1rtschaftsw1ssenschatten schon In 
An;~~;~~ d~~·F;;;:·;~de;;·Fi~i,'~-;~~-rde-~ folg~n. Noch freilich sind die Betreuungsrelattonen tn 

vielen Fächern geradezu paradiesisch Im VergleICh zu westdeutscnen Universitäten. H1erw1rkt noch 
die Zulassungspolitik der VergangenneIt nacn 
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Diese ~u~sage bezieht sich auf den strukturellen Aspekt, wooe, der Vergeichsmaßstab die 

durchs~hrntuich~ Ausstattu_ng ent~rechender Westinstitute ist. Ob die abgewickelten Fäeher auch 
9:~~uberd~n rnchtat>,90_wickelten gewonnen' haben, ist nicht leicht zu entscheiden. Es könnte sich 
nam ich um ernen vorfauf1g~n Gewinn handeln, der damit zu tun hat, daß die beiden Emeuerungs­
~rozesse zeitversetzt vertiefen. Der Gewinn könnte also wieder verschwinden. wenn erst der 

meuerungsprozeß in den rnchtabgewickelten Fächern abgeschlossen ist. 
23H· k . 

inzu om'!1t noch de~_rab1ate A~bau der Industrieforschung. Von den ca. 75 ooo lndustriefor-
~~:,~~m Zeitpunkt der außeren Einigung sind heute noch ca. 13 ooo übrig, mit weiterhin fallender 

24F„ d. U • 
. ur 1e n1versilät Leipzig untersuchte Wolfgang Matthias Schwiedrzik diesen Übergang Daz 

s
48
e1~ FDeature "Das 'Antifa' - lntermeuo. Der Kampf um die Universität Leipzig ,n den Jahre~ 194~ 

- . eutschlandfunk, 16.2.1993, 19.15-20.00. 
25 

Bereits In der Sow1et1schen Besatzungszone dann rn der DDR wurden d·e w · h 
sogestellt daßes • A ' 1 e1c ensehrschnell 

. , . zu einem ustausch der Eliten in den Hochschulen des Ostens kam Maßgeblich 
dafur waren die 1. Hochs~hulreform ab 1945 und die 11. Hochschulreform ab 1951 _ Die 111 
Hochsc_hulreform ab 1967 fuhrte dann zu jenem Hochsehulsystem, das nach der äußeren Eirn un • 
~~nttfur S~hntt durch da~ westliche ersetzt wurde. Dieses veränderte sieh hauptsächlich durci di~ 

e ormen er60erund !ruhen 70er Jahre, und zwar zur Gruppen- und Massenuniversität. 
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Bernhard Muszynski (Potsdam): 

Ein kurzes Leben vor dem Tode und das lange Warten danach 
Gründung, Wiedergründung und Aufbau der Politikwissenschaft an der 

Universität Potsdam 

Die Erneuerung der ostdeutschen Hoch­
sch ullandschaft, insbesondere In ihren 
rechts-, wirtschafts- und sozialwissenschaft­
lichen Disziplinen, durch westlich domi­
'nierte Gründungskommissionen hat inzwi­
schen eine Perspektive vermeintlicher 
Sachzwänge erzeugt. die leicht vergessen 
macht. daß vielerorts in der kurzen Nach­
Wende-Phase der DDR zwar spät - für die 
Ehrenrettung viel zu spät - aber doch teil­
weise fundamentale endogene Reform­
und Neugründungsbemühungen stattfan­
den, vor allem getragen vom vorhandenen 
Mittelbau. Ein solcher Versuch stand auch 
am Anfang der von innen sehr weit getrie­
benen Neugründung eines politikwissen­
schaftlichen Lehr- und Forschungsbe­
reichs in einer Vorgängerinstitution der 
nachmaligen Universität Potsdam. Da das 
inzwischen hier etablierte Fach so weder 
inhaltlich noch konzeptionell ohne diese 
Bemühungen existieren dürfte, dient der 
folgende kurze Bericht auch dem Anlie­
gen, das allseits gepflegte Generalverdikt 
über die Reformunfähigkeit von DDR-Hoch­
schuleinrichtungen zu konterkaneren - frei­
lich ohne In das andere Extrem verfallen zu 
wollen. 

Im folgenden wird es darum gehen, über 
die Einrichtung der Fächer Politikwissen­
schaft und Soziologie an der Potsdamer 
Universität zu berichten. Da der verläßliche 
ln!ormat1onsstand des Autors sich auf die 
Vorgänge um die Politikwissenschaft kon­
zentriert. wird die Soziologie nur en pas­
sant behandelt werden. Zur besseren Ein-
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schätzung des Dargestellten ist eine Vor­
abinformation über den Berichterstatter er­
forderlich: Akademisch sozialisiert an drei 
Hochschulen in Berlin (West) und Ham­
burg ging er als Privatdozent für Politikwis­
senschaft an der FU Berlin bereits im Sep­
tember 1990 auf eine vom DAAD finanzier­
te Vollzeit-Dozentur an die Babelsberger 
Hochschule für Recht und Verwaltung, um 
hier den Aufbau eines politikwissenschaft­
llchen Forschungs- und Lehrbereichs mit­
zugestalten. Heute kümmert er sich als wis­
senschaftlicher Angestellter der Universität 
um die sozialwissenschaftlichen Lehrerbil­
dungsbelange. Insofern ist er also zugleich 
distanzierte und engagierte Partei. was In 
die folgenden Ausführungen natürlich ein­
geht. 

Um die Potsdamer Universitätsneugrün­
dung, In die auch der hier darzustellende 
Aufbau der Sozialwissenschaften einmün­
dete. nicht ganz dem üblichen Nebel der 
irgendwie existiert habenden und mit der 
DDR untergegangenen Hochschuleinrich­
tungen vor Ort anheim zu geben. sei kurz 
auf diejenigen eingegangen. dre zumin­
dest als Universitätsstandorte weiterbeste­
hen. Die begriffliche Verbindung von 
"Geist" und "Potsdam" erweckt übl1cher­
weIse sehr gegensätzliche Assoziationen 
zwischen dem unseeligen "Geist von Pots­
dam" und dem Geist des "Philosophen 
auf dem Preußischen Throne". der wiede­
rum an dem martialischen Ungeist des 
Ortes nicht ganz unbeteiligt ist. So 1st Pots­
dam denn auch alles andere. nur kerne 
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traditionelle Stätte des akademischen Gei­
stes. Erst am 19. März 1948 dekretierte der 
Befehl No. 45 der sowjetischen Militärad­
ministration die Gründung einer "Branden­
burgischen Landeshochschule" in Pots­
dam. Sie fand ihre Heimstatt in den 1766 bis 
1769 durch Gontard gebauten Communs 
des Neuen Palais am westlichen Ende der 
Potsdamer Schloßgärten. Schon im Zuge 
der Auflösung der gerade erst gegründe­
ten fünf Länder der DDR wurde sie 1951 in 
"Pädagogische Hochschule Potsdam" 
umbenannt, erhielt 1971 "für ihre Verdien­
ste bei der Erziehung und Ausbildung so­
zialistischer Lehrer und Wissenschaftler'' 
den Namen "Karl Liebknecht" und hat als 
größte Lehrerbildungsstätte der DDR bis 
zu deren Ende mehr als 26 000 Lehrer aus­
gebildet. 

Der heutige Universitätkomplex II befindet 
sich auf dem Gelände der 1965 gegründe­
ten "Juristischen Hochschule Potsdam­
Eiche", die sich seither durch Neubauten 
in den Nachbarort Golm verlagerte. Dieser 
Hochschule, an der bis 1989 ca. 4000 bis 
5000 iunstische Diplome vergeben wor­
den waren, wurde eine besondere Be­
rücksichtigung des Einigungsvertrages 
zuteil, indem bestimmt wurde, daß ihre 
Abschlüsse in der Regel keinen Bestand 
hätten. Der Grund: Es handelte sich um 
eine exklusive Einrichtung des M!S, die 
ausschließlich der Offiziersausbildung für 
das Mielke-lmperium diente und so in der 
dort üblichen Geheimniskrämerei auch die 
Minima unIversrtärer Öffentlichkeit nicht er­
füllte. 

Etwa zur gleichen Zeit wie die Landes­
hochschule wurde zunächst Im thünng1-
schen Forstzinna eine Verwaltungsakade­
mie gegründet, die Anfang der 50er Jahre 
als "Deutsche Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaften Walter Ulbricht" In 
den an Berlin grenzenden Potsdamer No­
belvorort Babelsberg (1n das 1936 für das 
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reichsdeutsche Rote Kreuz 1n schönster 
Nazi-Architektur errichtete Zentralgebäu­
de) umzog - heute der Potsdamer Univer­
sitätskomplex III. Sie war dem DDR-Mini­
sterrat unterstellt und hatte zur Aufgabe, 
Leitungskader für die öffentliche Verwal­
tung heranzubilden. Das seit den 60er Jah­
ren unter dem Dach der Akademie beste­
hende "Institut für Internationale Beziehun­
gen (IIB)" führte als dem Außenministeri­
um und dem Ministerium für Hoch- und 
Fachschulwesen gleichermaßen zugeord­
nete Einrichtung ein gewisses Eigenleben 
und bildete den Nachwuchs des diploma­
tischen Dienstes der DDR aus. Die an der 
Akademie zunächst betriebene juristische 
Ausbildung wurde bald zugunsten einer 
solchen für diplomierte "Staatswissenschaft­
ler" aufgegeben. Neben der hierbei natur­
gemäß besonders gepflegten Unterwei­
sung in Marxismus-Leninismus und Wis­
senschaftlichem Kommunismus standen 
rechtliche und verwaltungsbezogene Lehr­
inhalte im Vordergrund. Beispielsweise 
waren ein Großteil der in der DDR tätigen 
Bürgermeister Absolventen der Akademie. 

Die Wendezeit im Herbst 1989 betraf die 
drei Potsdamer Hochschuhnstrtut1onen In 
sehr unterschiedlicher Weise: Während 
die PH sich lediglich von besonders bela­
steten Mitarbeitern trennte und ansonsten 
In ihrem Auftrag und Selbstverständnis 
"Business as usual" praktizierte, wurde die 
Golmer Hochschule für Justiz noch unter 
der de Maiziere-Regierung mit dem MfS 
aufgelöst. An der Babelsberger Akademie 
wurde die politische Wende In der DDR 
zwar auch nicht gerade mrt Ungeduld er­
wartet oder gar betrieben. allerdings ahnte 
man hier - glaubwürdigen Gewährsleuten 
zufolge - starker als anderswo, daß der 
Realsozialismus gerade In den Farben der 
DDR auf eine Zasur h1nsieuerte. 

Nach dem Sturz Honeckers machte man 
sich hier daran. Im Bewußtsein, als Funk-

tionselite auch für eine refomierte DDR 
unverzichtbar zu sein, relativ schnell die 
Voraussetzungen für einen institutionellen 
Neubeginn zu schaffen. Während dies für 
die weitaus meisten Einrichtungen der Aka­
demie von vornherein und naheliegend 
auf eine rechtswissenschaftliche Ausbil­
dungsstätte hinauslief, versuchte das IIB 
zunächst sein Heil in einer Art Diplomaten­
akademie der DDR zu finden. Da sehr bald 
deutlich wurde, daß mit diesem Konzept 
die überwiegend noch alte Führungsriege 
auf die schnelle Auflösung des Instituts 
zusteuerte, erfolgte ein kurzfristiger Wie­
deranschluß an die Akademie. Diese grün­
dete sich am 1. 3. 1990 in die "Hochschule 
für Recht und Verwaltung" um, mit nun­
mehr zwei Sektionen: Einer für Rechtswis­
senschaft und einer mit dem Namen "Po­
litische Wissenschaften und Internationale 
Beziehungen", das inzwischen aufgelöste 
IIB. Im April 1990 wurde eine neue Sekti­
onsleitung durch die Belegschaft gewählt; 
sie brachte vor allem Angehörige des Mit­
telbaus In die Leitungsgremien der Sekti­
on. Die zahlreichen Studenten der Akade­
mie versuchten noch ihr Studium zu been­
den - Im Sommer 1990 mit dem für"staats­
wissenschaftliche" Absolventen auch an­
derer DDR-Hochschulen nicht unüblichen 
Etikettenschwindel eines Diploms für "Po­
litische Wissenschaften" • die anderen 
verteilten sich. soweit sie überhaupt werter 
studieren wollten. auf die beiden Studien­
gänge. 

In sehr kurzen Lernschritten von wenigen 
Monaten, teilweise Wochen. waren die 
folgenden vordringlichen Aufgaben bei 
weiterhin laufendem Studienbetrieb zu 
bearbeiten: 

- Anstelle der bisherigen Diplomatenaus­
bildung mußte ein. dem westlichen Stan­
dard entsprechendes, polrtikwissenschaft­
liches Studienangebot entwickelt werden; 

- für dessen Umsetzung waren westliche 

Hochschullehrer zu gewinnen: 

- die zum Zeitpunkt der Sektionsgründung 
128 wissenschaftlichen Mitarbeiter (davon 
30 Professoren) - die nur vereinzelt poli­
tikwissenschaftliche (Teil)Qualifikationen • 
besaßen - mußten auf einen Bruchteil 
reduziert werden. 

Zum Sommersemester 1990 stand ein er­
ster Diplomstudiengang Politikwissenschaft 
mit Studien- und Diplomprüfungsordnung, 
inhaltlich noch sehr konzentriert auf die 
"Hausstrecke" der internationalen Politik 
und personell massiv unterstützt von west­
lichen Hochschullehrern, insbesondere 
solchen vom Fachbereich Politische Wis­
senschaft der FU Berlin. Das groteske Miß­
verhältnis zwischen ansässigem wissen­
schaftlichem Personal und den verbliebe­
nen Studenten wurde durch Abberufun­
gen und Nutzung der Vorruhestandsrege­
lung deutlich vermindert. Eine erste kriti­
sche Kontaktaufnahme von Vertretern der 
Deutschen Vereinigung für Politische Wis­
senschaft (DVPW) im Herbst 1990 erbrach­
te ein zwiespältiges Ergebnis: Einerseits 
wurde anerkannt. daß hier sinnvolle Be­
mühungen im Gange waren. eine seriöse 
Politikwissenschaft mit den Schwerpunk­
ten Internationale Politik und Vergleichen­
de Politikwissenschaft aufzubauen, ande­
rerseits verursachte die Einseitigkeit dieser 
Schwerpunktsetzung ebenso kritische Di­
stanzierungen wie die institutionell und 
partiell auch personell noch bruchlose Ver­
gangenheit zum alten System. So begann 
das Wintersemester 1990. in das sich rund 
150 Studenten eingetragen hatten. zwar 
mit einer Genehmigung des DDR-Bildungs­
ministenums für den Studiengang. der In­
zw1schen nach der geltenden Hochschu­
lordnung der DDR vom 18. 9. 1990 In ei­
nem "Fachbereich Politikwissenschaft" 
durchgeführt wurde. bei we1ierh1n ser1i 
großzügiger Unterstützung durch West­
Kollegen. Die Einbindung in westdeutsche 
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Standards stand jedoch in wichtigen Punk­
ten nach wie vor aus. 

Nicht zuletzt, weil den meisten Beteiligten 
völlrg klar war, daß man zum Zeitpunkt der 
absehbaren Konstituierung erner branden­
burgischen Landesregierung und damit 
eines Wissenschaftsressorts ein in jeder 
wissenschaftlichen Hinsicht seriöses und 
politisch attraktives Angebot würde machen 
müssen, wurde am 16. 10. 1990 dem Hoch­
schulsenat ein solches Konzept vorgelegt 
und von diesem akzeptiert. Es setzte einer­
seits den für die bundesdeutsche Politik­
wissenschaft geltenden Fächerkanon voll 
um und sah als Babelsberger Spezialan­
gebot Studienschwerpunkte im internatio­
nalen Bereich und in der Verwaltungswis­
senschaft vor, ersteres in der naheliegen­
den fachlichen Tradition der Vorgänger­
einrichtung. zweiteres als Angebot an das 
im Aufbau befindliche Bundesland Bran­
denburg. Im gleichen Sinne war die Ein­
richtung einer Arbeitsstelle für Politische 
Bildung vorgesehen, da absehbar war, daß 
insbesondere in der Lehrerfort- und Wei­
terbildung hier eine langjährige Aufgabe 
auf den Fachbereich zukommen würde. 
Dre Konzeption sah weiterhin ein ganzes 
Bündel von drittmittelfinanzierten For­
schungsprojekten vor, darunter: Politrsche 
Bildung. Rüstungskonversion, Frauenar­
bertslos1gkert, Migratronsprobleme rn Ost­
deutschland und Ostasienforschung; Vor­
haben, deren (Mit)-Finanzrerung zum Teil 
bererts rn ein konkreteres Stadium getreten 
war. 

Im nach wre vor delikaten Personalbereich 
zergte sich die Konzeption des Fachbe­
reichs Politikwissenschaft für den - mrt 
eigenen. vergleichbaren Problemen be­
faßten - Hochschulsenat nur schwer ver­
daulich. letztlich aber wohl doch zwingend· 
Entsprechend dem an bundesdeutschen 
Hochschuleinrrchtungen üblichen Durch­
schnitt war erne Reduzierung des auf 65 
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wissenschaftliche Mitarberter gescnrumpf­
ten Personals auf ein Drittel vorgesehen· 
alle Stellen im Fachbereich sollten neu 
und öffentlich ausgeschrieben werden. Für 
die Ausscheidenden wurden etliche, über 
ABM-Gelder finanzierte Projekte erngewor­
ben. Der Rektor wurde mit der Bildung 
einer Kommission beauftragt, die halbpari­
tätisch aus westdeutschen Fachkollegen 
und Mitarbeitern des Fachbereichs zusam­
mengesetzt sein sollte. Ihr sollte es oblie­
gen, die Widmung der auszuschreiben­
den Stellen und die Erarbeitung von Beset­
zungsvorsch lägen vorzunehmen, sowie 
sich mit der werteren Vervollständigung 
der inhaltlichen Konzeption zu befassen. 

Um die wissenschaftspolitische Ausgangs­
lage in Brandenburg zu diesem Zeitpunkt 
zu skizzieren, hrerzu ein kurzer Exkurs: Als 
nach den ersten Landtagswahlen des wie­
derbegründeten Landes Brandenburg die 
neue Landesregierung Ende 1990 daran 
ging. unter tätiger Mithilfe und konzeptio­
neller Anregung des Partnerlandes Nord­
rhein-Westfalen das land mrt einer wis­
senschaftlichen Infrastruktur zu versehen, 
folgte man dem Düsseldorfer Schlüssel 
"auf erne Million Einwohner eine Unrvers,­
tät". was dort als regronalpolitrsches Optr­
m um galt. Für Brandenburg mit seinen 
2.64 Mio. Einwohnern rechnete man diese 
Maßzahl großzügig hoch und gründete 
gegen die nachdrücklichen Empfehlun­
gen des Wissenschaftsrates Brandenburg 
gleich drer Universitäten. Dabei wurde an 
gewisse vorhandene Traditionen ange­
knüpft, allen voran die älteste brandenbur­
gische Unrversrtätsgründung ,n Frankfurt/ 
Oder aus dem Jahre 1506 (die brs 1811 
bestand). dre wrederbegründet wurde. In 
Cottbus wurde dre dortige Technische 
Hochschule zur Techrnschen Urnversrtä! 
beförden, und auch dre Potsdamer Univer­
sitätsgründung führte. wie oben gezeigt. 
zumindest von den baulichen Anlagen her, 
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rn der DDR eingeführte Hochschulinstitu­
tionen zusammen. 

Während die beiden Universitäten in Frank­
tun und Cottbus eindeutig auf regionale 
Spinn-oft-Effekte abzielen, ist der Sinn der 
Potsdamer Gründung nur vor dem Hinter­
grund einer Dezentralisierung der Kon­
zentration von Wissenschaftseinrich­
tungen in Berlin zu erkennen. In Rufweite 
zu Berlin mit seinen drei Universitäten, ver­
schiedenen Hochschulen und diversen 
Fachhochschulen kann ein dringender 
quantitativer Bedarf an weiteren eigenen 
akademischen Bildungsstätten im unmit­
telbaren Umland wohl kaum angenom­
men werden. Das gilt für die Potsdamer Po­
litikwissenschaft allemal, 1st sie doch be­
nachban dem Otto-Suhr-lnstitut der Freien 
Universität Berlin, das mit seinen sechs- bis 
siebentausend Studenten und rund fünf­
zig Hochschullehrerinnen allein die Größe 
einer nicht mal besonders kleinen Univer­
sität aufweist. Auch vor diesem Hintergrund 
ist die Ansiedlung gerade dieser Disziplin 
rn Potsdam eben keine Selbstverständlicn­
keit. die auch ohne die hier geschilderten 
örtlichen Bemühungen vor sich gegangen 
wäre. Andererseits ist der quantitative Be­
darf an akademischen Ausbildungsplätzen 
in der Region Berlin-Brandenburg weiter­
hin zunehmend, und die rigiden Verklei­
nerungsbestrebungen des Berliner Senats 
führen besonders für seine beiden Hoch­
schulmoloche Technische und Freie Uni­
versität zu Verteilungseffekten. die der Uni­
versität Potsdam ein Auskommen in Jedem 
Falle gewährleisten. Inwieweit das so ern­
gängrge wie schwer zu realisierende Pots­
damer Motto "Klein aber fern" sich rn wirk­
liches Renommee wrrd umsetzen lassen, 
1st natürlich noch nicht absehbar. 

Zurück zur Chronologie der Babelsberger 
Ereignisse: Im Fachbereich Politikwissen­
schaften der Hochschule für Recht und 
Verwaltung stand man zum Zeitpunkt der 
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Einrichtung des Wissenschaftsressorts der 
brandenburgischen Landesregierung ge­
rade vor den notwendigen, einschneiden­
den Mitarbeiterreduzierungen, deren An­
kündigung für verständliche Unruhe ge­
sorgt hatte. Die Probe auf das, gerade Im 
Personalbereich ungewisse, Exempel 
konnte nicht mehr gemacht werden. Am 6. 
12. 1990 verkündete die neue Landesre­
gierung in Potsdam, daß die Hochschule 
für Recht und Verwaltung in Babelsberg 
mit Ausnahme des juristischen Bereichs 
zum 31. 12. 1990 aufgelöst würde; de facto 
also nur der neugegründete Fachbereich 
Politikwissenschaft. Die Juristen wurden 
der per 1.1.1991 von der neuen Landesre­
gierung übernommenen vormaligen Pä­
dagogischen Hochschule, die seit dem 
Oktober 1990 wieder ihren ursprünglichen 
Namen "Brandenburgische Landeshoch­
schule" führte, zugeschlagen. 

Da die Abwicklung der auf den Fachbe­
reich Politikwissenschaft reduzierten Hoch­
schule für Recht und Verwaltung In Ba­
belsberg die einzige im lande blieb -
sicher ern Unikum für die neuen Bundes­
länder. wo insbesondere Lehrerbildungs­
stätten zu Teilen en masse abgewickelt 
wurden - erzeugte dies einen zwar rm 
Resultat müßigen, für die Betroffenen. dre 
srch allesamt rn der "Waneschleife" wie­
derfanden, gleichwohl dringenden Erklä­
rungsbedarf, der umso größer war, als fast 
in einem Atemzuge mit dem Auflösungs­
beschluß dre Einrichtung eines politikwrs­
senschaftlichen Lehr- und Forschungsbe­
reichs an der Potsdamer Hochschule zu­
gesagt wurde. Diese Zusage krönte zwar 
die vrelen vorangegangenen Bemühun­
gen als in der Sache letztlich doch erfolg­
reiche. lud aber zu Vermutungen über die 
hrnter der Abwicklung stehende polrtische 
Weisheit ern. Die Interpretationen oszillier­
ten zwischen der Vermutung einer "Blatt­
schuß-Intervention" des Bonner Auswartr-
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gen Amtes, um in später, aber wirkungs­
voller Revanche die vormalige diplomati­
sche DDR-Konkurrenz aus Babelsberg 
definitiv auszuschalten. einerseits und an­
dererseits der Annahme, daß die umstands­
lose Übernahme der Politikwissenschaft 
aus einer vormaligen DDR-Eliteschulungs­
stätte polttisch noch weniger tragbar gewe­
sen wäre, als es die aus eben dieser Ein­
richtung übernommene Jurisprudenz oh­
nehin schon war. Deren Erhaltung war 
zumindest von der Bedarfslage her sehr 
naheliegend. Die für beide Fachbereiche 
fällige personelle Erneuerung weist hinge­
gen auf kein unterscheidendes Merkmal. 
Der Berichterstatter neigt der letzteren Va­
riante zu, glaubt aber gerne, daß das AA 
nichts zum Erhalt dieser akademischen 
Bildungsstätte beigetragen hat oder hätte. 

Jedenfalls nahm der Senat der branden­
burgischen Landeshochschule am 1. 2. 
1991 eine Konzeption zur Fortsetzung des 
Studienganges Politikwissenschaft im fol­
genden Sommersemester an und be­
schloß die Gründung eines dementspre­
chenden wissenschaftlichen Bereiches. Da 
1nzwIschen auch die wirkungsvolle Pro­
motion insbesondere der Fachkollegen 
vom Otto-Suhr-lnstitut der Freien Universi­
tät (allen voran Prof. Gerhard Göhler) bei 
der politikwissenschafthchen Fachvereini­
gung u.a. die Empfehlung des Wissen­
schaftsrats zur Einrichtung einer Politikwis­
senschaft 1n Potsdam im vorgesehenen 
Profil befördert hatte. konnte der Beschluß 
des Senats bereits Im folgenden Sommer­
semester in einem funktionierenden Lehr­
betrieb auf dem eingeschlagenen Weg 
fortgesetzt werden: Rund die Hälfte der 
Dozentinnen und Dozenten kamen aus 
dem Westen. die andere Hälfte - nunmehr 
allerdings 1n zeitlich eng begrenzten Ar­
bertsverhältnissen oder Lehraufträgen 
aus der abgewickelten lnst1tut1on: die Inhal-
te richteten sich nach den bereits vorl1e-
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genden Konzeptionen, schlossen sich also 
eng an den eingeführten politikwissen­
schaftlichen Kanon an, bei Verminderung 
der Schlagseite zur internationalen Politik. 

Da auch im folgenden, eigentlichen Grün­
dungsgeschäft die inhaltliche Kontinuität 
weitestgehend gewahrt blieb, im übrigen 
die in dem oben skizzierten Anpassungs­
konzept vom Oktober 1990 vorgesehenen 
Personalrelationen auch realisiert wurden, 
ist es wohl angebracht, die Frage nach 
dem "Was wäre wenn ... gewesen" zu 
stellen. Die institutionelle Abwicklung hat 
sicher im Hinblick auf die Vermeidung von 
Erblasten einiges für sich, die personelle 
wohl kaum. Im Gegenteil wurde hier ein 
vielversprechender Vorgang abgebro­
chen, maßgeblichen Reformakteuren ei­
ner DDR-Hochschuleinrichtung, die alles 
andere als restaurative Vorhaben verfolg­
ten, Raum zu geben. Dies ist umso bekla­
genswerter, als die brandenburgische Wis­
senschaftspolitik eben im Unterschied zu 
deqenigen aller anderen neuen Bundes­
länder die Hochschulautonomie von An­
fang an respektierte und förderte. Daß die 
personelle Erneuerung von innen heraus 
kaum zu bewältigen gewesen wäre, wird 
dabei gar nicht in Abrede gestellt: Die in der 
Konzeption vom Herbst 1990 vorgesehe­
nen Verfahren und Gremien hätten die 
eriorderliche externe Komponente ohne 
weiteres zugelassen und bei einem west­
lichen Gründungsbeauftragten nicht mehr 
aber auch nicht weniger als eine zu quali­
fizierende Mitbestimmung für die Reformi­
nitiatoren e1ngeraumt. So bleibt das für sei­
ne Protagonisten bittere Resümee, daß ein 
vielversprechender Anlauf zur eigenstän­
digen Etablierung einer in der DDR nicht 
ex1stIerenden Hochschuldisziplin - die no­
tabene In der oraxIsnahen Aushild1mn rlAr 

Babelsberger Akademie 1mpli~t u~d pu~k~ 
tuell weit stärker als andernorts gepflegt 
wurde • abgebrochen wurde. Dabei soll 

nicht verkannt werden, daß auch hier Im 
Ergebnis das hätte herauskommen müs­
sen, was sich nunmehr abzeichnet, näm­
lich eine deutliche Dominanz westlicher 
Wissenschaftler. Nur ist das "Wie" wohl 
mehr als nur eine prozedurale Frage, die 
übrigens in anderen Bereichen der Uni­
versit.ät Potsdam weit weniger vikarisch 
angegangen wurde. 

Im Frühsommer 1991 nahm der von der 
Universrtät Essen abgeordnete Prof. Karl 
Rohe seine Tätigkert als Gründungsbeauf­
tragter des neuen Fachbereichs Sozial­
wissenschaften auf, in den neben der Ba­
belsberger Politologie aus dem Bereich 
der ehemaligen PH ein dort inzwischen 
von einem (West-)Berliner Soziologen in­
szenierter Studiengang "Sozialwissen­
schaften" eingebunden wurde. Der neue 
Geschäftsführende Direktor zeigte anfäng­
lich die Neigung, seinen Gründungsbe­
reich als Tabula rasa anzusehen und sich 
von den - wie er meinte, inhaltlich starken 

Berliner Einflüssen abzusetzen. Mag 
dies mindestens eine handlungsrational 
nachzuvollziehende Herangehensweise 
sein. hat die, durch Krankheit verzögerte 
und durchaus nicht nur ad personam zu 
beklagende. nur mühsam in Gang kom­
mede Gründungsarbeit doch mehr als blo­
ße Zeitverzögerung verursacht: In der Si­
tuation nicht immer koordinierter Vorga­
ben des universitären Gründungssenats 
und In vergleichsweise sehr kurzer Zeit 
sich 1m gleichen Hause einrichtender 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 
drohten die Sozialwissenschaften ms Hin­
tertreffen zu geraten. Das bislang schnelle, 
bisweilen hektische Gründungsgeschehen 
verlangsamte sich auf ein eher beschauli­
ches Tempo und die zuvor rege beteiligte 
Fachbere1chs-Öttentl1chke1t wurde auf 
magere Kost gesetzt. Nach rund 1 1 /2 Jah­
ren legte die Strukturkomm1ss1on. der nur 
ein "eingeborener" Babelsberger Vertre-

ter angehörte, ein inhaltliches Strukturkon­
zept für die Sozialwissenschaften, Prüfungs­
ordnungen für einen Diplom- und einen 
Magisterstudiengang zur Politikwissen­
schaft und einen Magisterstudiengang zur 
Soziologie vor. verabschiedete Studien­
ordnungen für einen grundständigen und 
einen Weiterbildungsstudiengang für Leh­
rer im Fach "Politische Bildung" (wie das 
in anderen Ländern "Sozialkunde", "Ge­
sellschaftslehre" u.ä. genannte Schulfach 
In Brandenburg heißt) sowie einen Perso­
nalplan. 

Während die inhaltlichen Grundzüge die 
ursprünglichen Vorhaben zur Politikwis­
senschaft - der Studiengang "Sozialwis­
senschaften" wurde zum auslaufenden 
Modell - Im wesentlichen fortschrieben, 
geht die Personalplanung allein für die 
Politikwissenschaft mit 26 Wissenschaftler­
stellen noch leicht darüber hinaus. Im ein­
zelnen sieht sie insgesamt 9 Professuren 
vor, für: "Politische Theorie", desgl. "unter 
besonderer Berücksichtigung der Grund­
lagen des Staates", "Innenpolitik/Regie­
rungssystem". "Vergleichende Analyse 
politischer Systeme". "Internationale Be­
ziehungen/Friedens- und Konfliktfor­
schung". "Vergleichende Politik/Außen­
politik ausgewählter Staaten", desgl. '·spe­
ziell Ostasien/Japan", "Verwaltung und 
Organisation". "Didaktik der politischen Bil­
dung und der Sozialwissenschaften". In 
der dahinter deutlich zurückstehenden 
Soziologie sind es deren 5, für: "Allgemei­
ne Soziologie", "Empirische Sozialfor­
schung", "Organisations- und Verwal­
tungssoziologie", "Sozialstrukturanalyse 
unter besonderer Berucksicht1gung der 
Jugendforschung". Die ze1tgle1ch bei den 
Erz1ehungsw1ssenschaften der vormaligen 
Pädagogischen Hochschule vorangetrie­
benen Erneuerungsbemühungen etablier­
ten dort eine sozialwissenschaftlich 1nspI­
rierte Pädagogik. die In einem sog "Pots-
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damer Modell der Lehrerbildung" soziolo­
gische und politikwissenschaftliche Studi­
ensequenzen im Verhältnis 2 (Pädagogik) 
zu 2 (Psychologie) zu 1 (Sozialwissenschaf­
ten) für alle Lehrerstudentinnen verbind­
lich machen und von den Sozialwissen­
schaftlern zu bedienen sind. 

Die vorgesehenen Stellenbesetzungen 
werden seither in quälender Langsamkeit 
abgearbeitet, wobei hierfür weder die nicht 
mehr tagende Strukturkommission noch 
der Gründungsbeauftragte verantwortlich 
sind. Unter den vielen Vermutungen, die in 
diesem Zusammenhang zur Säumigkeit 
des Ministeriums und der Universität ange­
stellt werden, dürfte diejenige einer nicht 
gerade die Sozialwissenschaften begün­
stigenden Prioritätensetzung einiges für 
sich haben. Im Sommer 1993 arbeitet erst 
eine politikwissenschaftliche Professur ein­
schließlich zweier wissenschaftlicher 
(Zeit)Mitarbeiter (Innenpolitik/Regierungs­
system); der Stelleninhaber für "Verwal­
tung und Organisation" ist ernannt. Ledig­
lich avisiert für das kommende Winterse­
mester sind Hochschullehrer und wissen­
schaftliche Mitarbeiter für die meisten an­
deren Fachgebiete. darunter auch die So­
ziologie, wobei die bisherigen Erfahrun­
gen eine andauernde Interimsphase be­
fürchten lassen. Für die im Sommerseme­
ster 1993 am Fachbereich eingeschriebe­
nen 242 Studentinnen (davon 74 Im Be­
reich Soziologie) und die sozialwissen­
schaftlichen Anteile des erziehungswissen­
schaftlichen Studiums ließ sich das Lehr­
angebot nur durch die Mithilfe von über 30 
Lehrbeauftragten und eInIgen Professur­
vertretungen abdecken. Ein in der Lehrer­
weiterbildung eingerichteter sechssemest­
riger postgradualer Studiengang für 130 
Teilnehmerinnen Im Fach "Po!itische Bil­
dung" beschäftigt mangels Potsdamer Do­
zentinnen drittmrttelfinanz1ert (Bundeszen­
trale für politische Bildung) überwiegend 
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Hochschullehrer aus Berlin. Mit einem ab 
Wintersemester 1993/94 aufgelegten zu­
sätzlichen Weiterbildungskurs für 70 Teil­
nehmerinnen werden die dann (hoffent­
lich) am Fachbereich tätigen Wissenschaft­
ler ohne weiteres ausgelastet sein. 

Von den rund 60 im damaligen Fachbe­
reich Politische Wissenschaften der Hoch­
schule für Recht und Verwaltung per 
31 .12.90 in die Abwicklung geratenen wis­
senschaftlichen Beschäftigten wurden etli­
che arbeitslos. einige sind in den Vorruhe-­
stand gegangen, etwa 1 O fanden Arbeits­
stellen außerhalb der Universität, rund 25 
kamen zeitweise (bereits ausgelaufen oder 
bis September 1993 auslaufend) in am 
Fachbereich angesiedelten ABM-Projek­
ten unter, und zunächst 9, nach zweimali­
ger Evaluierung noch 6 "alte" Mittelbauan­
gehörige verblieben auf Zeitverträgen am 
Fachbereich. Einer von ihnen hat gute 
Chancen. als Professor an den neuen 
Fachbereich berufen zu werden, einer 
ebensolche, an eine andere ostdeutsche 
Universität berufen zu werden und einer 
dürfte auf einer Funktionsstelle verbleiben. 
Die ansonsten geltenden Zeitverträge wer­
den bis auf eine Ausnahme am 31.12.1993 
auslaufen, wobei eine bis dahin zu treffen­
de Überleitungsregelung noch einige zeit­
lich befristete und wenige dauerhafte Ar· 
bensverhältnisse erbringen könnte. 

So 1st die Bilanz des Aufbaus der Sozialwis­
senschaften an der Universität Potsdam 
auch an der Schwelle zum fünften Jahr ent­
sprechender Bemühungen alles andere 
als ein Erlolgsbencht. Zwar hat der seit An­
fang des Jahres berufene Stelleninhaber 
für die "Innenpolitik" (Prof. Wilhelm Bürklin) 
bereits ein gewichtiges Forschungsvorha­
ben zur Elltentransformat1on installiert und 

und lebhafter Resonanz auch über die Uni­
versität hinaus In einem großen Symposi­
um prasenllert. Der zwei1ährig stattfinden-

de wissenschaftliche Kongreß der DVPW 
wird 1994 hier stattfinden, und ein For­
schungs(teil)projekt zur Geschichte des 
Volksbildungswesens in der DDR steht in 
den Startlöchern, ein weiteres zur europäi­
schen Verwaltungsforschung. Dies sind 
jedoch erst die vereinzelten Schwalben, 
die bekanntermaßen den Sommer nicht 
ausmachen, und die Mühen, aus einer 
bloßen Ansammlung mehr oder weniger 
bekannter Fachwissenschaftler ein arbeits-

Anmerkung 

und diskursfähiges Ensemble zu bilden, 
stehen allemal noch bevor. Ob also die 
momentane Wartesituation bald durch eine 
kräftige Profilierung der hiesigen Sozial­
wissenschaften abgelöst wird, kann erst 
die Zukunft und vielleicht ein weiterer Be­
richt an dieser Stelle zeigen. 

Bernhard Muszynski, PD Dr. phil., ist 
Wiss. Angestellter im Bereich Lehrerbil· 

dung Universität Potsdam 

Einige Informationen zu den Bemühungen um die Einrichtung eines politikwissenschaftlichen 
Studiums an dervormahgen BabelsbergerHochschule für Recht und Verwattungge_hen auf de_n die 
Vorgänge weit ausführlicher darstellenden Artikel von Wolfram ~allraf und Raimund Kra'.11er 
"Zwischen Reformversuch, Abwicklung und Neuaufbau - B1nnens1chten zur Formierung einer 
gesamtdeutschen Potillkw1ssenschaft'' in: Bernhard Muszyn5.ki (Hrsg.): ',\lissensehaftstransfer 1n 
Deutschland. Opladen: Leske+ Budrich 1993. S. 281-290zuruck; Einschatzungen und Beurteilun­

gen gehen natürtich auf das Konto des Berichterstatters. 
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THEMA: Aktivitäten politischer Stiftungen 
an ostdeutschen Hochschulen 

Wolfgang Nitsche (Düsseldorf): 

Die Hans-Böckler-Stiftung und der Aufbau ihrer Studienförderung in 
Ostdeutschland 

Die Studienförderung und weiteren Aktivi­
täten der Hans-Böckler-Stiftung (HBS) in 
Ostdeutschland müssen im Kontext der 
Zielsetzungen der Stiftung gesehen wer­
den. Die Hans-Böckler-Stiftung ist das Mit­
bestimmungs-, Forschungs- und Studien­
förderungswerk des Deutschen Gewerk­
schaftsbundes. Damit sind die drei wichtig­
sten Tätigkeitsbereiche der HBS bezeich­
net. wobei die Förderung der Mitbestim­
mung als Gestaltungsprinzip einer demo­
kratischen Gesellschaft die zentrale, alle 
Arbeitsfelder übergreifende Querschnitts­
aufgabe darstellt. 

In den neuen Bundesländern lag der 
Schwerpunkt der Stiftungsaktivitäten zu­
nächst beim Aufbau der betrieblichen In­
teressenvertretung. Dabei stehen heute 
Qualifizierungs- und Beschäftigungsgesell­
schaften sowie die regionale Strukturpolitik 
Im Vordergrund. So verantwortet die HBS 
das regelmäßig erscheinende "Wirtschafts­
bulletin Ostdeutschland". Es kommentiert 
kritisch die makroökonom1sche und struk­
turpolitische Entwicklung. 

Die Forschungsförderung der Stiftung steht 
unter dem Motto "Forschen für die Zu­
kunft", wobei eher die nähere als die ferne­
re Zukunft und insbesondere die der Ar­
beits- und Lebensbedingungen der Ar­
bertnehmerlnnen interessiert. Die Stiftung 
selbS1 verfügt über keine Forschungskapa-
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zitäten, sie vergibt ihre Forschungsmittel 
nach außen. Die Projektauswahl und -be­
gleitung erfolgen In enger Abstimmung mit 
den Gewerkschaften, um die knappen Mit­
tel möglichst effektiv, d.h. an den gewerk­
schaftlichen Forschungsbedarfen orientiert, 
einzusetzen. In Reaktion insbesondere auf 
den akuten Handlungsbedarf in Ost­
deutschland unterstützt die Forschungs­
förderung auch Projekte. die keine reinen 
Forschungsprojekte sind. Dazu gehören 
die Förderung des Aufbaus und der Arbeit 
von auf Landesebene openerenden Ent­
wicklungs- und Beratungsagenturen. die 
der massiven Deindustrialisierung in Ost­
deutschland durch beschäft1gungswirksa­
me strukturpolit1sche Alternativen zu be­
gegnen suchen; dazu gehören ferner Pro­
jekte, die die Anbahnung von Kooperati­
onsbeziehungen zwischen Gewerkschaf­
ten und ostdeutschen Hochschulen zum 
Ziel haben. 

Die gewerkschaftliche Studienförderung 
begann mrt der Gründung der Stiftung Mit­
bestimmung Im Jahre 1954: zu einer Zeit, 
als In der Bundesrepublik Deutschland. 
anders als in der DDR. an eine Ausbil­
dungsförderung durch öttenthche Mittel und 
damrt an eine Durchbrechung der durch 
den Geldbeutel der Eltern gesetzten Bil­
dungsbarneren noch nicht zu denken war. 
Chancengle1chhe1t beim Zugang zur hö­
heren Bildung für alle Heranwachsenden, 

unabhängig von ihrer sozialen Herkunft, ist 
-zwar eine uralte Forderung der Arbeiter­
bewegung, die auch mit der Neuformie­
rung der Arbeiterbewegung nach der Nie­
derlage des Nationalsozialismus sofort wie­
der erhoben wurde, aber der Weg bis zum 
Bundesausbildungsförderungsgesetz, das 
in dieser Frage -zweifellos einen Durch­
bruch markiert, war noch weit. Die Studien­
förderung der Hans-Böckler-Stiftung ver­
steht sich zwar nicht als "Kaderschmiede" 
für die Gewerkschaften. verbindet mit der 
Förderung aber sehr wohl die Erwartung, 
daß die Geförderten auch nach ihrer aka­
demischen Qualifikation der Gewerk­
schaftsbewegung und ihren Zielen ver­
bunden bleiben. 

Anträge auf Studienförderung reichen bei 
der Hans-Böckler-Stiftung im "Normalfall 
West'' nur die Hauptvorstände der DGB­
Gewerkschaften ein; Direktbewerbungen 
sind, außer in der Promotionsförderung, 
nicht zugelassen. Vertrauensdozentinnen 

sowie die Stipendiatlnnen. die ebenfalls 
am Auswahlprozeß beteiligt sind, treten 
bei der HBS erst auf der zweiten Stufe des 
Auswahlverfahrens in Erscheinung, wenn 
es darum geht. unter den von den Gewerk­
schaften Vorgeschlagenen auszuwählen. 
Dieses Auswahlverfahren sorgt für eine 
bestimmte Homogenität, konstituiert sozu­
sagen einen Typus von Böckler-Stipendia­
tlnnen. Was sind die (ideal)typischen Merk­
male? Haupt- oder Realschulabschluß. 
abgeschlossene Lehre und anschließen­
de Berufstätigkeit, gewerkschaftliches En­
gagement. etwa als Jugend- und Auszubil­
dendenvertreterln, Vertrauensmann/trau 
oder im Betriebsrat bzw. der Personalver­
tretung, Bedürfnis nach weiterer Qualifika­
tion mit der Konsequenz. sich für den Er­
werb der Hoch- bzw. Fachhochschulzu­
gangsberechtigung auf den Zweiten Bil­
dungsweg zu begeben, Aufnahme eines 
Studiums. Typisch für Böckler-Stipendia­
tlnnen sind eher die ungeradlinigen als die 
geradlinigen Lebensläufe. 

Der Aufbau der Studien- und Promotionsförderung in Ostdeutschland 

Dem Verfasser dieses Artikels fällt es als 
einem der Akteure des jetzt zur Darstellung 
anstehenden Geschehens schwer, die bis­
her verfolgte eher nüchterne Diktion durch­
zuhalten. handelte es sich doch dabei um 
alles andere als bus1ness as usual. 

Die neue deutsche Einheit war gerade vier 
Wochen alt, als die Hans-Böckler-Stiftung 
am 30.11. und 1.12.1990 in Chemnitz die 
ersten 27 Stipendiatlnnen In die Förderung 
aufnahm. Die fünfköpfige Kleine Kommis­
sion (3 Gewerkschafter, 1 Vertrauensdo­
zentin. 1 St1pendiatin) des Auswahlaus­
schusses, die unter Beteiligung von nicht 
S1immberechtIgten Vertretern der Abteilung 
Studienförderung die Einzelgespräche m,t 
den Bewerberinnen führte, teilte ihnen die­
ses eine Mal. danach nie wieder. am Ende 
des Gespräcns mrt. ob ihre Aufnahme In 
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die Förderung empfohlen wird oder nicht. 
wobei kein Zweifel daran blieb. daß das für 
die Entscheidung über Aufnahme oder 
Ablehnung zuständige Gremium, die Vor­
standskommission für Studienförderung, 
dieser Empfehlung folgen wird. Von der 
Hierarchie des Auswahlverfahrens her 
gesehen, war das sicher nicht ganz kor­
rekt, aber die Beteiligten konnten es nicht 
erwarten. die ersten Ostdeutschen in die 
Stiftung zu bekommen. und - sie wollten 
glückliche Gesichter sehen. So hat es Je­
denfalls die Erinnerung an diese Tage 
festgehalten. Gewerkschaftsmitglied war 
von den Aufgenommenen übrigens nie­
mand. dafur gab es unter ihnen re1chhch 
Theologen, eine unter Böckler-St1oend1a­
tlnnen bis dato eher seltene Spezies: wer 
Hans Böckler war. wußte auch niemand. 
und wirkliche Bedürftigkeit war wohl nur In 
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ernem Fall gegeben. Die Aufnahmequote, 
kaum traut man sich, es zu sagen, betrug 
93,2%: 27 Aufnahmen standen eine Ableh­
nung und ein Fall, der wegen förderungs­
rechtlicher Bedenken nicht sofort entschie­
den werden konnte, gegenüber; es gab 
also relativ viele glückliche Gesichter. 

Dieser gelungene Auftakt wäre nicht mög­
lich gewesen, wenn dafür nicht im Vorfeld 
schon erhebliche Anstrengungen unter­
nommen worden wären. Hier eine kurze 
Chronologie der wichtigsten Ereignisse: 

Januar 1990: Beteiligung der Studienför­
derung an einer Tagung des DGB-Bil­
dungswerkes zu Fragen der deutsch-deut­
schen Zusammenarbeit. Kontaktaufnahme 
mit ostdeutschen Gewerkschaftern und 
Mitgliedern der Bürgerbewegung; 

Juli 1990: Gesprächsrunde der Begabten­
förderungswerke mit dem zuständigen 
Staatssekretär im Ostberliner Wissen­
schaftsministerium und einem Vertreter des 
BMBW über die Wahrnehmung von Auf­
gaben der Begabtenförderungswerke auf 
dem Gebiet der bald nicht mehr existieren­
den DDR; 

Juli 1990: Tagung in Berlin zum Thema 
"Hochschulstrukturen nach dem Staats­
vertrag" unter Beteiligung von Vertrauens­
dozentinnen der Stiftung und Vertretern 
aus dem akademischen Mittelbau an DDR­
Hochschulen; 
August 1990: Erstellung eines Konzepts 
(inkl. ernes Finanzierungsrahmen) über die 
Studienförderung der HBS auf dem Gebiet 
usw. für das BMBW; 

September 1990: Zusage des BMBW an 
dre Begabtenförderungswerke. ihre Arbeit 
auf dem Gebret usw. aufnehmen zu kön­
nen. verounden mit der Zuweisung der 
nötigen Mittel für die Vergabe zusätzlicher 
Strpendren für dre Jahre i 990 föigende; 

September 1990: Beratung der Konzepti­
on für dre Studienförderung In Ostdeutsch­
land In Gremien der Stiftung; 
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September 1990: Rundreise eines Refe­
renten der Studienförderung durch ver­
schiedene ostdeutsche Hochschulstand­
orte, Kontaktaufnahme mit Vertretern der 
Bürgerbewegung vor Ort und Hochschul­
vertretern zwecks Information über die Stif­
tung und ihre Förderungsangebote; 

September 1990: Vorstellung der geplan­
ten Arbeit der Studienförderungswerke in 
Ostdeutschland an der Humboldt-Univer­
sität vor Prorektoren für Studienangelegen­
heiten ostdeutscher Hochschulen und Ver­
tretern von Studentenräten: 

Oktober 1990: Klausurtagung der Studien­
förderung mit ostdeutschen Wissenschaft­
lern und Vertretern politischer Organisatio­
nen aus der DDR zu Fragen der ideellen 
Förderung und der Aufnahmekriterien für 
Ostdeutsche: 

Oktober 1990: Tagung "Wissenschaft und 
Arbeitswelt" in Berlin. Dabei wurde die 
Situation an den ostdeutschen Hochschu­
len mit DDR-Wissenschaftlerlnnen erörtert 
und die Arbeit der Kooperationsstellen 
Hochschule-Gewerkschaften (u.a. Bo­
chum, Bremen. Dortmund und FU und TU 
Berlin) vorgestellt: 

Oktober 1990; Die Studienförderung ver­
anstaltet ein Seminar "Srtuat1on und Per­
spektiven eines gesamtdeutschen Gesund­
heitswesens'' In Ostberlin: 

Oktober 1990: Vorlage eines Arbeitspa­
piers der Studienförderung, das eine Mo­
difikation des Auswahlverfahrens für ost­
deutsche Bewerberinnen vorsieht (Zulas­
sung von Direktbewerbungen); 

November 1990: Einrichtung eines "Pro­
Jekts Ost" mit 1,5 Stellen In der Studienför­
derung mit der Aufgabe des Aufbaus der 
Studienförderung In Ostdeutschland: 

November 1990: Bildungswerkstatt "Der 
Zwerte Bildungsweg im Umbruch - auf 
dem Wegnach Europa" mrt vielen Teil­
nehmerinnen aus der ehemaligen DDR: 

November 1990. Die 1ahr11che Vertrauens-
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dozentenkonferenz der Stiftung findet zum 
Schwerpunktthema "Ex-DDR" statt; 

November 1990: Beteiligung am ersten 
deutsch-deutschen Arbeitstreffen des aka­
demischen Mittelbaus an der Humboldt­
Universität zu Fragen der weiteren Ent­
wicklung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen; 

November 1990: Informationsgespräch von 
Vertretern der Studienförderung im Mini­
sterium für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen, dem Part­
nerland von Brandenburg, das den dorti­
gen Umbau bzw. Neuaufbau von Hoch­
schulen unterstützt; 

Dezember 1990: Tagung zur Strukturent­
wicklung der Hochschullandschaft in Meck­
lenburg-Vorpommern und Brandenburg 
mit den Schwerpunkten "Hochschulrecht, 
curriculare Entwicklung, Möglichkeiten der 
Etablierung von Kooperationsbeziehungen 
zwischen Hochschule und Gewerkschaf­
ten. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß parallel 
zu diesen Aktivitäten seit Mitte 1990 ein 
Praktikantenprogramm für Altstipendiaten 
entwickelt worden war: Dieses bot die 
Möglichkeit, für einen längeren Zeitraum 
(ca. 6 Monate) an Standorten in der Ex­
DDR zu arbeiten, dort z. B. strukturpoliti­
sche Arbeitskreise mit aufzubauen und zu 
unterstützen. bei der Ausarbeitung von Be­
triebsvereinbarungen über die Arbeitneh­
merbeteiligung In Unternehmen unter den 
Übergangsbedingungen des Staatsvertra­
ges zu helfen u.a.m. Das war zwar kerne 
Aktivität im Hochschulbereich. aber gleich­
wohl eine Aktivität, die genuin zum Aufga­
benbereich der Studienförderung gehört, 
nämlich gewerkschaftliche und gesell­
schaftspolitische Anliegen, dre rm Sinne 
der Aufgaben und Ziele der Hans-Böckler­
Stiftung sind. nach Maßgabe ihrer Mbg­
lichkeiten auch praktisch zu unterstützen. 

Der entscheidende Schritt. der einen rela-
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tiv zügigen Aufbau der Studienförderung 
in Ostdeutschland möglich gemacht hat, ist 
In der oben aufgeführten Chronologie zwar 
erwähnt, aber nicht besonders hervorge­
hoben worden. Es war dies die Zulassung 
von Direktbewerbungen. Ausschlagge­
bend für diese Entscheidung war, daß unter 
den völlig anderen Verhältnissen in der 
DDR gerade für die Klientel, aus der sich in 
den alten Bundesländern die überwiegen­
de Mehrheit der Stipendiatlnnen rekrutier­
te, gar kein Raum gegeben war. Es gab sie 
also nicht nur nicht, die nach den West­
Kriterien förderungswürdigen Ost-Bewer­
berinnen, es konnte sie auch nicht geben. 
Freilich würde es sie in dem Maße mehr 
und mehr geben, in dem sich die Verhält­
nisse Im Osten und damit auch die Biogra­
phien gerade junger Leute den Verhältnis­
sen im Westen anpaßten. Auf dem Hinter­
grund dieser Erwartung wurde die Zulas­
sung von Direktbewerbungen zunächst auf 
zwei Jahre befristet. Das war, heute weiß 
man es, zu optimistisch. Unter den äußerst 
schwierigen Bedingungen, unter denen 
die Gewerkschaften in Ostdeutschland 
operieren, angesichts der fortschreitenden 
Deindustrialisierung und des Wegbre­
chens breiter Segmente des Arbeitsmark­
tes. bleibt für das Ausschauhalten nach 
geeigneten Bewerberinnen für die gewerk­
schaftliche Studienförderung verständli­
cherweise wenig oder keine Zert. Bewer­
bungen aus dem Bereich der Gewerk­
schaften nehmen im Osten zwar zu. aber 
nicht in dem ursprünglich erwarteten Maße, 
so daß die Fnst für Direktbewerbungen bis 
auf weiteres verlängert wurde. 

Die Motivation, die hinter dem Engage­
ment der Hans-Böckler-Stiftung in Ost­
deutschland steht. sei an dieser Stelle noch 
einmal deutlich benannt: Es geht ihr dar­
um, auf den sich vollziehenden rapiden 
sozialen Wandel In Ostdeutschland. der 
zugleich Abbau und Umbau und Aufbau 
1st. Im Sinne ihrer Ziele. namentlich der 
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Förderung der Mitbestimmung und der 
Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen von Arbeitnehmerinnen, Ein­
fluß zu nehmen, und zwar möglichst gro­
ßen Einfluß. Diesem Ziel dienen auf mehr 
oder minder vermittelte Weise alle ihre 
einzelnen Aktivitäten, auch die der Stu­
dienförderung. Diese Vorbemerkung 
scheint mir nötig zu sein, um die Vorge­
hensweise beim Aufbau der Studienförde­
rung in Ostdeutschland richtig einordnen 
und bewerten zu können. Die Zulassung 
von Direktbewerbungen war zwar die ent­
scheidende Voraussetzung, um den Auf­
bau der Studienförderung im Osten über­
haupt in Angriff nehmen zu können, aber 
sie war natürlich nur eine formale Voraus­
setzung, die über den Erfolg - im Sinne der 
o.g. Ziele der Stiftung - nichts entschied. 
D.h., sie sagte nichts darüber aus, wer 
denn nun aufgenommen werden sollte 
und wer nicht, welche Zielgruppen die 
richtigen und welche die falschen wären. 
Dies zu klären. war der Sinn einer kurzen. 
aber intensiven Diskussion über die Auf­
nahmekriterien für ostdeutsche Bewerbe­
rinnen, an der sich auch Stipendiatlnnen 
im Vorfeld der ersten Auswahlgespräche 
im Osten Ende November 1990 (s.o.) be­
teiligten. 

Die Grundsätze, die sich im Ergebnis der 
D1skuss1on herauskristallisierten und nach 
aenen dann auch verfahren und der Erfolg 
1m Sinne der Stiftung gesucht worden 1st, 
waren in etwa folgende: Gefördert werden 
sollte, wer sich zu DDR-Zeiten für Demo­
kratisierung Im wertesten Sinne eingesetzt, 
deshalb benachteiligt und am Zugang zur 
Hochschule oder schon zum Abitur gehin­
dert worden 1st; wer sich 1n und seit der 
Wende in der DDR besonders engagiert 
für Demokrat1s1erung und lnteressenver­
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betrieblichen Bereich eingesetzt hat, wer 
die neuen Mögl1chke1ten für gesellschafts­
polit1scnes, gewerkschaftliches oder so-
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ziales Engagement ergriffen und genutzt 
hat. Daneben sollten selbstverständlich die 
ohne weiteres übertragbaren sozialen Kri­
tenen bei der Auswahl berücksichtigt wer­
den, also soziale Herkunft. Geschlecht, 
Bedürftigkeit usw. Als Zielgruppen, 1n de­
nen diesen Kriterien genügende Bewer­
berinnen vermutet werden durften, boten 
sich insbesondere zwei dar. die Bürgerbe­
wegung(en) und die autonom entstande­
nen Interessenvertretungen der Studen­
ten an den Hochschulen. die Studentenrä­
te. 

Für die Information über die Hans-Böckler­
Stiftung und ihre Studienförderung wurde 
jede sich bietende Gelegenheit an ost­
deutschen Hochschulen genutzt; darüber 
hinaus wurde gezielt versucht, die zwei 
genannten Gruppen anzusprechen und 
sie über die Förderangebote der Stiftung 
zu informieren. Daß dabei angesichts der 
Vorbehalte gerade in diesen beiden Grup­
pen gegenüber allem, was aus dem We­
sten kam, zu Bewerbungen oft geradezu 
ermuntert werden mußte. sei hier nur am 
Rande erwähnt. Die Suche nach Vertrau­
ensdozentinnen in Ostdeutschland folgte 
in etwa den gleichen Grundsätzen wie die 
nach Stipendiat Innen, sie war nur sehr viel 
schwieriger. dafür aber um so beglücken­
der, wenn sie von Erfolg gekrönt war. 

Um den erreichten Stand beim Aufbau der 
Studienförderung in Ostdeutschland noch 
ein wenig zu illustrieren. einige Zahlen.:Seit 
der ersten Auswahlrunde 1990 sind bis 
heute 546 Auswahlgespräche mit ostdeut­
schen Bewerberinnen geführt worden. die 
zu 384 Aufnahmen 1n die Studienförde­
rung geführt haben. davon 167 Frauen. 
Auf die einzelnen Förderzweige verteilen 
sich diese Aufnahmen wie folgt: 

l ln1v<>rc::it~l<>n/F;:ir,hhnrhc::r,h11l<>n ~?~ 

Promotionen 44 (plus ca. 15 Aufnahmen 
nach Aktenlage) 

Zwerter Bildungsweg 17 
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Betreut von 40 Vertrauensdozentinnen, 
existieren Stipendiatengruppen in Berlin, 
Potsdam, Halle, Magdeburg, Chemnitz, 
Dresden, Leipzig, Jena, Greifswald und 
Rostock. 

Die deutsche-deutsche Vereinigung hat 
auch auf die interne Struktur der Studien­
förderung durchgeschlagen. Zunächst 
durch die schon erwähnte Einrichtung ei­
nes Projekts Ost, im nächsten Schritt durch 
die Bildung eines Referats Ost. in das nun 
auch der bis dahin separat betreute Be­
reich Berlin-West eingegliedert wurde, und 
Im dritten Schritt, nach weiterem raschen 
Wachstum der Stipendiatenzahlen in Ost­
deutschland, eine Neuschneidung der 
Referate, bei der Thüringen und Mecklen­
burg-Vorpommern an andere, kleinere 
Referate angegliedert wurden. Der weitere 
Aufbau und die Konsolidierung der Stu­
dienförderung der HBS in Ostdeutschland 
liegt dadurch inzwischen erfreulicherwei­
se m mehreren Händen, was die Impulse, 
die von der Studienförderung in der Hans­
Böckler-Stiftung In Ostdeutschland ausge­
hen. natürlich verstärkt. Neben den drei 
Regionalreferaten, auf die die neuen Bun­
desländer nun aufgeteilt sind, sind in Ost­
deutschland auch noch das im Zuge der 
internen Umstrukturierung geschaffene, 
also noch nicht sehr lange existierende 
Referat Promot1onsförderung und das Re­
ferat Hochschule und Arbeitswelt, dem 
auch die Betreuung der Stipendiatlnnen 
des Zweiten Bildungsweges obliegt, aktiv. 

Bevor abschließend noch ein wenig über 
Aktivitäten der Böckler-St1pend1aten In Ost­
deutschland berichtet wird, sei zunächst 
auf das Wirken dieser beiden Referate In 
Ostdeutschland eingegangen und damit 
das Thema Aktivitäten der HBS an ostdeut­
schen Hochschulen um ganz wesentliche 
rv1omente eigänzt. 

Während an Bewerbungen 1n der Grund­
förderung von Anfang an kein Mangel be-

stand und die verfügbaren Mittel weitestge­
hend ausgeschöpft werden konnten, sah 
dies im Bereich der Promotionsförderung 
anders aus. Die vom Hochschulemeue­
rungsprogramm für die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in Ost­
deutschland zur Verfügung gestellten Mit­
tel mußten zum Teil zurückgegeben wer­
den, weil trotz aufwendiger Werbeaktio­
nen (Plakate, Zeitungsannoncen u.a.) die 
Nachfrage ausblieb, während andererseits 
die Zahl qualifizierter Bewerbungen aus 
den alten Bundesländern. für die diese 
Mittel freilich nicht verwendet werden durf­
ten, ständig stieg. Diese gegenläufige Ent­
wicklung ist nur aus den Verwerfungen 
und Verunsicherungen, die die Umstruk­
turierung der ostdeutschen Hochschulland­
schaft mit sich gebracht hat. zu erklären. 
Erst jetzt, wo insbesondere der Neuaufbau 
der geistes- und sozialwissenschaftlichen 
Fachbereiche teils schon abgeschlossen 
ist, teils wenigstens Konturen anzuneh­
men begonnen hat, zeichnet sich bei der 
Zahl der Bewerbungen eine Trendwende 
ab. Gleichwohl ist es mit Unterstützung von 
Vertrauensdozentinnen an einigen Stellen 
gelungen. Promotionsverbünde zu be­
stimmten Schwerpunktthemen (z.B. ein 
sozial- und erziehungswissenschaftlich 
ausgerichtetes ProJekt "Umbruch in Ost­
deutschland". MLU Halle/HU Berlin) einzu­
richten und eine hinreichende qualifizier­
ter Bewerbungen zu akquirieren. Diese 
Form der Promotionsförderung, deren the­
matische Ausrichtung mit Vertrauensdo­
zentinnen und anderen Wissenschaftle­
rinnen sowie mit Gewerkschaften und der 
Forschungsförderung konzipiert wird. soll 
In Ostdeutschland werter ausgebaut wer­
den 

Das sich hinter dem Stichwort "Kooperati­
on zwischen Hochschulen und Gewerk­
schaften" verbergende Arbeitsfeld 1st oben 
schon grob umrissen worden. Hier liegt 
die Federiuhrung beim Referat "Hochschu-
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le und Arbeitswelt". In die Arbeit in Ost­
deutschland sind Vertreter der existieren­
den und zum Teil über jahrzehntelange 
Erfahrungen verfügenden Kooperations­
stellen Hochschule/Gewerkschaft in den 
alten Bundesländern von Anfang an ein­
bezogen worden (s. die o.a. Chronologie). 
Die sporadischen Anstöße, die bei Treffen 
mit ostdeutschen Hochschulvertretern ge­
geben werden konnten, reichten unter den 
Bedingungen der Abwicklung und Um­
strukturierung sowie der damit verbunde­
nen Verunsicherungen. Existenzängste 
und völlig unklaren institutionellen und 
beruflichen Perspektiven jedoch nicht aus, 
um die angebahnten Kontakte zu versteti­
gen. Hinzu kam. daß auch der andere 
Partner der Kooperation. die Gewerkschaf­
ten, sich bei diesem Neuaufbau fast aus­
schließlich auf die gravierenden ökonomi­
schen. beschäftigungspolitischen und so­
zialen Probleme konzentrieren mußte. 

Andererseits bot gerade die Umbruchsi­
tuation an den ostdeutschen Hochschulen 
natürlich auch viel Gestaltungsspielraum, 
und zwar für eine absehbar kurze Zeit. und 
damit auch die Chance. Kooperationsbe­
ziehungen Hochschule- Gewerkschaft viel­
leicht von Anfang an im Profil wenigstens 
einer Hochschule zu verankern. Diese 
Überlegungen verdichteten sich zu zwei 
Entwicklungsprojekten. die seit 1991 von 
den Kooperationsstellen Hochschule/Ge­
werkschaft an der FU und der TU Berlin mit 
Unterstützung der Hans-Böckler-Stiftung 
bearbeitet werden. Welche Früchte diese 
Arbert letzlich tragen wird, ist noch nicht 
abzusehen. Jedenfalls bedarf es noch er­
heblicher Anstrengungen sowohl sertens 
der Gewerkschaften als auch von seiten 
der Hochschulen, um von ersten punktu­
ellen Ansätzen einer Zusammenarbeit zu 
einer Vertiefung und Verbreiterung der 
Kooperation zu gelangen. Das wurde noch 
einmal im Rahmen einer Tagung deutlich, 
auf der Im Juni 1993 ca. 80 Vertreter von 
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Wissenschaft und Gewerkschaft an der 
Martin-Luther-Universität Halle Perspekti­
ven der Kooperation erörterten. Von einer 
Ringvorlesung im WS 1993/94 in Halle, die 
gemeinsam von DGB und Universität be­
stritten wird, erwarten wir, daß sie den Nut­
zen solcher Kooperation erweist. Als eine 
weitere, zugleich hochschul- und struktur­
politische Aktivität sei hier noch die Fachta­
gung "Perspektiven von Forschung und 
Entwicklung in den neuen Bundesländern" 
erwähnt, die von der Hans-Böckler-Stif­
tung Im Mai 1992 an der Technischen Uni­
versität in Chemnitz veranstaltet worden 
war. 

Schließlich noch einige Worte zur Arbeit 
der Stipendiatengruppen an den ostdeut­
schen Hochschulen. in die natürlich auch 
die Vertrauensdozentinnen einbezogen 
sind. Zum einen sind auch die Stpend1a­
tengruppen natürlich mit sich selbst und 
der Mitarbeit in der HBS beschäftigt, durch 
Aufnahme und Weiterförderungsgutach­
ten, die Teilnahme an Seminaren der Stif­
tung, an zentralen Stipendiatlnnentreffen, 
durch die Mitarbeit In überregionalen sti­
pendiatischen Arbeitsgemeinschaften 
u.a.m. Da die HBS sozial, gesellschaftspo­
litisch oder gewerkschaftlich engagierte 
Studentinnen und Promovendlnnen för­
dert, haben die meisten Stipdentiatlnnen 
sich neben ihrem Studium noch ein mehr 
oder weniger umfangreiches Pensum an 
anderwe1tIger Arbeit, etwa In Studentenrä­
ten, hochschulpolitischen Arbeitskreisen, 
Dritte-Welt-Gruppen. Kommunalpolitik 
u.v.a.m., aufgeladen. Darüber hinaus brin­
gen die meisten St1pend1atengruppen In 
Ostdeutschland in kleineren oder größe­
ren Abständen aber auch noch die Kraft 
auf. eigene Veranstaltungen zu organisie­
ren, z.B. gemeinsame Seminare mrt Sti-
nanrfi'::)tann,., 1nnon -=:a11c:: rlon ::lhon A11nrloc::­.,_,c., ,v,cuc;;;, '':::f' ut-'..,\;;', uu..:., "''"'' 1 '-"'''-'-"', ...,w, ,.._....,..., 

!ändern, die dem persönlichen Kennen­
lernen, vor allem aber auch dem Kennen­
lernen der Lage In Ostdeutschland dienen 
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sollen, oder ein Seminar in der Lausitz, das 
sich mit der Situation der Sorben nach der 
deutschen Vereinigung und den wirtschaft­
lichen und kulturellen Perspektiven dieser 
nationalen Minderheit in Deutschland be­
faßte. In einem Falle, bei einer Veranstal­
tung der Stipendiatengruppen Chemnitz 
und Leipzig, die Anfang des Jahres in 
Chemnitz zu dem Thema "Hochschulpoli­
tik in Sachsen und Thüringen" stattgefun­
den hat, wuchs sich ein solches Seminar 
zu einer veritablen Tagung aus, auf der die 
Stipendiatlnnen mit prominenten Vertre­
tern verschiedener Hochschulen und der 
politischen Parteien ins Gespräch kamen. 
Soweit wenigstens ein kleiner Ausschnitt 
aus dem Spektrum der Stipendiatengrup­
penarbeit, die ein wesentlicher Bestandteil 
der ideelen Förderung durch die Hans­
Böckler-Stiftung ist. 

Beim weiteren Aufbau der Studienförde­
rung der HBS in Ostdeutschland wird es 
vor allem darum gehen, das Erreichte zu 
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konsolidieren, nicht zuletzt durch eine in­
tensivere Betreuung und ideelle Förde­
rung der Stipendiatlnnen. Kriterium des 
Erfolges ist dabei nicht, daß alles im Osten 
genauso läuft wie im Westen, sondern wie 
es gelingt, den spezifischen Beitrag, den 
die ostdeutschen Stpendiatlnnen zur Rea­
lisierung der Aufgaben der Hans-Böckler­
Stiftung leisten können, angemessen zur 
Geltung zu bringen. Daneben streben wir 
an, die letzten größeren weißen Flecken 
auf der Studienförderungskarte der neuen 
Bundesländer (vor allem Cottbus und Frank­
furt/Oder, ferner einige der neuen Fach­
hochschulen) auszufüllen, wobei man hin­
zufügen muß, daß die Studienförderung 
der HBS auch in den alten Bundesländern 
nicht an jeder Universität oder Fachhoch­
schule vertreten 1st. 

Wolfgang Nitsche, Dip/.-Psych., ist Leiter 
des Studienförderungsreferats Ost der 

Hans-Böckler-Stiftung 
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Rainer Gries (Bonn): 

Die Arbeit der Friedrich-Ebert-Stiftung an ostdeutschen Hochschulen 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat ihre Ak­
tivitäten in den neuen Bundesländern als 
einen ihrer Schwerpunktbereiche auch 
in den letzten Monaten stetig ausgebaut. 
An der Arbeit in und für die neuen Bun­
desländer waren alle Abteilungen der 
Stiftung beteiligt. Hauptsächliche Träger 
der Aktivitäten sind die Landesbüros vor 
Ort. 

Die Landesbüros sind regionale gesell­
schaftspolitische Zentren, die ihre Maß­
nahmen an wechselnden Orten im ge­
samten jeweiligen Bundesland durch­
führen. Sie gehen also dorthin, wo politi­
sche Bildung, Fachdiskussionen, Infor­
mation und Beratung benötigt werden. 

Als Formen der Arbeit und Zusammenar-

beit bietet die Friedrich-Ebert-Stiftung 
auch in Ostdeutschland an: 

- politische Bildungsarbeit in Form lem­
zielorientierter Seminare, Fachtagungen, 
Vortrags- und Dialogveranstaltungen; 
- Beratungs-und Qualifizierungsmaßnah­
men für bestimmte Zielgruppen; 
- Ausstellungen zu gesellschaftspolitisch 
bedeutsamen Themen; 
- Publikationen; 
- Bereitstellung von gesellschaftspolitisch 
und zeitgeschichtlich relevanten Büchern 
und Zeitschriften. 

1992 konnten insgesamt 534 Veranstal­
tungen in Ostdeutschland durchgeführt 
werden. 

Hochschulen und Hochschulpolitik 

In jüngster Zeit haben die ostdeutschen 
Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung ihre 
Aktivitäten zum Thema Hochschulpolitik 
sowie ihre Zusammenarbeit mit den Hoch­
schulen verstärkt. Sie wollen damit noch 
mehr als bisher Probleme der Umstruk­
turierung dieses Bereiches aufgreifen und 
darüber den offenen, konstruktiven Dia­
log zwischen Politik, Wissenschaft und 
interessierter Öffentlichkeit fördern. zu­
gleich soll durch diese Veranstaltungen 
der Kontakt zwischen der Friedrich-Ebert­
Stiftung und den Studierenden an ost­
deutschen Universitäten verstärkt wer­
den. 
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Nach verschiedenen Veranstaltungen der 
Stiftung 1990/91 zu Fragen der Hoch­
schulpolitik und insbesondere der Lan­
deshochschulgesetze sind aus der jüng­
sten Zeit beispielhaft diese Veranstaltun­
gen zu erwähnen: 

• Konferenz "Hochschulpolitik in Thürin­
gen", Februar 1993, auf der Wartburg zu 
Eisenach, in der Hochschulpolitiker wie 
die Rektoren der thüringischen Universi­
täten und Hochschulen über Probleme 
und perspektierende Umstrukturierung 
der Hochschullandschaft informierten und 
kontrovers diskutierten - ein hochkarä-
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tiges Forum der parteiübergreifenden 
hochschulpolitischen Diskussion, das 
nach dem Urteil der Teilnehmer für Thü­
ringen bisland einzigartig war. 

• Die Brandenburger Wissenschaftskon­
ferenz "Wissenschaft und Forschung in 
Ostdeutschland als Beitrag zur Landes­
entwicklung und zum Aufbau der Infra­
struktur, März 1993, Frankfurt/Oder. 

Neben diesen direkt auf Fragen der Hoch­
schulpolitik ausgelegten Veranstaltun­
gen, die mit ähnlichen Themenstellun­
gen an anderen Hochschulorten fortge­
setzt werden sollen, nehmen die ostdeut­
schen Büros der Friedrich-Ebert-Stiftung 
verstärkt Veranstaltungen mit und in 
Hochschulen zu gesellschaftspolitisch 
relevanten Themen in ihr Programm auf. 
Beispiele sind: 

• regionaler Gesprächskreis: Rostocker 
Gespräche zu Arbeitsmarkt und Sozial­
politik, die ab April 1993 gemeinsam mit 
der Universität Rostock durchgeführt 
werden. 

• Gesprächskreis Wirtschaft und Wis­
senschaft, den die Stiftung ab April 1993 

in der naturwissenschaftlichen Hoch­
schule Leopoldina in Halle aufnimmt; 

• Kolloquien zum Thema Wirtschafts­
und Sozialgeschichte Sachsen-Anhalts 
im 20. Jahrhundert mit den Universitäten 
Halle und Magdeburg; 

• Konferenz mit der Universität Leipzig im 
Herbst 1993 für Studenten über Proble­
me des Sozialstaates. 

An ein vor allem studentisches Publikum 
wendet sich die Vortragsreihe "Schöne 
neue Welt'', die das Büro Leipzig der 
Friedrich-Ebert-Stiftung gemeinsam mit 
dem Jugend- und Studentenclub der 
Leipziger Universität, Moritz Bastei e.V., 
seit September 1992 monatlich durch­
führt. Die Reihe, die in ihrem Titel den 
klassischen Zukunftsroman und utopi­
schen Gesellschaftsentwurf von Aldous 
Huxley zitiert, macht globale Problemla­
gen wie auch spezifische Entwicklungs­
probleme im vereinten Deutschland zum 
Thema. Zu den R.eferenten gehörten 
Wolfgang Thierse, Wolfgang Ullmann, 
Friedrich Magirius und Reinhard Lettau. 

Förderung von Studentinnen und Studenten 

Die Fnedrich-Ebert-Stiftung versteht ihre 
Förderprogramme als individuelle Unter­
stützung überdurchschnittlich begabter 
sowie gesellschaftspolitisch engagierter 
ausländischer und deutscher Studenten 
und Nachwuchswissenschaftler, die ihre 
akademische Ausbildung nicht nur als 
Voraussetzung für eine erfolgreiche per­
sönliche Karnere, sondern auch als eine 

Verpflichtung gegenüber Gesellschaft 
und Staat ansehen. Als vorrangige Auf­
gabe betrachtet die Stiftung die Förde­
rung wissenschaftlich begabter und ge­
sellschaftspolitisch engagierter Frauen. 
1992 wurden 1 .883 deutsche und 407 aus­
ländische Stipendiaten gefördert. Knapp 
150 St1pend1aten studierten an ostdeut­
schen UniversItaten und Hochschulen. 

Auswah! der Stipendiaten 

Für die Auswahl und Förderpraxis der 
Stiftung bedeutet diese gesellschaftspo-

lit1sche Akzentuierung: besondere Be­
gabung und fachliche Qualifikation sol-
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len ihre Ergänzung finden in einem aus­
geprägten Interesse und Engagement 
für die öffentlichen Angelegenheiten un­
seres Gemeinwesens und einer beson­
deren Verpflichtung gegenüber sozial be­
nachteiligten Schichten. 

Es gilt das Prinzip der Selbstbewerbung. 
Dabei wird versucht, jedem Antragsteller 
individuell, d. h. unter Berücksichtigung 

seinerbesonderen Lebensumstände, ge­
recht zu werden. Dieser Auswahlpraxis 
entspricht auch, daß kein Bewerber auf­
grund der Zugehörigkeit zu einer Gruppe 
oder Organisation im Bewerbungsver­
fahren pauschal bevorzugt oder ausge­
schlossen wird. 

Die endgültige Entscheidung über die 
Aufnahme in ·die Studienförderung trifft 
ein unabhängiger Auswahlausschuß. 

Studienförderung - mehr als ein Stipendium? 

Auch für die Stipendiaten an den ost­
deutschen Hochschulen ist von Bedeu­
tung, daß neben der materiellen Förde­
rung durch ein monatiches Stipendium, 
das als Zuschuß gewährt wird, die Fried­
rich-Ebert-Stiftung die Stipendiatinnen 
und Stipendiaten durch ein studienbe­
gleitendes Tagungs- und Seminarpro­
gramm sowie durch individuelle Bera­
tung durch Mitarbeiter der Stiftung und 
Vertrauensdozenten an den jeweiligen 

Hochschulen unterstützt. Die vielfälti­
gen Arbeitsfelder der Friedrich-Ebert-Stif­
tung im In- und Ausland, die Arbeit in 
Ländern der Dritten Welt wie in den öst­
lichen und westlichen Nachbarländern 
oder die Zusammenarbeit mit internatio­
nalen Organisationen bedeuten umfas­
sende, nutzbare Erfahrungen, die Sti­
pendiaten während des Studiums oder 
vor dem Berufseinstieg nutzen können. 

Studienbegleitende Förderung 

Studienreisen in benachbarte Länderför­
dern die Kontakte zu Studenten, Politi­
kern und Vertretern von Wirtschaft und 
Verwaltung und ermöglichen Einblicke in 
internationale Organisationen. 

Das Tagungs- und Seminarangebot, das 
von den Stipendiaten im Rahmen einer 
Vertreteli<onferenz selbst beschlossen 
wird. bietet Gelegenheit, über den eige­
nen fachlichen "Tellerrand" hinauszu­
schauen. 

Vor äiiem für Siudeniinnen und Studen­
ten aus den neuen Bundesländern ist 
das studienbegle1tende Angebot für die 
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berufliche Orientierung von großer Be­
deutung. 

Besonders Studentinnen und Studenten 
möchte die Friedrich-Ebert-Stiftung an­
regen und ermutigen, auch einen per­
sönlichen Beitrag zum zusammenwach­
sen der vereinigten Teile Deutschlands 
zu leisten und auch über den aktiven 
Austausch und die Zusammenarbeit mit 
ausländischen Kommilitonen eine Atmo­
sphäre der Toleranz in Deutschland zu 
schaffen. 

Ramer Gnes ist Stellvertr. Leiter der 
Abt. Studienförderung der Friedrich­

Ebert-Stiftung 

Jörg-Dieter Gauger (St. Augustin): 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung 
und das intellektuelle Leben in den neuen Ländern 

Die 1964 gegründete Konrad-Adenauer­
Stiftung (KAS) ist mit ihrer Arbeit im In­
und Ausland den Prinzipien der christ­
lich-demokratischen Bewegung verbun­
den. 

Sie trägt den Namen Konrad-Adenauers, 
des ersten deutschen Bundeskanzlers, 
und ist seinen christlich-demokratischen 
Grundpositionen verpflichtet. Die Orien­
tierung am christlichen Menschenbild, 
die Festigung des freiheitlich-demokrati­
schen Rechtsstaates, das Eintreten für 
die Prinzipien der Sozialen Marktwirt­
schaft und die Integration Deutschlands 
in die westliche Werte- und Staatenge­
meinschaft bestimmen ihren Auftrag, ihre 
Ziele und ihr normatives Fundament. 

Dabei verfolgt sie, im Sinne des Subsi­
diaritätsprinzips, in geistiger Offenheit und 
Toleranz, ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke. Ihren Aufgaben 
gemäß will sie 

- politische Bildung vermitteln 
- die historische Entwicklung der christ-
lich-demokratischen Bewegung erfor­
schen und dokumentieren 
- durch Forschung und Beratung Grund­
lagen politischen Wili<ens erarbeiten 
- die europäische Einigung unterstützen, 
die internationale Verständigung durch 

Information und Begegnungen pflegen 
sowie mit entwicklungspolitischen Pro­
jekten und Programmen Hilfe leisten 
- politisch verfolgten Demokraten ideelle 
und materielle Hilfe gewähren 
- die wissenschaftliche Aus- und Fortbil­
dung begabter und charakter1ich geeig­
neter junger Menschen fördern 
- Kunst und Kultur durch Veranstaltun­
gen und Stipendien_ fördern 
- der Öffentlichkeit die Ergebnisse ihrer 
Arbeit zugänglich machen. 

Unmittelbar nach der Wende in der da­
maligen DDR im November 1989 nahm 
die KAS ihre Arbeit in den neuen Ländern 
auf und beteiligt sich seitdem im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten und Zielsetzungen 
an der Beseitigung der Erblasten des 
Sozialismus, am Neuaufbau der politi­
schen, gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Strukturen und am geistigen zu­
sammenwachsen unseres über vierzig 
Jahre lang getrennten Volkes. Dies ge­
schieht primär auf den Feldern der politi­
schen Bildung, der kommunalpolitischen 
Arbeit , durch Beteiligung an der wissen­
schaftlichen Aufarbeitung der Vergan­
genheit . schließlich auf kulturellem und 
bildungspolitischem Gebiet und ganz 
konkret durch die Förderung von Studie­
renden und Doktoranden in der Begab­
tenförderung. 
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Aufarbeitung der Vergangenheit 

An der Aufarbeitung der deutschen Ge­
schichte nach 1945, die durch die Wen­
de in der ehemaligen DDR eine völlig 
neue Dimension erfahren hat, beteiligt 
sich die KAS auf verschiedenen Ebenen. 

Das historische Archiv ist inzwischen 
eine erste Adresse für die DDR-For­
schung geworden mit seinen Beständen 
und Bibliotheken von Ost-CDU und De­
mokratischer Bauernpartei. In die Biblio­
thek wurden Publikationen der Ost-CDU, 
Sitzungsprotokolle, Tagungsberichte, 
Analysen zu politischen und gesellschaft­
lichen Themen sowie zu Grundsatz- und 
Programmfragen eingestellt, z.B. das 
"Bauernecho", das "Neue Deutschland" 
und das Zentralorgan der Ost-CDU, die 
"Neue Zeit", die von ihrer ersten Ausga-

be an vorhanden ist. Diese Materialien 
und Archivalien stehen wissenschaftlich 
arbeitenden Studenten, Doktoranden, 
Habilitanden und Hochschullehrern of­
fen; eine Broschüre registriert die Be­
stände. Diese kann angefordert werden. 

Parallel dazu wurden wissenschaftliche 
bzw. wissenschaftsorientierte Fachta­
gungen durchgeführt, 1992 z.B. die jetzt 
regelmäßig stattfindenden Buchenwald­
Tagungen zur DDR-Geschichte nach 
1945 oder etwa im Cädlienhof in Pots­
dam eine Sommerakademie zum Thema 
"Verändert sich Deutschland? Zur Iden­
tität der Deutschen nach der Einigung". 
Diese Veranstaltungen sollen v.a. Zeithi­
storiker, Politikwissenschaftler und Poli­
tiker erreichen. 

Das geistige zusammenwachsen fördern 

Kultur und Bildung sind die zentralen 
Stichworte, unter denen die KAS sich 
bemüht, die von vielen Seiten immer 
häufiger beklagte "Mauer in den Köpfen" 
abzubauen. Literatur ist ein Medium, das 
Nachdenken über sich selbst und über 
die aktuelle politische Situation in 
Deutschland in besonderer Weise an­
stößt. So hat die KAS einen "Bertiner 
Autorenkreis" gebildet, in dem sich vor 
allem ehemalige DDR-Autoren zu ge­
meinsamem Dialog treffen, und dem 
Gespräch zwischen Schriftstellern und 
Politik dienen auch die zukünftig regel­
mäßig durchgeführten Schriftsteller-Ge­
spräche in Weimar. 1993 vergab die KAS 
(erstmals) ihren Literaturpreis an die 
Autonn Sarah Kirsch, der in Erfurt über­
reicht wurde. 

Das geistige Klima eines Landes be­
stimmt sich wesentlich durch das. was 
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an den Schulen und Hochschulen ge­
schieht. Insofern setzte die Konrad-Ade­
nauer-Stiftung mit der Einrichtung einer 
neuen "Hauptabteilung Bildung, Hoch­
schulen, Begabtenförderung" 1992 hier 
einen besonderen Art:>eitsschwerpunkt. 

So finden "Hochschullehrergespräche" 
statt über die Situation der Hochschulen 
in den neuen Ländern unter europäi­
schen Entwicklungsperspektiven. Es ta­
gen bildungspolitische Expertenrunden, 
die bildungspolitische Entwicklungen in 
den neuen Ländern nicht nur zu erörtern, 
sondern auch daraufhin befragen, wie­
weit sie Modelle für die gesamtdeutsche 
Bildungslandschaft abgeben können 
(z.B. Schulzeitverkürzung, Zentralabitur). 
An zentralen Hochschulorten finden -
zuletzt in Jena • "Hochschulwochen· 
statt. in denen die KAS ihre Arbeit vor­
stellt. 
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Mit ihren Förderungsprogrammen in den 
Sparten Studienförderung/Journalisti­
sche Nachwuchsförderung und Graduier­
tenförderung und dem damit vert:>unde­
nen, von allen geförderten Studenten 
wahrzunehmenden Seminarangebot 
{"ideelle Förderung", ein besonderes 
Markenzeichen der KAS) leistet die KAS 
einen weiteren Beitrag zur politischen 
Bildung in der Bundesrepublik Deutsch­
land; dabei· ist eine stetig wachsende 
Nachfrage zu registrieren, die in steigen­
dem Maße auch die neuen Länder ein­
schließt. Die Bewert:>ung steht allen Stu­
denten und Doktoranden offen, die ne­
ben ausgewiesener wissenschaftlicher 
Begabung die Bereitschaft mitbringen, 
sich gesellschaftlich oder sozial im wei­
testen Sinne zu engagieren, und sich mit 
den Zielsetzungen der KAS identifizieren 
können. 1992 förderte die KAS 134 Sti­
pendiaten aus den neuen Ländern. 

Derzeit ist die KAS auch dabei, das Netz 
ihrer Vertrauensdozenten an den Hoch­
schulen in den neuen Ländern einschließ­
lich der Fachhochschulen weiter zu ver­
dichten, um eine adäquate Betreuung 
der Studenten "vor Ort" zu ermöglichen. 

Während sich nach der Umbruchphase 
1990/91 die Situation für den Lehrkörper 
der Hochschulen geklärt hat (wir legen 
bei unseren Vertrauensdozenten in den 
neuen Ländern Wert darauf, daß sie von 
dort stammen) und dort die Ansprache 
nicht mehr so schwierig ist, stellen wir 
fest. daß bei den Studenten die nach der 
Wende ausgeprägte Bereitschaft. auch 
auf die KAS und ihr Angebot zuzugehen. 
nachläßt. was sicher mit dem gesamtge-

sellschaftlichen Klima ebenso zusarn­
menhängt wie mit der Verwechslung von 
Stiftungen und Parteien, obwohl immer 
wieder betont wird, daß hier eine klare 
Trennung besteht und daß sich soziales 
Engagement keineswegs auf Parteiar­
beit beschränkt. 

Die Schwierigkeiten, die bei der Zusam­
menführung zweier im Grunde genom­
men auseinander gelebter Gesellschaf­
ten zu bewältigen sind, wurden von vie­
len Seiten unterschätzt. Sie beschränk­
ten sich keineswegs nur auf die Bereiche 
Finanzen und Wirtschaft. Notwendig ist 
daher ein Integrationsprozeß, der die 
Bereitschaft erfordert, einander zuzuhö­
ren und sich ernst zu nehmen. Ein sol­
cher Integrationsprozeß, bei dem wir uns 
alle bewußt werden müssen, daß wir 
miteinander denken und handeln müs­
sen, obwohl die wirtschaftliche Lage der­
zeit schwierig ist und die Lebensinteres­
sen und Wertprägungen in Ost und West 
noch sehr verschieden sind, ist funda­
mental nicht nur für den wirtschaftlichen 
und sozialen Aufbau, sondern auch -
über das zusammenkommen und das 
Zusammenleben selbst - für die politi­
sche und innere Einheit, für das Entste­
hen einer gesamtdeutschen Solidar- und 
Verantwortungsgemeinschaft und für 
eine gemeinsame tragfähige politische 
Kultur im geeinten Deutschland. Dazu 
will die KAS ihren Beitrag auch in Zukunft 
leisten. 

Jörg-Dieter Gauger. Dr., ist Abteilungs­
leiter Bildung, Hochschulen, Bereich 

Wissenschaftliche Dienste der Konrad­
Adenauer-Stiftung 
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PUBLIKATIONEN der politischen Stiftungen zu ost-
deutschen Hochschulen/ostdeutscher Wissenschaft 

JAHN, HEIDRUN: Entwicklungsperspektiven der Wissenschafts-und Hochschullandschaft im 
Land Brandenburg (Hans-Böckler-Stiftung- Manuskripte Bd. 63). Düsseldorf 1991. 67 S. 

GIRNDT, CoRNEUA/ MEZGER, ERIKA (Hrsg.): Arbeitswissenschaften nach dem Fall der Mauer. 
Kontroversen, Kontraste, Kooperationsmöglichkeiten.Arbeitswissenschaften und Gewerk­
schaften - Perspektiven der Kooperation in der BRD und DDR. Arbeitstagung der Hans­
Böckler-Stiftung undderlG Metall. Schüren Pressever1ag, Marburg 1991.111 S. 

Wot. TER, HENNER: Zusatzversorgungssysteme der Intelligenz. Verfassungsrechtliche Proble­
me der Rentenüberleitung in den neuen Bundesländern (Schriften der Hans-Böckler-Stiftung 
Bd.12). Nomos Verlagsgesellschaft. Baden-Baden 1992. 249S. 

VA n-1, WERNER! KREUTNER, UUA: Aufbau arbeitnehmerorientierter Kooperationszusammenhän­
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BERICHTE 

Trauma Großdeutschland 
Die Wiedervereinigung aus studentischer Sicht 

Im Frühjahr 1990, auf halbem Wege zwi­
schen DDR-Wende und deutscher Verei­
nigung, stand der akademische Nach­
wuchs in Ost und West dem politischen 
Geschehen mit auffälliger Distanz gegen­
über. Dies zeigte sich in der erstmals ge­
samtdeutsch durchgeführten Erhebung 
"STUDENT 90", im Rahmen der seit 1969 
rgelmäßig durchgeführten "STUDENT"­
Untersuchungen des Leipziger Zentralin­
stituts für Jugendforschung. 

Darin charakterisierten die Studierenden 
hüben wie drüben ihre "Verbundenheit" 
mit dem jeweils anderen Teil Deutsch­
landsgleichermaßen nur zu 10%als"stark''. 
rund 45% konnten sich demgegenüber 
nur schwach bis gar nicht damit identifizie­
ren. Mit ihrer eigenen Gesellschaft dage­
gen zeigten sie sich zu 40% (West) bzw. 
60% (Ost) "stark" verbunden. In Ost­
deutschland bekannten darübertiinaus 89% 
der Befragten. gern In der DDR zu leben. 
57% bevorzugten für die Zukunft die Exi­
stenz zweier deutscher Staaten und nur 
13% sprachen sich für die ein halbes Jahr 
später tatsächlich realisierte Alternative ei­
ner vorbehaltlosen staatlichen Einheit aus. 

infolge der sich überstürzenden Ereignis­
se war der bei "STUDENT 90" verwende­
te Fragebogen bei seinem Einsatz bereits 
überholt. Es fehlten vor allem präzise Fra­
gen zur Beurteilung des Vere1nigungspro­
zesses. Immerhin wurde oas Thema von 
den Studierenden selber angesprochen, 
und zwar Im Rahmen zweier offener Fra­
gen, die ganz generell zur Angabe posItI-

ver und negativer Gegenwartseindrücke 
aufforderten. Aber auch diese Hinweise 
blieben dürftig: Obwohl die Medien davon 
überquollen. wurde die anstehende Ver­
einigung bzw. das Vertiältnis der beiden 
-deutschen Staaten nur in 5% (West) bzw. 
6% (Ost) der Spontankommentare gestreift. 
Mehr noch: im Westen fielen nicht weniger 
als 6 von 10, im Osten gar 9 von 10 dieser 
Äußerungen negativ aus. Das für viele 
bedeutsamste Ereignis in der deutschen 
Nachkriegsgeschichte wurde also von der 
studentischen Jugend diesseits und jen­
seits der Elbe äußerst distanziert wahrge­
nommen. 

Ursachen der Verdrängung 

Auch wenn diese Haltung angesichts der 
deutschen Vergangenheit wie der allmäh­
lich erkennbaren Vereinigungsfolgen nicht 
unberechtigt gewesen sein mag. bedarf 
sie doch der Erklärung. Hierbei erweist 
sich eine weitere offene Frage der 90er 
Erhebung als hilfreich. Die westdeutschen 
Studierenden waren gebeten worden, 
spontan drei sie besonders interessieren­
de Ereignisse aus der 40jähngen Geschich­
te der Bundesrepublik zu nennnen. Unter 
den über 1000 Antwonnot,erungen spiel­
ten die Ereignisse vom Herbst 1989 ein­
schließlich der daraus resultierenden Wie­
dervere1nigungsperspektive mrt nur 7% al­
ler Nennungen eine drittrang1ge Rolle. 
Wesentlich stärker konzentrierte sich das 
studentische Geschichtsinteresse auf die 
unmittelbare Nachkriegszeit mit den 
Schwerpunkten Vergangenhe1tsbewält1-
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gurig und Aufbau der Demokratie (14%) 
sowie in noch höherem Maße auf das 
Schicksal der Basisbewegungen in den 
letzten zwei Jahrzehnten (27%), von de­
nen wiederum die Studentenbewegung 
mit 16% aller Notierungen das insgesamt 
dominierende Einzelthema darstellte. 

Das läßt den Schluß zu, daß es so etwas 
wie eine eigenständiges studentisches 
Geschichtsbewußtsein gibt, welches sich 
trotz des schnellen Wechsels studentischer 
Generationen Immer noch zentral auf die 
in der Regel als "Revolte" klassifizierten 
Aktionen der "68er" gründet. Das mag 
damit zusammenhängen, daß in der Stu­
dentenbewegung erstmals eine fundamen­
tale Abrechnung mit der politischen Väter­
generation, ihrer Verstrickung in den Na­
tionalsozialismus, ihrem autoritärem Poli­
tikverständnis stattfand. Dabei wurde wie in 
keinem anderen europäischen Land mit 
jedem Ansatz von nationalem (Groß-) 
Machtdenken gebrochen. Diese aufgeklär­
te Grundhaltung hat sich, durch die Frie­
densbewegung verstärkt, offenkundig bis 
heute tradiert und im Moment der Vereini­
gung massive Ängste vor einer Renais­
sance des Nationalen ausgelöst. zumal 
der Vere1nigungsprozeß in der Tat primär 
von Politikern aus der Vätergeneration der 
"68er" vorangetrieben wurde. Was auf der 
anderen Seite die nicht geringere Abwehr· 
reakt1on der ostdeutschen Studentenschaft 
betrifft, so kann auch hier "STUDENT 90" 
Im Verein mit seinen DDR-spezifischen 
Vorgängerstudien zur Erhellung der Situa­
tion beitragen. Die Daten des Zentralinsti­
tuts für Jugendforschung belegen einen 
trotz politischer Selektion zunehmend be­
schleunigten Loslösungsprozeß der ost­
deutschen akademischen Jugend von der 
"führenden Partei'' etwa seit Mitte der 80er 
Jahre Auslöser hierfür war a!!erd,ngs ke,­
ne Irgendw1e geartete Abrechnung mit der 
Vergangenheit. sondern die Perestroika 
Gorbatschows 
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So äußerten in "STUDENT 89" nicht weni­
ger als 95% der Befragten ausdrückliche 
Sympathien für den sowjetischen Refor­
mer, über die Hälfte sah darüberhinaus in 
einer stärkeren Anlehnung der DDR an 
den sowjetischen Kurs ein erfolgverspre­
chendes Konzept für deren Weiterentwick­
lung. Dieses Reformengagement verstärkte 
sich mit den frühen Leipziger Demonstra­
tionen und läßt sich in den politischen 
Indikatoren von "STUDENT 90" entgegen 
den einschlägigen Passivitätsvorwürfen 
eindeutig nachweisen. Allerdings war die­
se Engagement eng mit dem Ziel einer 
eigenständigen demokratischen Perspek­
tive für die DDR bei Wahrung wesentlicher 
sozialer Errungenschaften verbunden. 

Die ostdeutschen Studierenden mußten -
wie die gesamte Reformintelligenz der DDR 
• im Verlauf des Umbruchs erfahren, daß 
ihr mit den materiellen Verlockungen der 
Vereinigung die Realisierung ihrer (ersten 
selbständigen) Gesellschaftsutopie aus der 
Hand genommen wurde. Auch im Osten 
bedrohte also die heraufziehende Einheit 
In einem wesentlichen Punkt die eigen­
ständige politische Identität der Studieren­
dengeneration und stieß daher auf Ableh­
nung. Die aus heutiger Sicht entscheiden­
de Frage ist nun allerdings, ob es sich hier­
bei hüben wie drüben nur um eine tempo­
räre Schockreaktion oder aber um den 
Anfang einer dauerhaften Verweigerung 
des akademischen Nachwuchses gegen­
über dem neuen Deutschland handelt 

Mit der Einigung versöhnt? 

E1ne Reihe ebenso aufschlußreicher wie 
widersprüchlicher Hinweise zur Klärung 
dieser Frage liefert "STUDENT 92", die im 
Frühjahr 1992 unter Beteiligung von 1700 
westdeutschen und 1100 ostdeutschen 
Stud,erenden durchgeführte jüngste Er„ 
hebung In der "STUDENT'-Tradit1on. Sie 
vermittelt auf den ersten Blick den Ein­
druck. als sei der studentische Vereini-
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gungsschock weitgehend überwunden. 
Nach den im Vereinigungsprozeß erfahre­
nen persönlichen Vor- und Nachteilen 
befragt, ziehen nicht weniger als 56% der 
ostdeutschen Studierenden ein positives 
und nur 14% ein negatives Resümee. In 
den alten Bundesländern fällt die entspre­
chende Einschätzung begreiflicherweise 
etwas zurückhaltender aus. Aber auch hier 
überwiegt mit 25% die Quote derjenigen. 
denen die Einheit mehr Vorteile gebracht 
hat, 23% behaupten das Gegenteil. Ledig­
lich der mit 52% hohe Anteil an Unent­
schiedenen in dieser Frage erinnert noch 
an die anfängliche Verdrängungshaltung. 

Fragt man nun Im Detail nach, wo denn 
genau die deutsche Vereinigung Fortschrit­
te gebracht hat, so wird hüben wie drüben 
die "persönliche Gestaltungs- und Bewe­
gungsfreiheit" an erster Stelle genannt. 
79% der ost- und 34% der westdeutschen 
Studierenden sehen auf diesem Gebiet 
starke Fortschritte. Wenn man aus ande­
ren Befragungen um den hohen Stellen­
wert des individuellen Freiheitserlebnis­
ses im Wertehonzont der Jungen Genera­
tion weiß, dann sollten diese Zahlen Indiz 
genug für die Überwindung des Einheits· 
schocks unter der jungen Intelligenz sein. 

An zwerter Stelle der Fortschrittsskala folgt 
die wirtschaftliche Situation, während Im 
Mittelfeld die Bereiche Umwelt. Wissen­
schaft, Recht und Politik rangieren. Die 
zum Tell beträchtlichen Ost-West-Unter­
schiede In der quantifizierten Vere1nigungs­
bilanz erscheinen dabei kaum verwunder­
lich· Schließlich sind die Ostbürgerinnen 
viel stärker von den Folgen betroffen. 1hr 
wesentlich pos11Iveres Urteil 1st demnach 
von besonderer Bedeutung 

Mehr oder weniger negativ werden aller­
dings die Veränderungen ,m 81ldungssy· 
stem (e1nschheßl1ch Hochschulen) gewer• 
tet. sieht doch hier nur noch Jeder dntte 
Ostdeutsche und Ieder achte Westdeut-

sehe positive Vereinigungsfolgen, währen.d 
30-40% (Ost) bzw. 60% (West) hiervon kaum 
etwas verspüren. Das Ende der Rangskala 
schließlich bilden die sozialen Verhältnis­
se: Nur 11%derostdeutschen und 14%der 
westdeutschen Studierenden sehen hier 
Fortschritte, jeweils 64% verneinen dies. 

Nationaler Identitätsschwund 

Diese Zahlen relativieren den eben noch 
so positiven Gesamteindruck, berühren 
doch die bildungs- und sozialpolitischen 
Veränderungen den studentischen Le­
benshonzont unmittelbarer als etwa die 
allgemeine Wirtschafts-, Umwelts- oder 
Rechtssituation. Die Zweifel an der prinzi­
piellen Akzeptanz der Vereinigung durch 
die akademische Judend werden verstärkt 
durch einen zweiten Fragenkomplex, der 
den DDR-typischen Verbundenheitsindi­
kator aus "STUDENT 90" noch einmal 
aufnimmt. Unter der Titelzeile "Wie stark 
fühlen Sie sich mit dem folgenden verbun­
den? 1 (sehr stark) ... 6 (überhaupt nicht)" 
offerierte der Fragebogen u.a. die ltems 
• mit dem Bundesland, in dem ich wohne 
~ mit der früheren Bundesrepublik 
• mit der früheren DQR 
• mit dem vereinten Deutschland. 

Das Ergebnis zeigt. daß bestenfalls die 
Region. nicht aber die Nation unter der 
Jungen Intelligenz heutzutage noch ldent1· 
tätsgefühle provozieren kann. So beken­
nen sich 51 % der ostdeutschen Jungbür­
gerinnen zu ihrem heimischen Bundes­
land, nur 19% verneinen eine innere Be­
ziehung dazu. Die Rekonstitu1erung der 
alten Ländereinheiten hat also auch bei 
einer Generation, die während ihres Le­
bens nur die Einteilung der DDR In Bezirke 
kannte, gegriffen. In den alten Bundeslän­
dern liegen demgegeüber die Verhältnis­
se fast umgek_ehrt Nur 23%, der Befragten 
beJahen eine gewisse regionale Veroun­
denhe1t. 41% verneinen sie Gleichwohl ist 
damn auch hier der Höchststand an positi· 
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ver ltemladung erreicht. Alle anderen Iden­
tifikationsangebote stoßen auf noch stärke­
re Abwehr. 

Mit dem jeweils anderen deutschen Staat 
aus der Zeit vor der Vereinigung fühlen 
sich nurmehr 5% der Befragten verbun­
den, etwa zwei Drittel dagegen ausdrück­
lich nicht. 1'990 lagen die wechselseitigen 
Akzeptanzquoten noch doppelt so hoch, 
die Ablehnung um 15-25% niedriger. Die 
Vereinigung hat also nicht nur kein ge­
meinsames Geschichtsbewußtsein ge­
schaffen, sondern den Betroffenen den 
jeweils anderen Vorläufer des heutigen 
Deutschlands sogar noch mehr entfrem­
det. Sofern die Einheitlichkeit der Nation 
überhaupt akzeptiert wird, dann giltdas 
bestenfalls für die Zeit nach dem Oktober 
1990. 

Weit besser stellt sich das Verhältnis zum 
Jeweils noch selbst erlebten Teilstaat dar. 
Westdeutsche Studierende fühlen sich mit 
der früheren Bundesrepublik noch zu 21 % 
vert:Junden, zu 31 % nicht. Für Ostdeutsch­
land lauten die entsprechenden DDR-be­
zogenen Zahlen 34% ja, 23% ne,n - die 
DDR ist also keineswegs aus den Köpfen 
ausradiert. Dennoch ist hier wie dort ein 
drastischer Identifikationsverlust zu proto­
kollieren. denn Anfang 1990 fühlten sich 
noch 60% der DDR- und 41% der BRD­
Studierenden eng mit ihren Gesellschaf­
ten verbunden. Ist diese Akzeptanzhalbie­
rung auf beiden Seiten eine nachträgliche 
Folge der erwähnten Vereinigungsverdrän­
gung, haben w,r dann womöglich einen 
generellen Verlust an Geschichtsbewußt­
sein zu sehen? Oder spiegelt sich in die­
sem Befund gar ein zunehmendes Unver­
ständnis für so etwas w,e nationale Identität 
überhaupt? 

Ohne diese Frage auf der Basis von "STU­
DENT 92" entscheiden zu können. spre­
chen die ausstehenden Zahlen doch für 
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Letzteres. Denn das 1'vere1n1gte Deutsch­
land" ist nicht etwa In die so entstandene 
Identifikationslücke getreten, sondern ver­
mag mit gleichermaßen knapp 20% Zu­
stimmung und gut 40% Ablehnung noch 
weniger "Verbundenheit'' zu induzieren 
als die früheren Teilstaaten. Der Prozeß 
der Vereinigung hat zumindest innerhalb 
der studentischen Jugend die ohnehin 
schwach ausgeprägte Identität nicht nur 
nicht gestärkt. sondern dramatisch vermin­
dert. 

Akzeptanz auf dünnem Eis 

Wo die tieferen Ursachen hierfür zu su­
chen sind und welche kollektiven Ängste 
dahinter stehen, darüber gibt die bereits 
aus "STUDENT 90" bekannte Doppelfra­
ge: "Was gefällt Ihnen zur Zeit in der Bun­
desrepublik? Und was gefällt Ihnen zur Zeit 
nicht?" Auskunft. Wie schon vor zwei Jah­
ren spielen in den entsprechenden Ant­
worten deutschlandpolitische Assoziatio­
nen generell eine untergeordnete Rolle. In 
lediglich 6% der Spontannotierungen wird 
auf die Vereinigung Deutschlands, den 
neuen nationalen Status oder das inner­
deutsche Ost-West_ Verhältnis direkt Be­
zug genommen. Hüben w,e dri.Jben nei­
gen Studierende also beI aller oberflächli­
chen Akzeptanz der Wiedervereingung 
nach wie vor in hohem Maße zu deren 
Verdrängung. 

Unterzieht man die insgesamt gut 600 Ein­
heitskommentare einer genaueren Analy­
se, so fällt auf. daß positive Wertungen 
lediglich auf der abstrakten Ebene der blo­
ßen Benennung des Themas vorherr­
schen. Dan.iberh,naus erscheint die Ver­
e,ngung jedoch In einem ganz anderen 
Licht. So finden sich von den 405 westdeut­
schen Notierungen zur Deutschlandpolitik 
nur i5i Im positiven Fragefeld, 254 dage­
gen ,m negativen. In den neuen Bundes­
ländern fällt diese Relation sogar noch kras­
ser aus: Nur 25 wohlwollenden E1nhe1tsas-
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soziationen stehen 209 kritische entgegen. 
Obwohl also die geschlossene Frage nach 
den Vor- und Nachteilen speziell von den 
ostdeutschen Studierenden mehrheitlich 
positiv beschieden wurde, provoziert die 
ungezielte Spontanfrage bei ihnen fast aus­
schließlich negative Assoziationen. 

Das verstärkt den Verdacht, daß unter der 
dünnen Oberfläche einer Akzeptanz des 
Faktischen nach wie vor tiefgreifende Vor­
behalte wurzeln. Ein charakteristisches 
Beispiel hierfür stellen die in der offenen 
Frage artikulierten Perspektiven der Ein­
heit dar, zu denen sich 12% der west- und 
20% der ostdeutschen Kommentare äu­
ßern. Knapp dreimal so häufig wie mit hoff­
nungsvollen Aussichten werden sie auf 
beiden Seiten mit ungelösten Problemen 
in Verbindung gebracht. Diese beziehen 
sich außer auf den Vereinigungsprozeß, 
seine Hektik, Kosten, Mißtöne und wahl­
taktische Funkt,onallsierung ("Einheitslü­
ge") vorrangig auf die Art des DDR-~n­
schlusses. West- wie ostdeutsche Studie­
rende sprechen ,n diesem Zusammen­
hang von Anpassung, Ein_~erleibung, An­
nexion, Gleichschaltung, Uberrollen. Auf­
kauf, Ausverkauf. Zerstörung oder Koloni­
sierung, wobei die drastischeren Voka­
beln eher auf ostdeutscher Seite zu finden 
sind. 

Wird also die Art der Vere,ngung aus west­
licher wie östlicher Sicht ganz ähnlich kriti­
siert - Gegenstimmen hierzu. die den Eini­
gungsprozeß als gelungen bezeichnen. 
finden sich nicht -, macht die damrt veroun­
dene Aufwertung des nationalen Aspekts 
vor allem den Westdeutschen zu schaffen. 
Mit 27% aller Assoziationen nimmt dieses 
Thema hier einen Sprtzenplatz e,n. Und 
auch seine extrem negative Besetzung m,t 
Vokabeln v•11e „Deutschtümelei". "'Groß­
deutschland'', "Großmachtstreben" oder 
"Größenwahn" belegt, daß studenti­
sche Vorbehalte gegen Jedweden Nauo-
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naiismus durch das Einigungsgeschehen 
nicht entkräftet. sondern aktualisiert wor­
den sind. 

Ost-West-Trauma 

Wenn derlei Ängste innerhalb der ostdeut­
schen Studentenschaft mit einem Assozia­
tionsanteil von 11 % nur eine drittrangige 
Rolle spielen, so ist das vermutlich auf die 
DDR-spezifische Aufarbeitung des "Drit­
ten Reiches" zurückzuführen: Was man 
westlich der Elbe im Prozeß moralischer 
Selbstfindung der eigenen Vätergenerati­
on zur Last gelegt hat, wurde östlich davon 

. lediglich unverbindlich auf den Klassenfeind 
geschoben. 

Umso beklemmender erleben die Ost-Stu­
dierenden die Gegenwart. Begann im We­
sten mit der 68er "Studentenrevolte" zu­
gleich Aufarbeitung und Befreiung vom 
nationalsozialistischen Trauma. so legt die 
Wucht aktueller Ost-West-Assoziationen In 
den ostdeutschen Fragebögen den Ge­
danken nahe. daß hier soeben ein neues 
nationales Trauma entsteht. Nicht weniger 
als 63% aller dortigen Einheitsassoziatio­
nen sind den Ost-West-Unterschieden 
gewidmet. während dieser Anteil auf west­
deutscher Seite nur bei 21% liegt. Darüber 
hinaus haben die Ost-Assoziationen zu 
98% negativen Charakter, im Westen nur 
zu 64%. Das läuft insgesamt darauf hinaus. 
daß trotz einer generellen Verdrängungs­
haltung fast jede 10. ostdeutsche Notie­
rung ,m Antwortfeld "Und was gefällt Ihnen 
nicht?" auf die Unausgewogenhert des 
Vere,mgungsprozesses verweist. 

Dabei ,st "Unausgewogenheit" e,n eher 
vors1cht1ger Ausdruck: Nur e,n Siebtel der 
betreffenden Kommenatre benutzt ähnlich 
neutrale Begriffe. Weit häufiger 1st von Un­
ale,chheit und Unaerechtiake,t die Rdede. 
~;n. BenachteihgC'ng unter VemachläSSI· 
gung des Ostens bei gleichzeitiger Uber­
macht und Hegemonie des Westens. Die 
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"Wessis" erscheinen überheblich, herab­
lassend, anmaßend, arrogant und bevor­
mundend, ohne Empfinden für die ost­
deutsche Gegenwartsmisere und erst recht 
ohne Kompetenz zur Beurteilung der DDR­
Vergangenheit. Ihr Erscheinungsbild 
gleicht eher dem von Siegern, Besatzern 
oder Kolonisatoren, die auf die Übernah­
me von Spitzenpositionen und Entschei­
dungsgewalt aus sind. Die "Ossis" dage­
gen fühlen sich tendenziell diskriminiert, 
vorverurteilt oder pauschal schuldig ge­
sprochen, ihre Leistungen und Abschlüs­
se finden keine Anerkennung, ihnen wer­
den niedrigere Löhne und Bafög-Sätze bei 
höheren Preisen und Arbeitslosenquoten 
zugemutet. Kurz: Sie empfinden sich als 
Bürger zweiter Klasse, mit denen die Wes­
sis machen, was sie wollen. 

Diese - gelegentlich nicht von Selbstmit­
leid freien - Klagen müssen in ihrer Dichte 
und Intensität zu denken geben. Worin 
auch immer ihre Ursachen liegen, ob in 
einem tatsächlich arrogant-annektiereri­
schen Auftreten der Westdeutschen und/ 
oder einer überkommenen Klagepassivi­
tät der Ostdeutschen - hier wächst ein 
kollektives Minderwertigkeitstrauma heran, 
dessen sozialpsychologische Sprengkraft 
nicht zu unterschätzen 1st. 

Immerhin stoßen die zitierten Deklassie­
rungsängste bei den westdeutschen Kom­
militoninnen und Kommilitonen zumindest 
teilweise auf Verständnis. Die sozialen 
Ungleichgewichte, Spannungen und Kon­
flikte zwischen Ost und West bis hin zur 
"inneren Teilung "bzw. "Zwei-Klassen­
Gesellschaft" werden durchaus gesehen 
und auf die Überheblichkeit. Arroganz und 
Eroberermentalität der Westdeutschen e1-
nerserts und deren mangelhafte Solidarität 
und Opterberertschafi andererseits zurück­
geführt. Aber auch von wechselse111gem 
Unverständnis und unzureichendem Auf­
e1nanderzugehen 1st die Rede. Eine Min-
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derheit negativer West-Assoz1at1onen 
spricht sogar von übertriebenen Aufmerk­
samkeitsbegehren, Sozialneid und einer 
Alles-auf-einmal-Mentalität der Ostdeut­
schen. 

Kein gesamtdeutsches Bewußtsein 

So sehr die Ost-West-Konfrontation das 
Bild der Vereinigung im Osten und teilwei­
se auch im Westen bestimmt, so wenig 
interessiert man sich beiderseits für den 
jeweils anderen Teil Deutschlands. Nur 
wenige Assoziationen gehen allein auf das 
Geschehen in der jeweils anderen Hälfte 
der Republik ein, über 50% davon mit ne­
gativem Akzent. Lediglich den Westdeut­
schen ist in diesem Zusammenhang nen­
nenswert positives eingefallen: abgesehen 
von interessierten Einzelbeobachtungen 
der ostdeutschen Entwicklung reizen vor 
allem die offenen Grenzen gen Osten. die 
damit verbundene Freizügigkeit und die 
neu zu erkundenden Landschaften die stu­
dentische Unternehmungslust. 

Auch die negativen Äußerungen über die 
andere Seite entstammen vorwiegend den 
westdeutschen Fragebögen. Das Stasi­
Unwesen wird genauso kommentiert wie 
das ostdeutsche Finanz- und Industriede­
bakel, soziale Spannungen ebenso wie 
die katastrophale Umweltbelastung. Alles 
1n allem nimmt das Thema Ostdeutschland 
mit 19% aller spontanen deutschlandpoliti­
schen Notierungen noch einen respekta­
blen Mittelplatz ein. 

Ganz anders im Osten: Nicht nur die vor 
Jahren noch ersehnte Reise 1n den We­
sten. auch der Westen als Ganzes 1st rest­
los aus dem studentischen Bewußtsein 
ausgeblendet. Nur 3% aller deutschland­
politischen Nolierungen. das sind weniger 
als 2 Promille aller Assoz1allonen zur bun­
desdeutschen Gegenwart, beschäitigen 
sich mrt dem Westen, und das auch nur mit 
dem westdeutschen Lohnniveau (positiv) 
und den "Besserwessis" (negativ). 
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Einheit. so muß man hieraus wohl schlie­
ßen, ist aus ostdeutscher Sicht keineswegs 
gleichbedeutend mit dem Aufbau einer 
neuen, gesamtdeutschen Gegenwart, son­
dern lediglich das Überrollen der gerade 
erst gewonnenen eigenständigen Identität 
durch eine fremde Macht. Der Blick bleibt 
weiterhin starr auf das bisherige Terrotori­
um fixiert. Die ldde eines einheitlichen 
Deutschlands, und das gilt in ähnlicher 

Weise auch für den westdeutschen akade­
mischen Nachwuchs, ist auch nicht an­
satzweise, weder in der Geschichte noch 
in der Gegenwart akzeptiert. 

Rainer Bräme, 
(Der Autor ist Physiker und Soziologe an 

der Philipps-Universität Marburg) 

(aus: Forum Wissenschaftt 1/93) 

Ilmenau: Immer weniger Frauen in Technikdisziplinen 

Die Gleichstellung von Frau und Mann ist 
im Grundgesetz verankert. Doch Papier ist 
geduldig, und die Wirklichkeit schreibt ihre 
eigene Version: 

Mit 6,7% weiblichen Studierenden im Jah­
re 1991 bewegt sich die TU Ilmenau mrt11er­
weile auf dem Stand der alten Bundeslän­
der. wo er im übrigen sert Jahren unverän­
dert ist. (1992 ist der Anteil weiblicher Stu­
dierender an der TU zwar auf 12% ange­
stiegen. doch ist dies fast ausschließlich 
dem Zulauf 1n den Wirtschaftswissenschaf­
ten zu verdanken.) Die 9.8% Frauenanteil 
im akademischen Mittelbau lassen darauf 
schließen, daß der Anteil der Studentin­
nen an der THI vor wenigen Jahren zumin­
dest bei 10% gelegen hat. Bei der Beset­
zung der Professuren setzt sich die trauri­
ge Bilanz fort: Unter den bald ca. 60 Uber­
geleiteten sind voraussichtlich nur 4 Frau­
en zu finden. Und im Bereich Verwaltung 
und Technik sind bei 53% Frauenanteil 
lertende Pos1t1onen zu ganzen 7% weiblich 
besetzt. 

In ihrem Bencht vor dem Senat am 2.3.93 
(vielleicht nicht ganz zufällig unmmelbar vor 
dem Internationalen Frauentag) nennt die 
Gleichstellungsbeauftragte der TU Ilmenau, 
Frau Dr. Gabriele Schade, die Grunde fur 
die betroffen machende S1at1st1k· 

Für den weiteren Rückgang des Frauen­
anteils in technikwissenschaftlichen Fach­
bereichen sei in erster Linie das Rollenver­
ständnis in der Gesellschaft und damit ver­
bunden das vorherrschende typisch 
"männliche Bewußtsein" verantwortlich. 
Das zeige sich zum einen daran, daß alte 
Vorurteile gegen Frauen in Technikberu­
fen nach wie vor stark ausgeprägt sind, 
Frauen allerdings diese Fachrichtungen 
auch nicht gerade "überschwemmen". 
Zum anderen neigen Studentinnen und 
Wissenschaftlerinnen 1n Technikdisziplinen 
mehr zu ganzheitlicher Denkweise, wün­
schen sich interdisziplinäre Studieninhalte 
mit Betonung ökologischer und sozialer 
Komponenten. Untersuchungen ergaben 
auch, daß ihre mannhchen Kollegen Tech­
nikwissenschaft eher prozeßhaft betreiben. 
Hinzu komme, daß die Kindererziehung 
gewöhnlich fast ausschließlich den Frau­
en übertragen, Frauen der Wiedere1nst1eg 
in den Beruf damrt oft schwer gemacht wer­
de. Dies führe dazu, daß Frauen mit familiä­
ren Verpflichtungen 1n der Regel menr Zeit 
für ihre brufhche Karriere benötigen als 
Manner. Die Anzahl von Publikationen von 
Wissenschaftlerinnen liege häufig unter 
denen der Manner. Frauen sind meist älter 
als ihre mannhchen Kollegen. ehe sie dazu 
kommen. z.B zu hab1ht1eren. 
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Aufgrund dieser offensichtlichen Konfliktsi­
tuation und Benachteiligung müsse Gleich­
stellung von Frauen bedeuten. daß Frau­
en gefördert werden, betonte Frau Dr. 
Schade. Die Aktivitäten der G leichstellungs­
beauftragten in gemeinsamer Arbeit mit 
dem Gleichstellungsrat dafür reichten u.a. 
von der Herausgabe von Richtlinien zur 
Förderung von Frauen an der TU, über 
das Engagement für den Erhalt der Kinde­
reinrichtung, die Mitwirkung an den Beru­
fungsverfahren. Ringvorlesungen zu The­
men der Frauenforschung Im studium ge­
nerale bis hin zu vielfältigen anderen frau­
enspezifischen und -fördernden Veranstal­
tungen. Doch all dies bleibe ein ewiges 
Schwimmen gegen den Strom, so die 
Gleichstellungsbeauftragte, gelinge es 
nicht. neue Wenesysteme und eine neue 
Arbeitsteilung im familiären und beruflichen 
Alltag zu schaffen. Hierzu gehöre auch die 
Umverteilung von Mitteln. insbesondere 
zugunsten der Finanzierung von trauen-

fördernden Programmen und Kinderbe­
treuungseinrichtungen. Speziell an der TU 
Ilmenau laufen die ABM-Stellen in der Kin­
derkrippe am 30.6.93 aus, und die Frage 
nach der Fortführung dieser Einrichtung 
steht erneut auf der Tagesordnung. Eben­
falls müsse die Frauenforschung zum fe­
sten Bestandteil des Ausbildungsspek­
trums an der TU etabliert werden - und 
zwar in dem Sinne, daß nicht über, son­
dern für Frauen (und Männerl) geforscht 
werde. Notwendig sei auch, Mädchen die 
Technik näherzubnngen, Berührungsäng­
ste abzubauen und damit ihr Interesse an 
einer ingenieurwissenschaftlichen Ausbil­
dung zu wecken. Dafür Varianten zu fin­
den, sei eine wichtige Aufgabe der Gleich­
stellungs"polltik'' der TU Ilmenau. 

(aus: 1/menauer Uni-Nachrichten, 
Zeitung der Technischen Universität 

Ilmenau 4193) 

Zentren für die Geisteswissenschaft 

Der Präsident der Max-Planck-Gesellschaft 
zur Förderung der Wissenschaften (MPG), 
Hans F. Zacher, hat vor wenigen Tagen 
dem Wissenschaftsrat die Empfehlungen 
zur Einrichtung geisteswissenschaftlicher 
Forschungszentren zugeleitet, die eine von 
ihm einberufene Kommission ausgearbei­
tet hat. Damit ist der Auftrag im wesentli­
chen erfüllt. der der MPG im Juli 1991 auf 
Empfehlung des Wissenschaftsrates über­
tragen worden war. Damals hatte der Wis­
senschaftsrat vorgeschlagen. die MPG solle 
sieben ge1stesw1ssenschaftliche For­
schungszentren gründen und während 
einer dreijährigen Übergangsphase be­
treuen. um einigen als besonders gut be­
urteilten Forschungsgruppen der vorma­
ligen Akademie der Wissenschaften der 
DDR weiterhin Arbertsmöglichkerten zu bte-
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ten. Außerdem bat der Wissenschaftsrat 
die MPG, bis spätestens Mrtte 1994 einen 
Perspektivplan zur Ausgestaltung der 
Schwerpunkte (Zentren) vorzulegen. 

Die Einrichtung der Forschungsschwer­
punkte für zerthistorische Studien. für Wis­
senschaftsgeschichte und Wissenschafts­
theorie. für die Erforschung der europäi­
schen Aufklärung, für die Erforschung des 
modernen Orients, für allgemeine Sprach­
wissenschaft. Sprachtypolog,e und sprach­
liche Universalienforschung, für Literatur­
wissenschaft sowie für Geschichte und 
Kultur Ostmitteleuropas erfolgte zum 1. Ja­
nuar 1992. nachdem zuvor die ~v1PG-Toch­
ter "Förderungsgesellschaft Wissenschaft­
liche Neuvorhaben mbH" als Trägerorga­
nIsatIon gegrundet worden war 

Die vom Präsidenten der MPG berufene 
Kommission ("Präsidentenkommission") 
wirkte zunächst an der Auswahl der Wis­
senschaftler für die eingerichteten For­
schungsschwerpunkte mit und befaßte sich 
dann vom März 1992 an mit der konzeptio­
nellen Planung der Forschungszentren. 
Das Ergebnis der Beratungen • bei denen 
von Anfang an eine wesentliche Rolle spiel­
te, daß der Wissenschaftsrat geisteswis­
senschaftliche Forschungszentren auch als 
ein innovatives Instrument zum Abbau be­
stehender Defizite der institutionalisierten 
geisteswissenschaftlichen Forschung in 
den alten Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland betrachtete • wurde Ende 
Mai 1993 in Form von Empfehlungen dem 
Präsidenten der Max-Planck-Gesellschaft 
vorgelegt und im Juni vom Senat der MPG 
zur Kenntnis genommen. Ein Jahr vor Ab­
lauf der vorgegebenen Frist - die Kommis­
sion beeilte sich, um die betroffenen Wis­
senschaftler nicht über Gebühr lange im 
Ungewissen über die künftige Entwicklung 
zu lassen • hegen die Empfehlungen jetzt 
beim Wissenschaftsrat. der nun seinerseits 
das Konzept in einer eigens dafür gebilde­
ten Kommission beraten wird; sie tritt Mrtte 
Oktober zum ersten Mal zusammen. 

Da zur Zeit sowohl in den Wissenschaftsor­
ganisationen der Bundesrepublik als auch 
in der Öffentlichkeit eine kontroverse De­
batte über geisteswissenschaftliche For­
schungszentren geführt wird, entschloß 
sich die MPG-Komm1ssion unter Vorsitz 
von Prof. Franz Emanuel We,nert, Vizeprä­
sident der Max-Planck-Gesellschaft und 
Direktor am Münchner Max-Planck-Institut 
für psychologische Forschung, zwei Alter­
nativempfehlungen auszuarbeiten: 

- Gründung von ge1stesw1ssenschaftlichen 
Forschungskollegs als Einrichtungen ei­
nes überregional organIsIerten Förderver­
eins 

• Gründung gerstesw1ssenschafthcher For-
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schungszentren als Institute an Universitä­
ten (An-Institute) oder als Institute mehrerer 
Universitäten (Inter-Institute). 

Beide Modelle werden in den Empfehlun­
gen ausführlich dargestellt und diskutiert. 
Zusammengefaßt wird folgendes vorge­
schlagen: 

Erster Vorschlag: 

Im ersten Vorschlag empfiehlt die Kommis­
sion einen zweistufigen Aufbau: Zunächst 
Gründung eines Vereins zur Förderung 
geisteswissenschaftlicher Zentren oder 
Forschungskollegs, anschließend Errich­
·tung der einzelnen Kollegs. Das wichtigste 
Organ des Fördervereins soll ein Kuratori­
um werden, dem Je ein Wissenschaftler 
der Partneruniversität des Kollegs, der 
Hochschulrektorenkonferenz und der wis­
senschaftlichen Akademien der Sitzländer 
angehört, dazu je drei von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft und von der 
Max-Planck-Gesellschaft benannte Wis­
senschaftler sowie je ein Vetreter des Bun­
desministeriums für Forschung und Tech­
nologie und Jener Sitzländer. in denen 
schon Kollegs existieren. Außerdem soll 
das Kuratorium mindestens sechs heraus­
ragende nationale und ausländische Ver­
treter der Geisteswissenschaften und des 
kulturellen Lebens kooptieren. Die ge­
schäftsführenden Direktoren des Kollegs 
gehören dem Kuratorium als ständige Gä­
ste an. 

Aufgabe des Kuratoriums soll es ein, Grün­
dungen. Veränderungen und Schließun­
gen von Kollegs sowie - In Verbindung mit 
der Jeweiligen Partnerun,versität • Beru­
fungen und Abberufungen der wissen­
schaftlichen Leiter der Kollegs zu beschlie­
ßen. Ferner legt das Kuratorium die Grund­
sätze füi die Fo;schungspolitik fest. Die Fi• 
nanz,erung des Vereins sollte nach den 
Empfehlungen gemeinsam durch Bund 
und Lander Im Verhältnis SO : 50 erfolgen. 
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Ein Drittel des jährlichen Budgets müßte für 
Grundausstattung, Infrastruktur und Sach­
aufgaben der Kollegs zur Verfügung ge­
stellt werden, während zwei Drittel in einen 
gemeinsamen Forschungspool wandern. 
aus dem die Wissenschaftler kompetitiv 
Forschungsmittel elnwerben können (die 
Vergabe der Mittel soll durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft erfolgen). 

Die einzelnen Forschungskollegs, die vom 
Förderverein unterhalten werden, sind in 
diesem Modell zwar rechtlich unselbstän­
dig, genießen aber volle Selbständigkeit 
bei der Planung und Durchführung ihrer 
Forschungsprogramme. Jedes Kolleg soll 
nur über eine kleine Anzahl unbefristet zu 
besetzender Wissenschaftlerstellen verfü­
gen. der größere Teil der Stellen wird in­
und ausländischen Gastforschern befristet 
zur Verfügung gestellt. Ein Wissenschaftli­
cher Bertrag berät die Kollegs, beurteilt in 
regelmäßigen Abständen deren Arbeit und 
legt dem Kuratorium darüber Berichte vor. 

Die von der MPG-Tochter "Förderungs­
gesellschaft Wissenschaftlicher Neuvorha­
ben mbH" eingerichteten und betreuten 
geisteswissenschaftlichen Forschungs­
schwerpunkte sollten nach Ansicht der 
Kommission für den schrittweisen Aufbau 
ge1steswiisenschaftlicher Kollegs genutzt 
werden. 

Für die Ausstattung der geisteswissen­
schaftlichen Forschungskollegs sind nach 
Angaben der MPG-Kommission voraus­
s1chtl1ch einmalige Ausgaben 1n Höhe von 
36 Mio. DM, verteilt auf die Jahre 1995 bis 
1997. erforderlich - eine Summe, in der 
schon die Ausgaben für die Einrichtung 
von Gästehausem für die einzelnen For­
schungskollegs (21 Mio. DM) enthalten sind. 
Der 1ährt1che Mittelbedarf der Forschungs­
k:o!!egs m,t insgesamt 175 \A/issenschaftfer­
stellen sowie 75 Stellen für nichtw1ssen­
schaftliches und Verwaltungspersonal wird 
auf 42 Mio. DM geschätzt. 
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Zwerter Vorschlag: 

In der Alternativempfehlung wird vorge­
schlagen, geisteswissenschaftliche Zen­
tren als lnstrtute an einer Universität ("An­
lnstttuf') oder an mehreren Universitäten 
("Inter-Institut'') zu gründen, wobei - wenn 
immer es möglich ist - der Gründung 
interuniversrtärer Zentren der Vorzug ge­
geben werden sollte. Die Einrichtung die­
sergeisteswissenschaftlichen Forschungs­
zentren sollte im Rahmen eines von Bund 
und Ländern gemeinsam finanzierten För­
derprogrammes erfolgen. 

Vorgeschlagen wird - je nach gewähltem 
Modell - eine Finanzierung von Bund und 
Ländern im Verhältnis 50: 50 oder - sofern 
das jeweilige Srtzland die Grundausstat­
tung übernimmt - von Bund und Srtzland 
im Verhältnis 75 : 25. Über die Rechtsform 
der Forschungszentren soll später ent­
schieden werden - auch verschiedene 
Rechtsformen sind in Abhängigkeit von 
den jeweiligen Landesgesetzen und Uni­
versrtätswünschen denkbar. vorausgesetzt 
natürlich. das Zentrum 1st mit mindestens 
einer Universität institutionell verbunden 
und die notwendige Selbständigkeit der 
wissenschaftlichen Arbeit sowie die erfor­
derliche finanzielle Ausstattung sind ge­
währleistet. 

Die Berufung des Direktors (oder der Direk­
toren) eines Zentrums soll im Einverneh­
men zwischen der Universität und dem 
Zentrum erfolgen; mindestens einer der 
Direktoren muß zugleich Professor der Je­
weiligen Universität sein. Zwei Drittel der 
Stellen für das wissenschaftliche Personal 
der Zentren sollen für Gastwissenschaftler 
vorgesehen werden. Die Mittel dafür wer­
den auf Antrag in!eress1erter 1n-und aus-
1andiScher \AJissenserL1afiler durch die zu­
stand1gen Gremien der Deutschen For­
schungsgemeinschaft vergeben. Ein Wis­
senschaftlicher Beirat berät die Zentren in 
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allen Forschungstragen; ob ein Zentrum 
wertere Organe (z.B. Kuratorium) erhält. 
hängt von der gewählten Rechtsform ab. 

Für besonders wichtig ·erachtet die MPG­
Kommission, daß von Anfang an minde­
stens acht Forschungszentren errichtet 
werden - neben den von der MPG-Toch­
ter "Förderungsgesellschaft Wissenschaft­
liche Neuvorhaben mbH" betreuten 
Schwerpunkten (der Senat der Max­
Planck-Gesellschaft hat im März 1993 die 
Gründung eines Max-Planck-Institutes für 
Wissenschaftsgeschichte beschlossen; 
über die Gründung eines Max-Planck-ln­
strtutes zur Erforschung der europäischen 
Aufklärung sind die Beratungen noch nicht 
abgeschlossen) also noch mindestens 
zwei bis drei Zentren. Auf diese Weise soll 
von vornherein deutlich gemacht werden. 
daß die geisteswissenschaftlichen For­
schungszentren nicht nur Arbertsmöglich­
keiten für Wissenschaftler der ehemaligen 

Akademie der Wissenschaften bieten sol­
len, sondern ein innovatives Programm 
zur Förderung der Geisteswissenschaften 
in der Bundesrepublik Deutschland dar­
stellen. 

Für die acht Zentren muß mit einem jährli­
chen Mittelbedarf von etwa 45 Mio. DM 
gerechnet werden, zu dem ein einmal~ger 
Betrag von 24 Mio. DM für die unbedingt 
erforderlichen Gästehäuser sowie für bau­
liche Maßnahmen zur Unterbringung der 
Zentren kommt. 

Die Empfehlungen der MPG-Kommission 
enden mit dem Wunsch, daß nach Prü­
fung der Vorschläge durch den Wissen­
schaftsrat zügig die notwendigen Verhand­
lungen aufgenommen werden, um mög­
lichst bald zu einem Abkommen über die 
Errichtung geisteswissenschaftlicher For­
schungszentren zu kommen. 

Michael Globig (München) 

Bundesbericht Forschung 1993 erschienen 

Mit dem Bundesbericht Forschung (BuFo) 
legt die Bundesregierung eine Bestands­
aufnahme der Forschung 1n Deutschland 
vor. Sie setzt damit ihre periodische For­
schungsberichterstattung fort (BuFo alle 4 
Jahr, dazwischen wird der sogenannte 
Faktenbericht vorgelegt). Schwerpunkte 
der Forschungsförderung der Bundesre­
gierung werden 1m BuFo umfassend be­
schrieben. Der Bundesbencht Forschung 
dokumentiert damrt den Willen der Bun­
desregierung. Forschung und technologi­
sche Entwicklung als langtnslige lnvestrt1-
on in ri1P. 711k1mft De11schlane1s mit hoher 
Pnorrtät zu fördern. Der Bundesbencht For­
schung hebt die folgenden Aussagen her­
vor. 

Notwendige Konsolidierung der öffentli­
chen Haushalte: Die Bundesregierung hat 
in Zeiten schwieriger finanzieller Rahmen­
bedingungen Spielräume für die For­
schung genutzt 

Die Finanzierung der Forschung 1n 
Deutschland zu Beginn der 90er Jahre 1st 
durch die folgenden- Entwicklungslinien 
gekennzeichnet: 

Das Gesamtbudget für Forschung und 
Entwicklung (FuE) in Deutschland be­
trug 1992 insgesamt 80.7 Mrd DM. Mit die­
sen Ausqaben q1nq der Anteil für 1m Inland 
durchgeführte FuE am Bruttosozialprodukt 
(BIP) 1n Deutschland auf2.58% (1989; 2.87%: 
1991 • 2.66%) deutlich zuruck. Im Gegen-
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satz zu früheren Jahren lag der Zuwachs 
der FuE-Aufwendungen der Wirtschaft seit 
1989 unterhalb der Zuwächse des BIP, 
während Bund und Länder diesen Anstieg 
Im Zeitraum von 1989 bis 1992 knapp er­
reichten. Deutschland gehört weiterhin im 
internationalen Vergleich zu den for­
schungsintensivsten Ländern der Welt. Es 
fällt aber bei seinen FuE-Ausgaben ge­
genüber Japan (1991: 3,04%) und den 
USA (1991: 2,78%) zurück. Der Vorsprung 
vor anderen Ländern schrumpft. 

Bei der strukturellen Entwicklung der 
Finanzierung von Forschung und Ent­
wicklung hat sich seit 1989 eine Trend­
wende vollzogen: Die 80er Jahre waren 
durch einen steigenden Anteil der Wirt­
schaft an der Finanzierung der nationalen 
Forschungsausgaben in Deutschland (von 
55 .4 % im Jahr 1981 auf 62,3% im Jahr 1989) 
gekennzeichnet. Von 1989 bis 1992 ist der 
Anteil privatwirtschaftlicher Forschung auf 
58.9% deutlich gesunken. Ein wesentli­
cher Grund für diese Entwicklung liegt in 
der nachlassenden Dynamik der FuE-Auf­
wendungen der Wirtschaft in den alten 
Ländern. Die Wirtschaft in den alten Län­
dern hat bereits in den wirtschaftlichen Er­
folgsjahren 1990. 1991 die hohen Wachs­
tumsraten für Forschung und Entwicklung 
der 80er Jahre In den alten Ländern nicht 
fortgesetzt. 

Die Bundesregierung steigerte demge­
genüber ihre FuE-Ausgaben 1992 ge­
genuber 1989 um 27.5% von 14,0 Mrd DM 
auf 17.8 Mrd DM. Sie hat damrt den Anteil 
des Bundes am Forschungsbudget 
Deutschlands mit ca. 22% leicht ausge­
baut. Die Länder haben ihren Anteil am 
Gesamtbudget In Deutschland auf 16% (alte 
und neue Länder) ausgewertet (1989 alte 
Länder: 13.9%). 

Herausforderung deutsche Einigung: Er­
folgreicher Aufbau der außerun,versitären 
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Forschung m den neuen Lä.ndem; unbe­
friedigender Verlauf der Restrukturierung 
der Forschung in der Wirtschaft 

Die herausragende strukturelle Verände­
rung der Forschung in Deutschland Im 
Berichtszeitraum des BuFo ist die Umge­
staltung der Forschung in den neuen 
Ländern. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Verant­
wortungsbereich die Restrukturierung der 
außerunlversltären Forschung mit ho­
hem Engagement betrieben. Trotz aller 
Schwierigkeiten des Übergangs und noch 
bestehender Unzulänglichkeiten konnte 
hier ein erfolgreicher Umstruktunerungs­
prozeß durch die Forschungspolitik einge­
leitet werden. In Umsetzung der Empfeh­
lungen des Wissenschaftsrates haben 
Bund und neue Länder zum 1. Januar 
1992 mehr als 100 neue außeruniversltäre 
Forschungs-e1nrichtungen gegründet und 
damit rund 12.500 Arbeitsplätze in der For­
schung geschaffen. Hinzu kommen rund 
3.000 forschungsnahe Stellen aus dem 
ABM-Bereich. Damit ist die personelle Ka­
pazität der Forschungseinrichtungen in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost vergleich­
bar der In den alten Ländern. e1nschheß­
lich Berlin-West 

Die Lage der Forschung in der Wirt­
schaft des neuen Bundesgebiets 1st da­
gegen nach wie vor unbefriedigend. Die 
Kapazität von ca. 86.000 Personen (Schät­
zung) In der Forschung der Wirtschaft der 
DDR Ende 1989 wurde bis Ende 1992 auf 
ca. 24.000 Personen abgebaut. Damit glang 
es bislang nicht. die Grundlagen zur Er­
zeugung eigenständiger innovativer Pro­
dukte der Unternehmen In den neuen Län­
dern im erforderlichen Umfang zu schaf­
fen. BMFT und BMW1 haben 1992 für Er­
halt und Aufbau le;stungsfähiger FuE-Ka­
paz1täten rd. 600 Mio berertsgestellt (Soll 
1993· 700 Mio DM). um FuE In der Wirt­
schaft der neuen Länder zu unterstützen. 

I11,.;h,chulc <1'1 scpt. IYYJ 

Aufgaben des Bundesverichts Forschung 

Die Forschung und die technologis~~e 
Wettbewerbsfähigkeit nehmen in den ~h­
renden Industrie- und Technolog1enat10-
nen, wie z.B. den USA und Japan, einen 
hohen Stellenwert ein. Aufgrund ~er __ zen­
tralen Rolle der Innovationsdynamik für die 
Zukunft unseres Landes, brauchen wir auch 
in Deutschland eine breitere Diskussion 
über den richtigen Weg, die Effizienz der 

BERICHTIGUNG 

Forschung zuerhöhen. Mit dem Bundes­
bericht Forschung liegt eine Gesamtdar­
stellung der Forschung ,n Deutschland vor. 
Es sit zu wünschen, daß diese Grundlage 
vielfältig genutzt wird. 

(BMFT-PI) 

Der Bericht kann kostenlos angefordert 
werden beim BMFT, Pressereferat. 53170 

Bonn. 

, 5 . f • d K. I · o,e Fachhochschulen sind da -
In Heft 71?~ ist u~s in dem ~rt1k;,' von ~e~,n; e1~e bedauerlicher und sinnentstellender 
neue Mogf,chke1ten. neue ro eme. • •• . . daß die Empfehlungen des 
Satzfehler untenaufen. Auf S. 57. rechte Spalte ooen steht. ••• ritten wurden.· R1cht1g 
Wissenschaftsrates .... au~gerechnet ifn d1e_~em Pund:;~c~~~;rkt se, auch. daß - im 
muß es dagegen heißen: ... nicht a.l,!!gegn en wur • • • . ß 
gleichen Satz - 'sarkosankt' im Autoren-Manusknot natürlich sakrosankt hie • 

55 



BfTTE UM MITARBEIT 

Der Arbeitsbereich DDR-Geschichte des Mannheimer Zentrums für Europäi­
sche Sozialwissenschaften der Universität Mannheim unternimmt derzeit eine 
Umfrage über den Stand der Erforschung der DDR-Geschichte. Auftraggeber ist die 
Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages zur "Aufarbeitung von Geschich­
te und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland". Die Ergebnisse sollen Anfang 
Dezember 1993 veröffentlicht werden. 

Erwartet wird ein Kompendium, das die wissenschaftliche Kooperation in diesem 
zeitgeschichtlichen Forschungszweig erleichtern und Überschneidungen in der 
Forschungstätigkeit vermeiden helfen soll. Bisher hat der Arbeitsbereich alle univer­
sitären und außeruniversitären Einrichtungen um entsprechende Informationen über 
geplante, laufende oder unlängst abgeschlossene Vorhaben gebeten. Es sollen aber 
auch jene erreicht werden, die außerhalb wissenschaftlicher Institutionen an ein­
schlägigen Projekten arbeiten. In diesem Zusammenhang wird um Mitarbeit gebeten. 
Ein zu diesem Zweck vorbereiteter Fragebogen kann über folgende Adresse bezogen 
werden: 

Arbeitsbereich DDR-Geschichte am Mannheimer Zentrum für Europäische Sozial­
wissenschaften der Universität Mannheim, 68 131 Mannheim, Telefon 0621 / 292-85 
92 
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DOKUMENTATION 

Kadergespräche 

Stellen wir uns vor, du bist Student im 4. Studienjahr, wir schreiben das Jahr' 1987, und du 
mußt dich entscheiden, wohin du dich nach dem Studium für 3 Jahre vermitteln läßt. Deine 
Leistungen sind gut, und im Jugendklub hast du Freunde gefunden, mit denen du gern 
noch ein paar Jahre zusammen wärst. 

Den Sozialismus findest du (entschuldige!) als Idee ganz gut, obwohl du andererseits oft 
das Gefühl hast, daß er seine eigenen Ideale verrät und ziemlich dogmatisch ist. 

Im 1ntemat1onalen Hochschulfenenkurs hast du zweimal als Betreuerstudent mitgemacht. 
und aufwühlende Wochen mit richtigen Ausländern erlebt. Da spürtest du plötzlich, daß 
du In einer Welt lebst. und nicht nur In diesem kleinen verletzbaren Land, das du vor ihnen 
(du wunderst dich selbst) oft in Schutz nahmst. 

Du beschließt also, dich an der Hochschule zu bewerben, weißt aber. daß es da eine 
Hürde gibt: Man wird von dir verlangen, alle Kontakte zu deinen Verwandten im Westen 
abzubrechen. Das willst du nicht tun. denn (von der Sinnlosigkeit mal ganz abgesehen) 
findest du es auch politisch seltsam, wenn du einem alten Mann nicht mehr schreiben 
darfst, der als Fahnenflüchtiger im KZ gesessen hat. 

Aus den folgenden Monaten sind folgende Gedächtnisprotokolle überliefert: 

23.1.1987 Gespräch mit Dr. Ä. (Betreuer 
des /ndustnepraktikums) und Dr. N. (For­
schungsgruppen-Leiter) 

Dr. Ä.: Sie sind von der Bewerberliste ge­
strichen worden. da Sie die Unterschrift 
nicht geleistet haben. sämtliche Kontakte 
abzubrechen. Dies ist eine generelle For­
derung der Kader1eitung. die nicht sek­
tionsspezifisch ist. Sie hat nichts mit tat­
sächlicher VS-Notwendigkeit zu tun. Wenn 
Sie aber die Einverständniserklärung lei­
sten. bestehen noch Aussichten für 1hr 
Forschungsstudium 

Dr. N.: Sie wurden gestrichen. da S,e die 
Unterschrift nicht geleistet haben Wenn 
ein E1nverstandnis von Ihnen vorliegt. laßt 
sich das Verfahren 1ederzen wieder aufrol· 
len. Der Wissenschaftsbereich 1st auch wei­
ter an Ihnen 1nteressIert. denn uns fehlen 
Forscnungsstudenten 

26.1. Termin bei Dr. G. (wiss. Sekretär der 
Sektion) 

Dr. G.: In ihrem Fall wurde lediglich aus 
Kontingentgründen gestrichen - wir ha­
ben 30 Bewerber auf 12 Stellen. Allerdings 
muß ich Ihnen sagen. daß wir einen ande­
ren Falle hatten, in dem ein Student zu­
nächst nicht bereit gewesen war zur Ab­
brucherklärung. Er hat es sich jedoch über­
legt und die Frage wird 1etz1 geklärt. Sie 
wurden aber abgelehnt. weil Sie erklart 
hatten. sich auch an der TU Dresden um 
eine Stelle bewerben zu wollen. Wir haben 
aber noch Aussichten für Assistenten-Stel­
len an der Sektion. eventuell nur 1n einem 
anderen W1ssenschaftsbere1ch. 

Gespräch Dr G .. Dr_ N. 

Meine Kontakte zu Ausländern im Hoch­
schulfenenkurs sind doch nicht nur per-
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sönlich, sondern haben für mich auch eine 
politische Dimension?! Mit einem Abbruch 
mache ich nicht nur mich selbst unglaub­
haft! 

Dr. G.: Diese Kontakte können und sollen 
Sie ja haben, das sind dienstliche Kontak­
te. Sie können da durchaus auch private 
Dinge schreiben. 
Aber die familiären Kontakte müssen Sie 
alle abbrechen! 

13.2. Vorsprache in der Kaderfeitung, Dr. 
T. (rechte Hand und Abschirmung des 
Kaderfeiters) 

Dr. T.: Sie müssen aber alle familiären Kon­
takte abbrechen, wenn Sie hier anfangen 
wollen. Das müssen Sie auch zum Aus­
druck bringen! Schreiben Sie das hier drauf. 

Schiebt die Liste mit Verwandtschaft im 
NSW zu. Ich schreibe: "Hiermit erkläre ich, 
daß ich mich bezüglich dieser Kontakte 
entsprechend den Gesetzen der DDR ver­
halten werde." 

Dr. T .: Sie wissen aber. daß Sie die Kontak­
te abbrechen müssen?! 

25.2. bei Dr. N. 

Dr. N.: Die Kaderkommission hat mich an­
gerufen und mitgeteilt, daß Ihre Einstellung 
an der TH nicht 1n Frage kommt, weil Sie 
angegeben haben. daß Sie Disketten über 
verwandtschaftliche Kontakte beziehen 
wollen. 
(was einfach nicht stimmte) 
Außerdem haben Sie den Abbruch aller 
verwandtschaftlichen Kontakte nicht ein­
deutig genug ,n der von Ihnen vorgelegten 
schriftlichen Erklärung zum Ausdruck ge­
bracht! 

Termin beim Kaderfeiter persönlich (Dr. 
Y.). die Sekretärin öffnet mit einem Schlüs­
sel eme drückerlose. schalldicht schlie­
ßende Tür für mich. ich sehe zum ersten 
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Mal den mächtigen Kaderleiter, em klei­
nes, unauffälliges Männchen. 

Dr. Y.: Ich habe jetzt keine Unterlagen über 
Sie da. aber die von Ihnen gegebene Er­
klärung reicht nicht. Wissen Sie, die ge­
setzlichen Bestimmungen machen den 
Bürgern der DDR in diesem Punkt keine 
Vorschriften. Wir möchten aber sicher sein, 
daß unsere Mitarbeiter absolut zuverlässig 
sind. 
Ach, haben Sie übrigens noch Kontakte 
aus dem Hochschulferienkurs? 

Oh nein, die habe ich ja abgebrochen. 

Dr. Y.: Die sollten sie aber haben! 
Wir sind sehr daran interessiert. Allerdings 
in einer für uns klaren Form über das Se­
kretariat "Internationale Beziehungen". Die 
familiären Kontakte sollen Sie abbrechen. 
Das muß für uns klar se,n. 

26.2. neuer Termin beim Kaderleiter 

Dr. Y. (vertraulich): Sie werden merken. es 
gibt hier zwei Arten von Menschen: die 
einen dürfen überall hin fahren und die 
anderen dürfen noch nicht einmal Kontak­
te haben. 
(diktiert:) "Mit Aufnahme meiner Tätigkeit 
an der THI werde ,eh alle außerd,ensth­
chen Beziehungen und Kontakte ,ns NSW 
abbrechen." 

Ich unterschreibe. 

Dr. Y.: Diese Forderung steht überall in der 
Industrie - wir merken das immer wieder 

Freitag. 2. Vorsprache bei Dr. E. (Sektions­
vertreter ,n der Kaderkomm1ss1on) 

Dr. E.(unwilltg): Was wollen S,e denn von 
mir? 

Ich möchte wissen, welche Entscheidung 
auf der Sitzung der Kaderkomm,ss,on am 
Mittwoch gefällt wurde. 

h,..:h,,hulc chi ,cpl. 199) 

Dr. E.: Ich bin nicht befugt, Auskunft zu 
erteilen! 
Ich kann Ihnen aber andeuten, daß Sie 
wahrscheinlich bleiben können. 
Sie werden aber durch die Kaderkomm,s­
sion benachrichtigt. 

Inzwischen hatte ich mich in anderen Sek­
tionen nach Möglichkeiten erkundigt, dort 
anzufangen. Es stellte sich heraus, daß 
dort die "objektiven Anforderungen" bei 
weitem nicht so waren, und ich hatte einen 
Forschungsleiter gefunden, der mich auch 
ohne die absurde Verpflichtung nehmen 
würde. 

Zu dem Zeitpunkt tauchte plötzlich ein Ar­
beitsvertrag für mich auf. 

6. Mai, Gespräch mit Dr. N.. Dr. Ä. 

Dr. N.: Dr. G. hat mich benachrichtigt, daß 
Sie ihren Arbeitsvertrag nicht unterschrie­
ben haben. Wir haben dermaßen für Sie 
engagiert!! Sie müssen endlich reifer wer­
den und wissen. was Sie wollen! 

Ich erkläre. daß mit mir nie ein Einstel­
lungsgespräch f(ir eine Assistenz gefühn 
worden ist. ich habe mich auch nicht an der 
Sektion beworben (es war immer ein For­
schungsstudium beabsichtigt). 

Dr. Ä.: Was?!! Dann gehen Sie doch zum 
Arbeitsgericht und klagen Sie ihren Ver­
trag ein! 

Den habe ich nicht unterschrieben. 

Dr. N.: Dann entscheiden Sie sich bis mor­
gen. was Sie wollen. 

In eine andere Sektion (nur weg!). 

Dr. A. (mit hochrotem Kopf. schreit): Dann 
geben wir ihren Arbeitsvertrag an die Ka-

derleitung zurück, Sie sind ja dort kein 
Unbekannter mehr! Glauben Sie nicht, daß 
Sie es dann woanders leichter haben! 
Wenn Sie sich so verhalten, geht Ihnen ein 
Ruf voraus, und zwar in der ganzen DDR! 

Ich habe lange gezögert, ob ich dieses 
Grusical überhaupt wieder aufrollen soll. 
Vielleicht hatte ich auch Hoffnung, daß die 
betreffenden Personen so aufrichtig sind, 
selbst im Rahmen der inneren Evaluie­
rung solche Geschehnisse aufzuarbeiten. 
Aber dazu sitzt wohl allen Beteiligten eine 
allzugroße Angst vor Zukunft und Vergan­
genheit Im Nacken. (Bei einer einzigen 
Gelegenheit erlebte ich wenigstens Ansät­
ze dazu. Allerdings in meinem neuen Be­
reich, und der Mann. der so ehrlich war, 
mußte inzwischen die Hochschule verlas­
sen.) 

Es geht mir nicht um· Rache oder Schuld­
zuweisung. Da fängt die Frage nach den 
vielen kleinen Kompromissen schon bet 
mir selbst an. Warum hast du damals der 
Wehrdienst nicht verweigert. warum bist 
du an einer Hochschule geblieben. an der 
solche Geschichten normal sind? Immer­
hin hatte ich zwischenzeitlich diese kaputte 
Erklärung Ja auch unterschrieben. Dieser 
Blick zuruck soll einfach daran erinnern. 
wie schnell w,r bereit sind, des eigenen 
Frieden willens ein absurdes Gesellschafts­
spiel mrtzuspielen. 

Es geht schon wieder los. 

Olaf 
(aus: GURU. 1/menauer Studenten­

zeitung. 2193) 
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TAGUNG 

12. Gesundheitspolitischer Kongreß vom 14.01 bis 16.01.1994 in Leipzig 

Der StuRa-Med. der Universität Leipzig hat die Ausrichtung des 12. Gesundheitspolitischen 
Kongresses (GPK) sowie für derinhaltlid"le Vorbereitung die Federführung übernommen. Veranstal­
ter der G PK ist die Bundesfachtagung Medizin. der bundesweite ZUsammenschlußderMedizin­
Fad"lschaften. 
Der 12. GPK wird vom 14.01. bis 16.01.1994 in Leipzig stattfinden. Sein Arbeitstitel lautet: Sind 
wir noch brauchbar? 
"Sind wir noch brauchbar? Wir sind stumme Zeugen böser Taten gewesen, wir sind mit vielen 
Wassern gewaschen, wir haben die Künste der Verstellung und der mehrdeutigen Rede gelernt. wir 
sind durch Erfahrung mißtrauisch gegen Menschen geworden und mußten ihnen die Wahrheit und 
das freie Wort oft schuldig bleiben, wir sind durch Konflikte mürbe oder vielleicht sogar zynisch 
geworden ... " 
Dieses Zitat zieht sich durch alle Themen, was formal sehr anspruchsvoll, verzweifelt und pathetisch 
klingen mag, sich uns aber als osVwestdeutsche Realität alltäglich er1ebbarzeigt. Mit diesem Zitat 
von Dietrich Bonhoefer sei dies artikuliert und als Vorschlag/Ausgangslage für Leben und Wi­
derstand in unserer Gesellschaft unterbreitet. Wir haben viele Ideen, wollen viel bewegen, Verant­
wortung übernehmen, aber wir rennen gegen Wände, gegen die Wände der Macht. 
An diesem Zitat wird gleichzeitig deutlich, daß der Arbeitstitel nur Arbeitstitel sein kann. Wir werden 
nie den Anspruch dieses Mottos erreichen, wollen es aber als Richtschnur für die inhaltliche 
Vorbereitung nutzen. Dieser Arbeitstitel ist das Ergebnis einer Suche nach einem Motto, das Licht 
nicht nur auf die ostdeutsche. sondern unser aller Situation wirft. 
Der Kongreß soll vor allem Ost-Themen behandeln. aber auch die generellen Schwiengkeiten bei der 
Veränderung zeigen. Dahingehend richten sich die Angebote an Studierende aus West und Ost 
gleichermaßen. 
Ost-west muß der GPK dahingehend werden, daß westdeutscher Aktionismus, der sich oft als 
mitredendes Wegschauen entpuppt. ostdeutsche Aktionen nicht 1n den Schatten treten läßt. 
Unsere Geschichte, die Geschichte der gelernten DDR-Bürger, zeigt sich mittlerweile oft als 
westdeutsch okku·p1erte Geschichte, ausgedrückt als Geschichte von Ideen-und Hoffnungsexport 
aber auch als Aggressions-und Unterdrückungsexport. Es 1st aber gleichfalls wichtig festzuhalten, 
daß auch während und nach DDR-Zeiten in Ostdeutschland viele tragfähige Ideen und Hoffnungen 
vorhanden waren. die jedoch durch die Exportwelle weggespült wurden. Dahingehend wollen wir 
einen Kongreß veranstalten. der Themen vom/über den Osten 1n den Mittelpunkt stellt. 
Bei den Themen sehen wir eine große Palette vor uns. Hier nun eine lose. bislang urwollstand1ge 
Aufzählung: 
Gesche1terteStudienreform1nderehernal1gen DDR - schon ausgelernt? • Seminargruppen: soziale 
Chance, auch Restriktion?· Umweltforschung tn der ehemaligen DDR • Militärmed1z1n und 
militänsche Ausbildung 1m Studium • Wende: Risse und Brüche in B1ograph1en? • Evaluation und 
Entlassung: Vergangenhe1tsbewältigungals Instrument von Gegenwartsbewältigung· Hochschule 
Ost: T ransform1en.mg von Systemkonformität • Polikliniken: Hoffnungen 1m Gesundheitswesen -
Wo tagen die Kehrseiten? • "EI Hospital": Was wurde aus Dntte-Welt-Pro1ekten derehemahgen 
DDR? • § 218 und seine Auswirkungen auf die Frauen 1n den IL.inf neuen Bundesländern • 
Gesundheitliche Probleme Arbeitsloser 1n den fünf neuen Ländern • Hilfe für ehemalige Ostblock­
staaten - Alte Kontakte als Brückenschlag? • Scheuktappenwess,s: Was sah und sehe ich vom 
Osten? • H1erarch1e und demokratisches Selbstverstandms • Med1z1n 1n der Verantwortung • 
Perspektiven des Gesundheitswesen 1n der Neuen BRD 

Der 12. Gesundhe1tspol1tische Kongreß nchtet sich an alle lnteresS1erten. insbesondere natur11ch an 
die Studierenden der Medizin. Anmeldungen erbeten an: Kongreßburo GPK. do StuRa-Med .. 
Univers1tat Le1pz1g. Postfach 920. 04 009 Le1pz1g 
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FÖRDERPROGRAMME 

DAAD-Förderungsprogramme für Aufenthalte deutscher Wissenschaftler in 
Ost-, Ostmittel- und Südosteuropa 

Die Voraussetzungen für Studien-, Forschungs- und Lehraufenthalte in den östlichen 
Nachbarländern sind mit den dort vollzogenen Veränderungen günstiger geworden. Die 
Förderungsprogramme des DAAD für deutsche Wissenschaftler bieten Hilfe bei der 
Herstellung von Kontakten und bei der Finanzierung der Aufenthalte. 

Hochschullehreraustausch 

Im Rahmen von Kulturaustauschprogrammen und anderen Vereinbarungen hat der 
DAAD die Möglichkeit, deutsche promovierte, an Hochschulen und Forschungsinstituten 
tätige Wissenschaftler zur Förderung von Studien- und Forschungsaufenthalten durch 
ausländische Partnerinstitutionen für deren Zuständigkeitsbereich vorzuschlagen. Die 
angebotene Förderung sieht die Übernahme der internationalen Reisekosten durch den 
DAAD. der Aufenthaltskosten durch die ausländische Partnerinstitution vor. Anträge 
sollten spätestens drei Monate vor dem geplanten Aufenthalt, vorzugsweise aber vor 
Jahresbeginn für das folgende Kalenderjahr beim DAAD gestellt werden. Mit Bearbei­
tungszeiten bis zu 6 Monaten muß gerechnet werden. 

Die beabsichtigte Aufenthaltsdauer sollte mindestens 14 Tage betragen. Kurzfnstige 
Vortragsreisen sowie Konferenzbesuche können im Rahmen dieses Programms nicht 
gefördert werden. 

Für Anfragen und Bearbeitung der Anträge zuständige DAAD-Referate: 
323 (Tel. 882-494 bzw. 490): Polen. Tschechische Republik. Slowakische Republik, 
Ungarn: • 
324 (Tel. 882-420 bzw. 432): Albanien, Bosnien-Herzegowina, Bulgarien, Jugoslawien, 
Kroatien. Makedonien, Rumänien, Slowenien: 
325 (Tel. 882-422): Estland, Lettland, Litauen. Rußland, Ukraine, Weißrußland, Moldawi­
en. Armenien. Aserbaidschan. Turkmenistan. Kyrgystan, Usbekistan, Kasachstan, Tad­
schikistan. Georgien. 

Vermittlung von wissenschaftlichen Lehrkräften und Lektoren 

Der DAAD vermittelt und fördert langfristige Lehrtätigkeiten jüngerer deutscher Germani­
sten 1m Rahmen seines Lektorenprogramms (Stellenausschreibungen 1m September 
1eden Jahres) sowie länger- und kurzerinst1ge Gastdozenturen von deutschen Hoch­
schullehrern aller Facnnchtungen auf Einladung von ausländischen Hochschulen. 

Für Antragen und Bearbeitung der Antrage 1st das DAAD-Referat 321 zuständig. 

Stipendienprogramme für Studierende und Graduierte 

Über die St1pend1enprogramme für Studierende und Graduierte 1nform1ert die DAAD­
Broschure "Auslandsstipendien fur Deutsche". die bei den Akademischen Auslandsäm­
tern der Hochschulen emältlich 1st 
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GELESEN 

Horst Köpke, Friedrich-Franz Wiese: Mein Vaterland ist die Freiheit. Das Schick­
sal des Studenten Arno Esch. Hinstorff Rostock 1990 

Johannes Weberling: Für Freiheit und Menschenrechte. Der Ring Christlich­
Demokratischer Studenten (RCDS) 1945 - 1986. Walter Rau Verlag Düsseldorf 
1990 l 

"Vor uns steht eine Festung. Der Name 
dieser Festung ist die Wissenschaft mit 
ihren unzähligen Wissenszweigen. Diese 
Festung müssen wir um jeden Preis neh­
men." [1) Dieser Aufruf von J. W. Stalin 
wurde nach der Befreiung 1945 in der 
Sowjetischen Besatzungszone eine gülti­
ge Maxime. Die neue Gesellschaft benö­
tigte als eine der grundlegendsten Voraus­
setzungen ihrer Existenz eine "neue Intel­
ligenz". Stalin bestimmte zu Beginn der 
dreißiger Jahre auch den Charakter, den 
die neue Intelligenz besitzen müsse: "Doch 
wir brauchen nicht beliebige Leiter, Inge­
nieure und Techniker. Wir brauchen sol­
che Leiter, Ingenieure und Techniker, die 
fähig sind, die Politik der Arbeiterklasse 
unseres Landes zu begreifen, die fähig 
sind, sich diese Politik zu eigen zu ma­
chen, und die bereit sind, sie gewissenhaft 
zu verwirklichen." [2) Er führte auch aus, 
wie sich die "Arbeiterklasse" ihre eigene 
Intelligenz heranzog: "Selbstverständlich 
konnte die Sowjetmacht ... nur eine einzige 
Politik gegenüber der alten technischen 
Intelligenz verfolgen, die Politik der Zer­
schmetterung der aktiven Schädlinge, der 
Differenzierung der Neutralen und der 
Heranziehung der Loyalen." [3) 

Die "Sowjetisierung" der ostdeutschen 
Hochschulen ist bislang kaum von der 
Forschung thematisiert worden. Vor a!!em 
fehlen große zusammenfassende Darstel­
lungen. die auf emp1nscher Basis aufbau­
en. Den wenigen westdeutschen Ausnah-
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men gesellen sich einige, völlig unakzep­
table Darstellungen hinzu, die die offiziöse 
Sicht der SED "wissenschaftlich" getarnt 
verbreiten sollten. 

Auch seit dem Herbst 1989 sind nur weni­
ge neuere Arbeiten vorgelegt worden. Und 
pikanterweise sind kaum öffentliche Ver­
anstaltungen an den Universitäten durch­
geführt worden, um den aus politischen 
Gründen verfolgten Studierenden und 
Hochschullehrern wenigstens eine gewis­
se moralische Genugtuung zukommen zu 
lassen. (4) Angesichts dieses Forschungs• 
standes ist jede Veröffentlichung zu begrü­
ßen, die sich in der einen oder anderen 
Form dieser düsteren Kapitel annimmt. 

Das Buch von Johannes Weberling über 
den "Ring Christlich-Demokratischer Stu· 
denten" (RCDS) leistet dazu insofern ei­
nen Beitrag, als daß die Vorgeschichte des 
RCDS. der 1951 gegründet wurde, unmit­
telbar mrt der Entwicklung in der Sowjeti­
schen Besatzungszone und in Berlin ver­
bunden war. Diese "Vorgeschichte" wird 
dann auch von Weberling gebührend be­
achtet. Weberling zeichnet In knappen Stri­
chen die Situation an den Hochschulen 
und speziell die der Studierenden in der 
SBZ nach. Dabei legt er besonderen Wert 
auf den Widerstandskampf christlich-de­
rnokratischer Studenten. Zah!rsiche Grün,.. 
dungsmitglieder Jener christlich-demokra­
tischen Hochschulgruppen mußten ihren 
Kampf "für Freiheit und Menschenrechte" 

mrt dem Leben oder mrt Gefängnishaft bzw. 
Deportation in sowjetische Zwangsarbei­
terlager bezahlen. 

Diese Arbeit wurde vor dem Herbst 1989 
verfaßt, so daß der Autor auf wichtige Quel­
len, die in der DDR lagerten, nicht zurück­
gre~en konnte. Dennoch kann man sich 
hier schnell und informativ einen Überblick 
über die Nachkriegsentwicklung an den 
Hochschulen in Ostdeutschland holen. 

Das Buch ist der Geschichte einer konser­
vativen und parteilichen Studentenorgani­
sation gewidmet. die in Deutschland zu 
den größten und einflußreichsten ihrer Art 
zählt. Im Gegensatz zu vielen anderen Stu­
dentenvereinigungen, man denke etwa an 
den "Sozialistischen Deutschen Studen­
tenbund" (SDS), war bis zu der Darstellung 
von Weberling über den RCDS eher we­
nig bekannt. 

Der Arbeit kommt zugute, daß Johannes 
Weberling von 1981 bis 1983 dem RCDS 
als Bundesvorsit.zender vorstand. Dadurch 
hatte er Zugang zu Quellen und Unterla­
gen, der wohl kaum einem Außenstehen­
den gewährt worden wäre. Außerdem 
besitzt er lntimk.enntnisse über die Ver­
bandsstruktur, die Hauptfelder der politi­
schen Arbeit. das Publikationswesen, die 
Finanzierung und das Verhältnis zur CDU/ 
CSU. Dieses Ensemble von Vorteilen weiß 
Weberling geschickt zu nutzen. so daß 
sein Buch ohne jeden Zweifel für künftige 
Forschungen über die Geschichte der Stu­
denten und Hochschulen in Deutschland 
seit 1945 unabdingbar sein wird. 

Allerdings muß kritisch vermerkt sein. daß 
seine allzu große Nähe zum RCDS ihm 
sehr häufig den notwendigen kn!lschen 
Blick eines Außenstehenden versagen läßt. 
So ist es auch nicht verwunderlich. daß 
WAhP.rl,ng ~ls Prnt~gnn,sl rtes RC:nS 1m 

nachhinein nochmals Kampfe ausficht. und 
wohl auch als vermeintlicher Sieger aus 
dem Ring zu steigen geneIg1 1st, die an den 

westdeutschen Hochschulen seit den 
sechziger Jahren geführt werden. 

Aber diese politischen und wissenschafts­
politischen Eskapaden schmählern keines­
wegs den hohen Informationsgehalt des 
Buches. Das Buch taugt allerdings im Osten 
der BRD nicht für die hochschulpolitischen 
Auseinandersetzungen mit dem RCDS. 
Dies liegt nun wiederum nicht an der Dar­
stellung Weberlings. Die Gründe sind viel­
mehr darin zu sehen, daß es der RCDS - im 
Gegensatz zu seinem großen Vorbild -
noch immer nicht geschafft hat. sich in den 
neuen Jagdgründen zu etablieren. 

- Das andere anzuzeigende Buch widmet 
sich dem liberaldemokratischen Studen­
ten Arno Esch, der am 20. Juli 1950 vom 
Sowjetischen Militärtribunal Schwerin zum 
Tode verurteilt wurde. Arno Esch war da­
mals 23 Jahre alt. 

In dem vorliegenden Band wird Arno Eschs 
Wirken In 15 Beiträgen gewürdigt. Die Tex­
te sind überwiegend persönlich gehaltene 
Erinnerungen von Mitstreitern und Freun­
den Eschs. Einige davon haben selbst 
Jahre in sowietischen Lagern verbringen 
müssen. Der bekannteste Autor ist Wolf­
gang Natonek, der der erste Vorsitzende 
des Studentenrates in Le1pz1g war und im 
November 1948 verhaftet wurde. Natonek 
wie Esch oder der Christdemokrat Georg 
Wrazdilo (Berlin) gehörten zu den schil­
lerndsten studentischen Persönlichkeiten 
aus der unmittelbaren Nachriegsphase. 

Arno Esch, der vor allem In Rostock. aber 
für die LDP auch weit darüber hinaus wirk­
te. hatte zwischen 1947 und 1949 an der 
Rostocker Universität die Hochschulgrup­
pe der LDP aufgebaut.[5] Immer wieder 
wird in den Beiträgen sein überragendes 
rhetorisches und organisatorisches Talent 
betont. das wohl den Sow1etoffiz1eren wie 
ihren deutschen Genossen ein besonde­
res Dorn Im Auge gewesen sein muß. 

Der Band. den einige Texte aus der Feder 
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Amo Eschs komplettieren, verdeutlicht zwei 
für die ostdeutsche Nachkriegsentwicklung 
wichtige Problemfelder. Zum einen zeigt 
er Aspekte der Umgestaltung des gesam­
ten Bildungswesens in der SBZ und weist 
auf die wichtige Rolle hin, die widerstands­
fähige demokratische Studierende dabei 
spielten. Zum anderen macht er mit Nuan­
cen vertraut, die das politische Wirken bür­
gerlicher Persönlichkeiten und bürgerli­
cher Parteien in der SBZ bestimmten. 

Beide Bücher • so unterschiedlich sie von 
ihrer Anlage auch sind • vennitteln detal-

Anmerkungen 

lierte Aufschlüsse über die unmittelbare 
ostdeutsche Nachkriegsentwicklung an 
den Universitäten bis zur Gründung der 
DDR. Sie erweisen sich als nützliche Weg­
weiser für weitere Forschungen. Nicht zu­
letzt aber wird aus den Intentionen der 
Autoren wie aus den geschilderten histori­
schen Begebenheiten ersichtlich, daß der 
Kampf für Demokratie, Selbstbestimmung 
und Menschlichkeit in letzter Konsequenz 
niemals umsonst ist. 

llko-Sascha Kowalczuk (Berlin) 

(1) Zit. in: M. u. E. E. Müller:• ... stürmt die Festung Wissenschaft!" Die Sowjetisierung der 
mitteldeutschen Universitäten seit 1945. Berlin 1953. S. 3. 

[2)J. Stalin: Neue Verhältnisse-neue Aufgaben des wirtschaftlichen Aufbaus. Rede auf der Beratung 
der Wirtschaftler. 23. Juni 1931, in: ders.: Fragen des Leninismus, Berlin 1955, 7. Aufl., S. 4n. 
[3) Ebenda, S. 480. 

[4] Vgl. z.B. für eine Ausnahme: T. R1etzschel: Von derErinnerungzur Erneuerung. Semesterbeginn 
in Leipzig: Die Universitätgedenk1 derOpposittonellen, die unter der SED reglementiert und verfolgt 
wurden, in: F.A.Z. vom 26. 10. 1992. An der Berliner Humboldt-Universität. an dernichtzuletz1 Robert 
Havemann mit Lehrverbot belegt wurde, tat sich bis zum heutigen Tage In dieser Richtung kaum 
etwas. Lediglich an einzelnen Fachbereichen rangen sich einige zu einer Entschuldigung o. dgl. 
durch, was aberfürd1e Universität als solche eher peinlich sein sollte denn als Vorzeigestück ihrer 
Ennnerungsarbeit herhalten könnte. 

(5) Zu Esch vgl. auch: T. Ammer. Universität zwischen Demokratie und Dik1atur. Ein Beitrag zur 
Nachknegsgesch1chte der Universität Rostock. Köln 1969, S. 48 • 53. 
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PUBLIKATIONEN 

THURINGER LANDESREGIERUNG, PRESSE-UNO INFORMATIONSAMT(Hrsg.): Hochschulstrukurin Thürin­
gen. Argumente (Rede des thüringischen Wissenschaftsministers Ulrich Fickei vordem Landtag 
am 12. November 1992zur Hochschulstruktur, insbesondere zur Umwandlung der Medizinischen 
Hochschule Erfurt In ein Krankenhaus der Maximalversorgung und ein Medizinisch-Biologisches 
Forschungszentrum sowie zur Gründung der Universität Erfurt im Jahre 1994]. o.O. o:J. (Erfurt 
1992). 23S. Kostenlos erhältlich bei: ThüringerMinisteriumfürWissenschafl und Kunst. Öffentlich­
keitsarbeit, Werner-Seelenbinder-Sir. 1, 0-5071 Erfurt. 

KOHLER, GERD/ RoeeecKE, MARTINA (Hrsg.): Perspektiven - Positionen - Projekte.Auf der Suche 
nach Zukunftsentwürfen für die Neugestaltung von Hochschule und Forschung. 12. GEW 
Sommerschule. 30. August bis 5. September 1992, Akademie am Meer. K/apphofttaVSylt. Beiträge 
(GEW Materialien und Dokumente Hochschule und Forschung Bd. 71 ). 
[u.a. mit Beiträgen zu: HEP (Weegen), Hochschulpersonal-Ost im Wandel/ Zwischenbilanz (Bur\c­
hardt), Außeruniversitäre FuE in den neuen Bundesländern (Melis), Wie reformfäh1g sind die 
ostdeutschen Hochschulen? {Buck-Bechler), Restauration Oder Reform im ostdeutschen Wissen­
schaftssystem? (Pastemack)] 
o.O. o.J. {Frankfurta.M. 1993). 204S. Bestellungen an: GEW, Vorstandsbereich Hochschule und 
Forschung, PF 9004 09, W-6000 Frankfurta.M. 90. 

DEUTSCHE FoRSCHUNGSGEMEINSCHAFT DFG: Jahresbericht 1992. Band 1: Aufgaben und Ergebnis­
se. 427 S. Band 2: Programme und Projekte. 1058 S. Bonn 1993. Kostenlos bei: DFG. 
Öffentlichkeitsarbeit, 53170 Bonn. 

ARBEITSGEMEINSCHAFT DER GROSSFORSCHUNGSEINRICHTUNGEN AG F (Hrsg.): Handbuch der Großfor­
schung 1993/94. Bonn-Bad Godesberg 1993. 215 S. Kostenlos bei: Pressereferat der AGF. 
Postfach 201 448, 53144 Bonn. 

BRANDENBURGISCHE LANDESKOMMISSION FUR HOCHSCHULEN UNO FORSCHUNGSEINRICHTUNGEN (Hrsg.): 
Empfehlungen und Stellungnahmen zur Entwicklung der Hochschul- und Forschungsland­
schaft in Brandenburg. Potsdam 1993. 143 S. Kostenlos bei: Ministerium für Wissenschaft. 
Forschung und Kultur, Friedrich-Eben-Sir. 4, 14 467 Potsdam. 

Juso-HOCHSCHULGRUPPEN, BuNOESKOOR0INIERUNGSAUSSCHUSS (Hrsg.): Wissenschaftslandschaft 
Brandenburg (Texte und Dokumente. Materialien der Juso-Hochschulgruppen L 1 -6/1993). Bonn 
1993. 19 S. Kostenlos bei: Juso-Hochschulgruppen, z.Hd. Johannes Wien. Ollenhauerstr. 1, W-
5300 Bonn 1. 

BUNDESMINISTERIUM FUR BILDUNG UND WISSENSCHAFT/ BUNDESMINISTERIUM FUR FORSCHUNG UNO TECHNO­
LOGIE (Hrsg.): Stärkung der Wissenschafts-und Forschungslandschaft in den neuen Liindem 
und im geeinten Deutschland. Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag. 
Bonn 1993. 26 S. Kostenlos bei: BMFT. Pressereferat. 53 170 Bonn. 

SENATSVERWAL TUNG FUR WISSENSCHAFT UNO FORSCHUNG BERLIN (Hrsg.): Hochschulen in Berlin. 
Berhn 1993. 207 S. Kostenlos bei: Senatsverwaltung furW1ssenschaft und Forschung, Presserefe­
rat. Bredtschne1derstr. 5. 14 057 Berhn 

SENATSVERWALTUNG FUR WISSENSCHAFT UNO FORSCHUNG BERLIN (Hrsg.): Außeruniversitäre For­
schung in Berlin. Berlin 1993. 132 S. Kostenlos bei: Senatsverwaitung iur 'vV1ssenschafi und 
Forschung, Pressereferat. Bredtschne1derstr. 5, 14 057 Ber11n 

FRANZKE. MICHAEL (Hrsg.): Die ideologische Offensive. Ernst Bloch, SED und Universität. 
Le1ozIger Univers1tatsvertag. 1992. 235 S. DM 22. -. Uber den Buchhandel 
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SCHOTTLAEND?1, RAJN~: ~s teuerste Flugbll!"der Welt. Dokumentation einer Großfahndung 
des Staatss1cherhe1tsd1enstes an der 8erl1nerHumboldt-Universität 
[der Autor hatte vom November 1969 bis März 1970 mehrere hundert Flugblätter mit einem Aufruf 
zum Boykott der ML-Vorlesungen verstreut; in der im Selbstver1ag herausgebrachten Publikation 
dokumentiert er anhand von MfS-Akten-Kopien die darau1 einsetzenden - letztlich erfolglosen -
geheimdienstlichen Aktivitäten]. Berlin 1993. 176 Seiten. DM 20,-. Bestellungen an: RainerSchott­
laender, JastrowerWeg 17, 12587 Berlin. 

KAUFMANN, ULRICH/ MEus1NGER1 ANNETTE/ STADELER, HELMUT (Hrsg.): Verbannt und verkannt. 
Studien & Porträts 

[Dokumentation einer Ringvorlesung am Institut für Germanistische Literaturwissenschaft der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena im Sommersemester 1991, die insbesondere einer Selbstbefra­
gung der Jenaer Uteraturw1ssenschaftlerdienen sollte, da "direkt und konkret auch die Friedrich­
Schiller-Univers1tätJena und einzelne Mitarbeiter der Sektion für Literatur-und Kunslwlssenschaft 
verstrickt waren in die Vorgange und die Schicksale von einigen Autoren .. ." (Vorwort d. Hrsg.)]. 
Saale-Verlag Jena-Nord, Jena 1992. 128S. Über den Buchhandel. 

GüNTHER, HEINZ: Wie Spione gemacht wurden [derAutor, von 1965 bis 1989 Dozent am bzw. Leiter 
des Lehrstuhls "Recht und Sicherheit" der Schule der Hauptverwaltung Aufklarung des MfS 
beschreibt u.a. Struktur der, Ausbildung an und Endphase der So1onage-Hochschule). Aufba~ 
Taschenbuch Verlag, Ber1in o.J. (1993). 185 S. DM 14,80. Über den Buchhandel. 

FESTSCHRIFT Hochschule für Musik und Theater "Felix Mendelssohn Bartholdy" Leipzig 
150 Ja~re Musikhochschule 1843 - 1993. Verlag Kunst und Tou nstik, LeIpz1g 1993. 272 s. DM 
59,80. Uberden Buchhandel. 

FORNER, JoHANNES: Hochschule für Musik und Theater "Felix Mendelssohn Bartholdy" Leipzig. 
Ver1ag Kunst und Touristik, Leipzig 1993. 48 S. DM 9,80. Uber den Buchhandel. 

SCHWERES, MANFRED/ MANSKE, BERND (Hrsg.): Integrative Durchsetzung arbe1tsw1ssenschaftlicher 
Erke~ntn'.sse in die be(riebliche Praxis. Teil 1: MANSKE, B./ SCHWERES, M.: Um-und Durchsetzung 
arbeitswissenschaftlicherErlcenntnisse im Lichte der deutschen Vereinigung ( JADM-Mitteilun­
gen. Bd. 3/1) 
[u.a. Beiträge zu: Arbe1tsw1ssenschaften in der ehemaligen DDR: Anspruch und Wirklichkeit: Zur 
gegenseihgen (gemeint: DDR -BRD) Rezeption arbeItsw1ssenschaftlicher Forschung und Praxis]. 
IADM-Ver1ag, Du1sburg-Rhe1nhausen 1993. 61 S. Bestellungen an: lnslitutfür Arbeitswissenschaft 
und D1dakt1kdes Maschinenbaus(IADM). Universität Hannove. Im Moore 11 A. W- 3000 Hannover ,. 
FOAOERUNGSGESELLSCHAFTWISSENSCHAFTUCHE NEUVORHABEN MBH (Hrsg.): Tätigkeitsbericht 1992 
dergeisteswissenschaftlichenForschungsschwerpunkte 
[mit einer Einführung zur Entstehungsgeschichte der - nur in Ostdeutschland exIsllerenden -
ge1stesw1ssenschafthchen Forschungsschwerpunkte, dann die einzelnen Tät1gke1tsbenchte: FSP 
Ze1th1stonscheStud1en Potsdam. FSP Wissenset1aftsgesch1chte und W1ssenschaftstheone Ber1In 
FSP Europäische Aufklarung Ber11n. FSP ModernerOnent Berlin. FSP Allgemeine Sprachwissen~ 
schalt. Typologie und Universahenforschung Berlin, FSP L11eraturw1ssenschaft Berhn, FSP Ge­
schichte und KulturOstm1tteleuropas Ber1inj. Munchen o.J. (1993). 197 S. Kostenlos bei: Förde­
rungsgesellschaft W1ssenschafthche Neuvornaben mbH. Theaunerstr. 23. 80 333 München 

FORSCHUNGSSCHWERPUNKT ZEITHISTORISCHE STUDIEN (Hrsg.): [Ohne Titel - Tätigkeitsbericht 1992). 
Potsdamo.J. ( 1993). o.S. (22 S.) [1nhaltllch Ident1sch m11 dem entsprechenden Kapitel In: Täflgke1ts­
bencht 1992 derge1stesw1ssenschaft/1chen Forschungsschwerpunkte . s.o.j Kostenlos ber 
Forschungsschwerounk1Ze1th1stonsche Studien. Am Kanal 4/4a. 14 467 Potsdam 
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Rektoren wollen alte Tradition neu beleben 

o;c Technische Univcrtitit München Bettehen. Sie konn,e sich ~bei ~uf eint 
feienc am 24. Jun.i 1993 Ihr 12Sj1briger lußtnt c~gre,lche Arbeit ,cit ihrer 

Gründung berufen. So hat sie z. 8. einige 
Nol><lpr<lstrice< l>ervorzd>~cht. die 
Luft· und R.Jum&Jut nehmen in der Aut~ 
blldun1 und Fonchuna et..., bohen 
Rang ein. und heute umfa.Bt lbr Porent\11 
?4000 Studlemide vlelu Facllrtchtun• 

'"';:u, Anlaß des Jublllumt l'>nd Im Vor• 
h:ld ein Sympcl8ium der Rda:oren der cu-

~~~~~~=~~f~~~~ 
und !thilt" mn. Die Landeshauptstadt 
Mönchen pb iu Ehren der Univcnitlu• 

:::~~~~~1:=:1=. U:1 d~; 
Yrelsb.at Bayern pb einen Empfan& mit 
ctner bttlndrucl=den Flupch1u In der 
P\upetft ()bert,1chlng. Ein ,..;..,., Hö• 
hepunk.1 wu die Gntulationscour beim 
Prhldetl«n der TIJ. Pro/. Dr. Meldns<r, 
lffl Vortag des dttndlchen fe,!U1CI. WQ 
11..-n au, oller Welt. festlich b<kioi • 
de< mit Talar und Amtsltett<. lbt< GIOcl<· 
wONChe Ol><rbDcllten. De, FesUlct 
wurde In Gqe-nwart det Bundc:ti,r&sl· 
denten. des MlnJsterprlJidcnten des 
P,dsluies Bayern. der Oberbilrgenn<I • 
ttt:r YOn Mllnchen und Prei1inc (2. 
Standort der TIJ M~nchenl und des BI• 
tc.hob lußent fderllch begangen. Eine 

~de~nt~~~S!': =~~: !~ 
.Cannlna B•-·· von Orff. z, Zum ersten 

Mal seit Kri~g;;ncittrii'ge~"in München 
die Rektoren wieder Talare. Das alles 
verlieh der Festveranstaltui:ig im ne~ er­
bauten Auditorium maxtmum emen 
ganz besonderen Glanz. Ocr .Präsident 
der TU München, Prof. Me1tmg1:r, be­
tonte stolz, daß die reich gesch~uckten 
Umhänge und phantasievollen Hute gute 
Traditionen neu beleben werden und 
nicht die Asche bewahren so!len. son­
dern die Flamme. Sollte es nicht auch 
uns ein Signal sein. die wohl verwahrten 
(1893 vom Königshaus der damaligen 
Techn!schen H~hschule geschenkten) 
Insignien, so W1e es noch 19S3 zur 
12S•Jahrfeier unserer Hoch~chule ge­
schah. wenn es der Anlaß gebietet, anzu­
legen. zur Freude aller un~ zur Ehre un­
serer Alma mater. Seien Wlr uns unseres 
Wertes wieder bewußt. ' 

Prof. Dr. G. Landgraf 

aus: Dresdner Universitätsjoumal 1411993. 
Der Autor mitverantwortet seit dreieinhalb Jahren maßgeblich die Erneuerung der 

Technischen Umversität Dresden als deren Rektor. 

hochschuJe ost sepL 1993 

Wiaaenachafts• und Hochschulgeschichte der 
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Ehrerl)romotlon HansMayerinle~zlg • HAG-Genesis Im Westen undWirlcungimOslen • Kirchliche Hochschulen 
zwischen Nische und Fusion • BdWt-Frühjahrsakademie: Krtische Geistes-und Sozialwissenschaften nachdem Ende des 
Sozlallsmus • Wissenschan Ost 1989,g() • Europäische Universität Er1ur1 • Streitsache Latinum· Drei Jahre 
Wissenschaftsurrbau In Befi(K)s( • 2. Deutscl'llandkongreß habii.ierterWissensc:haltler • FraueninderOslwissenschalt 
• SPO-Wlssenschaltsforum • Sächsische Hochschulerneuerung aus Oppositionsperspektive • Ostdeufsche 
Sludenlengemeinden • GescHchte und Funktionswandel• Hochscoolen undMIS • der Umgang m~ einemuooequemen 
E.rbe'VotSCNägezurHochsctlJtrelorm'MethodologischeWeroe?'Hochschulealslnslttutlonurolandeshoch9cn.liredt 
• Veit>ände (-Schk:l(sale) rn Oslen • Ostdeutsche Erlwlcldungsländerforschung in der DDR und danach • Positionen zum 
Sächsischen Hochschulgesetz • AspektederPersonaistruktur•Neugestaftung incleroSldeutschenWissenschalt • Die 
OSldeutschenAtchl,,e • ForscrungundTectnologieinOSleuropa • Sozlal-undGeisleswissenschaftOst:ZW5Chert>lanzen 
desUrrbaus 

Autorinnen: 
Wolgang Nllsch, BemdOkun,Horst Pokrad<, Rosemarie Wil, Matthias Middell, Georg None, 1..arissaKlnzing,Kurt Nowak, 
PeerPastemack. Frttz Klein, Woffgangt<Ottter. Wongang Emsl,Jürgen Teller. Frank Geißler, llko-Sascha Kowak:zuk, 
TorstenBuilmam, RudoffvonThadden,HansJoachimMeyer,ChristophK.ähler,RudoffMau,MartinOnnasch, Monika 
Gbas. HorstKiinkmam, UtaStar11e, MarilsDürllop, HermannKienner, Hans-Uwe Erichsen, Edel>er1 Richter. Comellus 
Welss, Altrad FörSler. PeterPO<Seh, Hans-Heinz Erroros, EbemardTlef ernee, Hans.Jörg Sardkütier, Hartmut Eisernaros. 
GüntherWarteroerg, Sonja Brentjes. Martin Reibe. Gür1erEisen. Michael Daxner, Ulrich Geyer, HansgünlherMeyer, 
Wollgang Schluctter u .. a. 

Ko iervorla e 

Bitte senden Sie mir"hochschule ost': 
1. ein Exemplar zum Kennenlernen 

Bestellung 

2 ............ maldasJoumalimNormal-Abonnement für55,- DM 
3 ............ mal im Abo für ostdeutsche Privatbezieherlmen/ 

Studentinnenabonnement für 33, DM 
4 . ........... mal im Abonnement fürinderakademischen/ studentischen Selbstverwal­

tung in den FNLaktive Studierende (tätig in folgendem Gremium 
...................................................... ) für 20.- DM 

Die Bezahlung er1olgt nach Recmungsiegung rrit dem ersten Heft. 
Habe ichmlch lür Variante 2 .. 3. oder4. entschieden, so erldäre lchmichdarrit eirr,erstanden, daßsicn mein 
ADonnemer1 je weis umeinJallrvertängert, wennictl es nlcte blsvler Wochen (Poststelf1)8l)vor Ablaut der 
Bestellrisl kündge. 

------------·----------·--·-· 
Na-ne 

Adresse 

...................................................... (Datum) ........................................................... (Unterschrift) 

Es ist rnr bekannl. daß meine Be:sletlung ers1 wi1<sam ..,;ro. wenn Ich 518 gegeriit>er oem Anbieternicht lmelhab von 
Sieben Tagen (Postst~)sctv11Iich """9frufe 

. .................................................. (2. Unterschrift) 
Bitte senden an: Arbeitskreis Hochschulpolitische Ottentltchkeit beim StuRa Uni 
Leipzig,Augustusplatz 9. PSF 920. 0 • 7010 Leipzig 
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